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I.
10. März 1856.

Lieber Freund ! Ich danke Ihnen recht sehr für die in­
teressante Brochure , welche von der Herstellung des Gleichge­
wichtes im österreichischen Staatshaushalte handelt. Herr S y l­
v ester  will dieses Resultat durch technische Mittel herbeiführen. 
Zu diesem Behufe empfiehlt er die Regulirung und Erhöhung be­
stehender, und die Ausschreibung neuerSteuern. Das Defizit ist in 
seinen Augen das hauptsächlichste der vorhandenen Uebel. Er sagt 
zum Schlüsse: „Vor Allem anderen wichtig scheint uns die Meinung, 
dass ein selbst mit Anstrengung aufgebrachtes Steuerquantum, 
wie schwer es auch fallen mag, doch nicht so schwer auf allen 
Gliedern eines in jugendlichem Entwicklungsdrange aufstrebenden 
Körpers liege, als das Defizit.“

Sie wissen bereits, dass mein Ideengang ein vom obigen ver­
schiedener ist. In meinen Augen ist das Budget nicht Oesterreich; 
eine veränderte, zweckmässige ökonomisch-finanzielle Einrichtung 
gibt ein anderes Budget, aber ein numerisches Gleichgewicht in 
letzterem ist noch keine Dauer versprechende Besserung.

Ihrem Wunsche, meine Meinung über die neueste Wendung
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in den österreichischen Finanzzuständen zu hören . will ich recht 
gerne entsprechen. Sie scheinen ganz besonders durch das plötz­
liche Sinken des Agio überrascht worden zu seyn. Suchen wir 
also vor Allem über die Bedeutung dieser interessanten Erschei­
nung klar zu werden.

In der Nationalökonomie und den Finanzen gibt es keine 
Kunststücke , es geht da Alles ganz natürlich zu. Das Agio ist 
nicht die Krankheit der österreichischen Finanzen , sein Ver­
schwinden ist daher auch keine Heilung. Die Krankheit liegt 
erstens im mangelhaften Organismus des Bankwesens , zweitens 
im mangelhaften Organismus des Münzwesens , drittens im D e­
fizit des Staatshaushaltes, und viertens in dem durch die Ereig­
nisse der Jahre 1848 und 1849 gestörten ökonomischen Gesammt- 
zustand der Monarchie. Das Agio war eines der Krankheitssym­
ptome, Es ist auf dem Punkt zu verschwinden. Die Erscheinung 
ist zu interessant, als dass man nicht versucht seyn sollte . den 
Ursachen derselben nachzuforschen und in Bezug auf die Folgen 
ins Klare zu kommen.

Um hier zu keinen falschen Schlüssen verleitet zu werden, 
muss man vor Allem untersuchen, ob es wahr ist, dass die Krank­
heit in obigen vier Ursachen wurzle.

Das Bankwesen ist mangelhaft, weil der Papiergeld­
emission keine festen Schranken gesetzt, weil gegen den Ab­
fluss des Silbergeldes keine Vorkehrungen getroffen sind ; weil 
die Bank mehr eine Wiener-Bank als eine österreichische ist, da 
ihre Filial-Institute unzureichend dotirt und verwaltet sind , und 
endlich weil die Erfahrung gezeigt hat, dass die Wiener-Bank bei 
ihrem dermaligen Organismus jedesmal der Kanal werden kann, 
durch welchen es dem jeweiligen Finanzminister möglich wird, 
das Publikum mit endlosem Papiergelde zu überschwemmen.
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Das Münzwesen ist mangelhaft. Die Silber-Währung
wird in einer Art ausgeprägt , dass es mit Gewinn ver­
bunden i s t , österrei^iisehes Geld auszuführen und umschmelzen 
zu lassen.

Das Defizit ist eine Thatsache. Seine Permanenz ist 
unzweifelhaft, selbst nach hergestelltem Frieden , denn es ist für 
Niemand, der die „Wiener-Zeitung“ liest, ein Geheimniss, dass 
selbst wenn die Armeeauslagen auf 100 Millionen reduzirt wer­
den und die Eisenbahnbauten wegfallen , ein Defizit von 50—60 
Millionen vorhanden seyn wird. Selbst wenn ein fortwährendes 
Steigen der Staatseinnahmen vorausgesetzt wii'd, so darf doch nicht 
vergessen werden, dass die Ausgaben beinahe in demselben Masse 
steigen müssen.

Die Störung des ökonomischen Gesammtzustandes ist 
eine Thatsache ; sie hatte einen sehr bedeutenden Ausfall in 
den Ausfuhrartikeln , neben einer sehr bedeutenden und plötz­
lichen Steigerung der Produktionskosten auf allen Feldern der 
Thätigkeit zur Folge — Ergebnisse , die noch fortbestehen und 
noch lange fortbestehen werden.

Wenn das Gesagte wahr ist, so ist auch unbestreitbar, dass 
das Verschwinden des Agio auf die Heilung der Krankheit nur 
von geringem Einflüsse seyn kann. Das Verschwinden dieses 
Krankheitssymptomes hat zunächst nur den grossen Nutzen, 
zu zeigen, dass die Krankheit trotzdem fo r tb esteh e , daher an 
die H eilu n g  gegangen werden müsse. Der Ueberblick wird 
freier, das eigentliche Uebel wird mehr ans Licht treten. Aber 
selbst das Pari hebt die mangelhafte Bankorganisation , das De­
fizit und die Folgen des plötzlichen Uebergangs von der Natural- 
zur Geldwirthschaft nicht auf.

1 *
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Welchen Ursachen ist aber wohl das plötzliche Sinken des 
Agio zuzuschreiben? Hat ein Hereinströmen des Silbers in Folge 
einer grossen Ausfuhr österreichischer Produkte in das Ausland 
stattgefunden ? Die vermehrte Ausfuhr von Getreide nach 
Preussen kann unmöglich diese Veranlassung gewesen seyn . sie 
hat gewiss nicht 3—4 Millionen im Werthe überstiegen. Oder 
hat eine verminderte Einfuhr fremder Produkte nach Oesterreich 
dies bewirkt ? Eben so wenig. Braucht man für die im Auslande 
verzinslichen Staatsschulden kein Silber mehr dahin zu senden ? 
Diese Nothwendigkeit besteht in verstärktem Masse . seitdem 
viele Obligationen vom Nationalanlehen ins Ausland gewandert 
sind. Oder sind die angeblich begrabenen und sogenannten „se­
ligen“ Zwanziger auf einmal aus der Erde gestiegen? Nein, trotz 
des auf 2 — 2 ‘/ 8 — ЗУ2в/ 0 gesunkenen Agios ist im Verkehr 
kein Silber zu erblicken. Oder hat sich der Baarfond der Bank 
so bedeutend vermehrt, dass die Steigerung im relativen Werthe 
der Banknoten durch eine nahe Aussicht auf Wiederaufnahme der 
Baarzahlungen motivirt wäre ? Nein. Der Bankausweis vom 
Februar weist nur eine Vermehrung von 298.000 d. Silber nach ; 
die Bank hat 51 Millionen Silber und es zirkuliren 373 Millionen 
Zettel. Oder ist die 150 Millionen betragende Real-Hypothek, 
welche die Bank erhielt. Ursache dieser Erscheinung ? Nein ; 
denn diese wurde schon im November gegeben , ohne diese Wir­
kung zu haben.

Die Ermässigung des Agios ist eine Folge der Besserung der 
Wechselkurse . mit anderen Worten eines vermehrten Anbotes 
von fremden Wechseln und einer verminderten Nachfrage nach 
fremden Wechseln auf dem Wienerplatz. Zum grössten Theile 
löst sich aber die ganze Erscheinung in eine verm ehrte  
sch w u n gh afte  E xp ortiru n g  ö sterre ich isch er  E ffek ten  
in das A u slan d  auf. Als die Kriegsfurcht plötzlich aufhörte, 
haben die Kapitale . die aus dieser Ursache müssig waren oder



für SpPKU lationeii zu Kriegszwecken disponibel gehalten wurden, 
eine andere Verwendung suchen müssen. Der niedere Stand der 
österreichischen Staatspapiere — für 88—-84 fl. in Banknoten 
eine 5°/0 Verzinsung in Silber . während anderswo für 100 fl 
Silber kaum 4—-4‘/ 4°/0 erlangt werden — begünstigte diese Ver­
wendung ungemein. Dazu die Emissionen von 35 Millionen neuer 
Bankaktien, von 12 Millionen neuer Dampfschiff- und von 
HO Millionen Kreditaktien . die durch den günstigen Stand der 
Wechselkurse in Wien für das Ausland eine lukrative Anlage ge­
boten haben. Nun ist es bekannt, dass die Einfuhr von klingen­
der Münze wegen des Gewichts und massenhaften Umfanges kost­
spielig ist. Die Käufer österreichischer Effekten haben daher 
Wechsel nach Wien gesendet oder ihre dortigen Korrespondenten 
ermächtigt. Wechsel auf sie zu ziehen und diese zu verkaufen. 
Hieraus entstand ein bedeutend vermehrter Anbot fremder Wech­
sel auf dem Wiener Platz, und ihr Preis musste fallen. Gleich­
zeitig und im rechten Augenblick (8. Februar) erschien eine Ver­
ordnung . vermöge welcher es Jedermann freisteht. sich im In­
lande zur Zahlung in klingender Münze zu verpflichten, was 
früher nicht möglich war, da der Zwangskurs der Banknoten ge­
richtlich dahin ausgelegt wurde. dass in klingender Münze stipu- 
lirte Zahlungen in Banknoten geleistet werden dürfen.

Diese Massregel verminderte die Nachfrage nach fremden 
Wechseln und nach Silber. Der Kaufmann, der eine Zahlung im 
Auslande zu leisten hatte , musste Wechsel auf fremde Plätze 
kaufen. Fand er keine , so musste er Gold oder Silber beim 
Wechsler kaufen, um seinen Verbindlichkeiten nachzukommen. 
Im Inlande lieh ihm Niemand Gold oder Silber, weil Jeder be­
fürchtete, Banknoten dafür annehmen zu müssen. Obige Verord­
nung hat diese Sachlage geändert. Der vermehrte Anbot drückte 
die fremden Wechselkurse herab und verminderte den Bedarf an 
Gold und Silber zu Sendungen ins Ausland, daher auch die Gold-
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und Silberkurse fallen mussten. Einiges Gold und Silber, das ver­
borgen gehalten worden war. kam zum Vorschein und wurde na­
türlich von den Wechslern wohlfeil gekauft.

Durch Obiges wird die Erscheinung mit Bezug auf die 
Wechselkurse erklärt. Es ist daraus auch ersichtlich, warum 
klingende Münze theurer ist als Wechsel. Nach dem Pari-Kurse 
entsprechen etwa 11 7 fl. in Zwanzigern 300 französischen Franken. 
Man kann je tz t  mit 1 1 9 fl. in Banknoten SOOFranken in ei­
nem Wechsel auf Paris kaufen, während wenn man 351 Zwan­
ziger (117 fl.) beim Wechsler kaufen w ill, noch immer circa 
121 fl. in Banknoten nöthig sind. Es ist nämlich das Fallen der 
Wechselkurse zum grössten Theil dem vermehrten Anbot fremder 
Wechsel und der verminderten Nachfrage nach denselben und nur 
zum kleinsten Theil 'der Vermehrung des Silbergeldes beizu­
messen. Wenn diese Ursachen fortdauern — und wahrscheinlich 
werden sie es — so kann es geschehen , dass das Pari ein- 
tritt und im Verkehr doch das Silber nicht zum Vorschein 
kommt.

Das Verdienst des Baron B ruck  bestand darin, dass er er­
kannt hat, es müsse der Wechselkurs zu Gunsten Oesterreichs 
gehoben werden. Mit Rücksicht darauf hat er die Errichtung der 
Hypotheken- und Kreditbank beschlossen, mit Rücksicht darauf 
ist er von dem Grundsätze, dass der Staat alle Eisenbahnen bauen 
soll, abgegangen und hat das Entstehen von Aktiengesellschaften 
zum Eisenbahnbau begünstigt. Hiedurch hat er die Importirung 
fremder Kapitalien im Grossen ermöglichet, den Wechselkurs 
herabgedrückt und durch die Verordnung vom 8. Februar die 
Nachfrage nach fremden Wechseln vermindert. Die Friedenshoif- 
nungen bewirken das Uebrige.

Das Krankheitssymptom ist auf dem Punkte zu verschwin-



den. Wenn bei einem Kranken, der bei mangelhaftem Blutum­
lauf. Schwäche der Verdauung und anormaler Säftebildung auch 
an habituellem Durchfall litt, die gewöhnlichen Kopfschmerzen bei­
nahe ganz aufhören, so mag sich der vernünftige Arzt freuen, 
aber er darf seine Kunst nicht darauf verschwenden, den kleinen 
Rest von Kopfweh wegzukuriren. er muss vielmehr die Krank­
heit ins Auge fassen, denn es liegt auf der Hand, dass dieKi’ank- 
heitssymptome sich nur dann dauernd beseitigen lassen, wenn die 
Ursachen derselben gehoben sind.

Wo ist nun Heilung? und in welcher Reihenfolge stellen 
sich die Heilmittel dar?

Darüber in einem zweiten Briefe.



II.

Ift. März J85H

Lieber Freund! Wir wollen nun zur Erforschung der Heil­
mittel und zur Feststellung der Reihenfolge ihrer Anwendung 
übergehen.

DieMittel zur Heilung der österr. Finanzkrankheit müssen so 
beschaflenseyn, dass durch ihreWirkung die genetischen Ursachen 
des Uebels bleibend beseitiget werden. Sie müssen mithin auf die 
Gesammtheit dieser Ursachen gerichtet und können darum nicht 
lediglich finanzieller Natur seyn, weil z. B. die Reorganisation 
des Münzwesens in das Gebiet der internationalen, die Beseiti­
gung des Defizits in dasjenige der administrativen Politik hin­
übergreift. Abgesehen vom Münzwesen, welches durch den Ab­
schluss einer hierauf bezüglichen Konvention in Kürze seine 
Erledigung finden dürfte , bleiben drei Krankheitsursachen zur 
Erörterung übrig: das Bankwesen, das Defizit und der gestörte 
politisch-ökonomische Gesammtzustand der Monarchie, als Folge 
der Vorgänge in den Jahren 1848/ e. Es leuchtet auf den ersten 
Blick ein. dass alle Mittel, welche auf die Beseitigung der dritten 
Krankheitsursache berechnet und von praktischer Wirkung sind, 
sogleich und unmittelbar auch aut die übrigen zurückwirken 
müssen, während Mittel, welche mit Bezug auf die beiden andern
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Ursachen zur Anwendung kommen können, nur mittelbar und 
nach längerer Zeit eine Wirkung auf die Beseitigung der dritten 
Ursache äussern können. So würde z. B. selbst das so erwünschte 
und ersehnte Gleichgewicht der Staatseinnahmen und Ausgaben, 
also das Verschwinden des Defizits (zweite Ursache) auf die dritte 
Ursache eine bemerkbare Wirkung kaum äussern, — es müsste 
denn seyn, dass ein solches Resultat namhaften Ersparnissen im 
Staatshaushalte zu verdanken wäre, welche als Folge eine Dauer 
versprechender Organisation im politisch-administrativen Sy­
steme erscheinen, vielmehr müsse das Verschwinden des Defi­
zits, durch Ausschreibung neuer oder Erhöhung bestehender 
Steuern hervorgebracht, auf die dritte Ursache ohne Zweifel 
sehr nachtheilig wirken. Ein Gleiches gilt vom Bankwesen, des­
sen bessere Organisation, so wünschenswerth und unabweisbar 
sie auch ist. im gegenwärtigen Augenblicke auf die Beseitigung 
der dritten Krankheitsursache von unmittelbarer Wirkung nicht 
seyn könnte. Anders verhält sich die Wirksamkeit jener Mittel, 
welche mit Bezug auf die dritte Ursache zur Anwendung kom­
men können. Massregeln z. B.. welche, indem sie das Einströmen 
fremden Kapitals im Grossen befördern, die Wirkung hätten, 
jene Theile der Monarchie, die wegen des Mangels an Verkehr­
strassen in agrikoler und industrieller Entwicklung relativ zurück 
sind, mit Eisenbahnen und Kunststrassen zu versehen, müssten 
durch die Belebung des Verkehres und die Vermehrung der Ar­
beit. auf Steigerung der Staatseinnahmen unmittelbar und in na­
türlichem Wege einwirkcn, während zugleich die dritte Krank­
heitsursache selbst, durch Gewinnung der realen Grundlagen zu 
einer gleichmässigen Besteuerung und einer homogenen Ertrags­
fähigkeit der Steuern zum Theil gehoben würde. So wird ferner 
die Reorganisation des Bankwesens nur die weitere Folge solcher 
Massregeln seyn können, w elche darauf berechnet sind und die 
Wirkung haben, die in den metallenen Umlaufsmitteln der Mo­
narchie bestehende Lücke durch Importirung und F esth a ltu n g
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fremden Kapitals auszufüllen. Denn es ist klar, dass der Baar- 
fond einer Zettelbank unmöglich der Quell seyn kann . aus 
welchem die für den öffentlichen Verkehr nöthigen metallenen 
Umlaufsmittel fliessen. sondern dass im Gegentheil nur genü­
gendes M eta llg e ld  in den T aschen  des P u b lik u m s, mit 
andern Worten, nur das Vorhandenseyn eines genügenden Vor- 
rathes an diesen Umlaufsmitteln im ö ffen tlich en  V erkehre, 
eine Zettelbank befähigen kann, ihren Baarfond dauernd aut ent­
sprechender Höhe zu halten und ihren Verpflichtungen nachzu­
kommen.

Es gibt also auch in Bezug auf die Finanzkrankheit zweier­
lei Heilmethoden, die palliative und die radikale, die oberfläch­
liche und die gründliche. Es versteht sich von selbst, dass letztere 
den Vorzug verdient. Hiedurch ist auch mit Rücksicht der Dring­
lichkeit in Anwendung der Mittel die Priorität jener Massregeln 
festgestellt, welche auf die Aufhebung der dritten Krankheits­
ursache sich beziehen. Die Massnahmen nun, die sich auf diesem 
Felde darbieten, sind entweder politischer oder finanzieller Natur. 
Auf die erster en gehe ich jetzt hier nicht näher ein. Ich bemerke nur 
nebenbei, dass eine nachhaltige Gesundheit der Staatsfinanzen, 
sowie die Solidität und Spannkraft des Staatskredits allenthalben 
nur auf analogen Grundlagen aufgebaut werden können. Ist 
überall und überhaupt das lebendige, aus der praktischen Erfah­
rung herrührende Bewusstsein der Zweckmässigkeit und Halt­
barkeit der bestehenden politisch - administrativen Institutionen 
und der Stetigkeit des Rechtes die einzige mögliche Quelle, aus 
welcher das öffentliche Vertrauen, als das belebende Element des 
Kredits und des materiellen Wohlstandes überhaupt, entspringen 
kann, so muss die Nothwendigkeit, nur auf solche Fundamente 
zu bauen, für Oesterreich als eine durchaus unabweisbare ange­
sehen werden; denn hier kann nur Anhänglichkeit an die Dyna­
stie und das obige Bewusstsein jenen Mangel an organischem Zu-
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sammenhange ersetzen, an welcher die Monarchie vermöge der 
Ungleichartigkeit ihrer Bestandteile naturgemäss leiden 
muss.

Will man mit Rücksicht auf die Massnahmen finanzieller 
Natur ins Klare kommen, so muss früher die Beschaffenheit des 
Uebels, weiches gehoben werden soll, näher genau ermittelt wer­
den. Jene Erscheinungen, deren Heilung nur von der Einwir­
kung der Zeit gehofft werden muss, brauchen sonach nicht erör­
tert zu werden.

Der Uebergang von der Natural- zur Geldwirthschaft im 
Jahre 1848 erfolgte plötzlich und ohne Vorbereitung. Die tiefge­
hende Störung in den agrikolen Produktionsverhältnissen machte 
sich alsogleich. die Rückwirkung auf dem gewerblichen Felde 
bald darauf bemerklich. Ein allgemeines Steigen des Taglohnes 
stellte sich ein. Gleichzeitig brachen Aufruhr und Kriege im 
Innern aus. Der öffentliche und Privatkredit wurden erschüttert, 
das Metallgeld verschwand aus dem Umlauf, der Zwangskurs 
der Banknoten ward eingeführt, das Agio des Silbers trat ein. 
Eine grosse Masse hypothezirten Kapitales musste temporär für 
unaufkündbar erklärt werden. Es wurde Staatspapiergeld mit 
Zwangskurs ausgegeben. Als Folge der gestörten Produktions­
verhältnisse und des in Verwirrung gerathenen Geldwesens er­
schien die Theuerung der Rohprodukte und der Lebensmittel — 
als Rückwirkung auf dem gewerblichen Felde eine vertheuerte 
Produktion, mithin Abnahme in der Ausfuhr sowohl an Rohstof­
fen als an Fabrikaten und erschwerte Konkurrenz auch auf in­
ländischen Märkten. Die Wechselkurse stellten sich durchaus 
ungünstig für Oesterreich. Die Silberkurse varirten in einzelnen 
Jahren zwischen 15 und 52 Prozent (1850), in andern zwischen 
9 und 25 (1852), 17 und 44 (1854), 16 und 29 (1855). Ferner 
kamen hiezu: Einführung zahlloser neuer Gesetze und des ge-
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sammten österr. Besteueruiigs,systèmes, —ries letzteren im Verlaufe 
von 2 l/ a Jahren, — beiläufig in der Hälfte der Monarchie, wo 
dasselbe früher nicht bestanden hatte, und als Folge hievon eine 
weiter eingreifende Störung in den ökonomisch-finanziellen Zu­
ständen und selbst in den Besitz- und EigenthumsVerhältnissen 
dieser Länder. — sodann die unzureichenden Ernten, dann die 
Staatsanleihen, welche in sechs Jahren bei 800 Millionen betragen, 
endlich die orientalische Krisis und die beinahe zwei Jahre hindurch 
anhaltende und noch nicht völlig beseitigte Kriegsgefahr.

Hier ist das Gesammtbild jener Krankheit, die mit dem 
generellen Ausdruck „Störung in dem ökonomischen Gesammt- 
zustande der Monarchie“ bezeichnet werden kann. Es leuchtet 
ein, dass die meisten obigen Erscheinungen theils gänzlich unheil­
bar. theils nur durch die Einwirkimg der Zeit heilbar sind. Das 
quid faciendum reduzirt sich hier demnach nur auf Einiges, 
nämlich auf Herbeischaffung der für den Verkehr nöthigen metal­
lenen Umlaufsmittel, auf Hebung des Privatkredits und auf die 
Gewinnung einer reellen Grundlage für eine gleichmässige 
Besteuerung und eine homogene Ertragsfähigkeit der Steuern.

Nehmen wir zuerst die erste dieser Aufgaben vor. Dass ein 
jeder civilisirte Staat im Besitze des erforderlichen Edelmetallgeldes 
sich befinden müsse, ist ein unbestreitbarer Satz. Die Möglichkeit 
einer Theilnahme am Welthandel und die Machtstellung gegen 
Aussen werden hiedurch wesentlich bedingt. Thatsäehlich ist es. 
dass der grösste Theil des Silbergeldes, welches in der österr. Mo­
narchie vor dem März 1848 im Umlaufe war (Lombardo-Vene- 
zien ist hier ausser Frage), ausgeführt oder im Auslande einge­
schmolzen worden ist. Es besteht daher eine grossartige Lücke 
in der Zirkulation und es ist unbestreitbar, dass dieselbe durch 
die angeblich vergrabenen Zwanziger nicht ausgefüllt werden 
kann, selbst wenn dieselben wirklich aus ihren Gräbern steigen
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sollten. Wie soll nun diese Lücke ausgefüllt werden? Soll der 
Staat Silberbarren kaufen und ausmünzen . oder das Metall­
geld im Wege einer grossen Anleihe herbeischaffen ? Beides hätte 
sehr grosse Schwierigkeiten und würde grosse Opfer erheischen, 
denn es würde sich von einer sehr grossen Summe handeln. Wel­
che Summe mag wohl als diejenige bezeichnet werden , welche 
nöthig ist, um für den Verkehr jener 33 Millionen Einwohner 
der österr. Monarchie (Lombardo-Venezien ist auch hier ausser der 
Berechnung) zu genügen, die gegenwärtig Metallgeld als Um­
laufsmittel nicht besitzen? Diese Frage verdient erwogen zu 
werden.

In diesem Augenblicke besteht der umlaufende Geldvorrat!) 
dieser 33 Millionen Menschen in 370Millionen Banknoten, in den 
circa 8 Millionen betragenden Münzscheinen und den einige Mil­
lionen betragenden silbernen Scheide- und Kupfermünzen. Er­
wägt man nun, dass in den letzten drei Jahren vor dem März 1848 
etwa 200 Millionen Banknoten im Umlaufe waren; will man, um 
von jeder Uebertreibung fern zu bleiben, erfahrungsmässig auch 
nur annehmen, dass neben jenen 200 Mill. 3/ s dieser Summe 
oder 120 Millionen in Silber zirkulirt haben, so ist es klar, dass 
eine Lücke von wenigstens 140 Millionen an edelmetallenen Um­
laufsmitteln besteht, da die Bank in jener Epoche einen durch­
schnittlichen Vorrath von beiläufig 75 Millionen besass, während 
der jetzige kaum 52Millionen beträgt. Es ist bekannt und Jedem 
erinnerlich, dass von einem Geldüberflusse auch in vormärz­
lichen Zeiten nichts zu verspüren war. Um so weniger kann man 
also behaupten, es sei gegenwä rtig der Verkehr mit 400 Millionen 
Geld-Zirkulation überladen. Denn es leuchtet ein, dass nach 
erfolgtem Uebergange von der Natural- zur Geldwirthschaft die 
frühere Zirkulation unmöglich genügen kann, und es fragt sich 
vielmehr, ob die jetzige von beiläufig 400 Millionen nach Herstel­
lung des Friedens, mit dem Beginn der Eisenbahnbauten und
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Unternehmungen jeglicher Art. den Bedürfnissen des Verkehres 
genügen wird. Aber selbst wenn dieser unwahrscheinliche Fall 
eintreten sollte, bleibt die Aufgabe dennoch die nämliche. Will 
man nämlich das österr. Geldu mlaufsystem auf eine solide Grund- 
lage bauen, will man eine oftmalige Wiederkehr des Silberagios 
und die Schwankungen in der Valuta vermeiden, so kann das 
M inimum des An zu streb  enden unmöglich in etwas Gerin­
gerem bestehen, als darin, dass w en igsten s die Hälfte der Zir­
kulation in Metallgeld bestehe. Ein solches Resultat würde noch 
immer weit hinter dem Zurückbleiben, was in dieser Beziehung 
andersvm besteht. In Grossbritannien reclinet man den Metall- 
geldvorrath auf 2 Pfund Sterling per Kopf, was für die Bevölkerung 
von 28 Millionen eine Summe von beiläufig 56 Millionen Pfund 
( =  56t)Millionen Gulden) gibt. Daneben besteht eine Banknoten- 
Zirkulation von nur 56 Millionen Pfund (die englische Bank und 
die Privatbanken zusammengenommen). Dieser im Verhältniss des 
riesigen Handels und inneren Verkehrs nicht grosse Geldvorrath 
kann dort zu Folge der Insularlage, der in das Ausserordentlichste 
vermehrten Kommunikationen und der Schnelligkeit seines Um­
laufes genügen. In Frankreich soll nach Angabe Sir RobertPeel’s 
schon im Jahre 1844 ein Metallvorrath von circa 60 Franken per 
Kopf, also eine Summe von circa 2 Milliarden Franken (800 Mil­
lionen Gulden) bestanden haben. Selbst wenn dieser Vorrath 
durch das Einströmen australischen und kalifornischen Goldes 
nicht bedeutend vermehrt worden seyn sollte, so übersteigt den­
noch der Metallvorrath die Banknotenzirkulation (circa 650 Mil­
lionen Franken) um das Dreifache. Mit Bezug auf Oesterreich 
kommt ferner in Betracht, dass bei der als unabweisbareNothwen- 
digkeit erscheinendenBankreform dietheoretische Annahme, es sev 
für eine Zettelbank l/ s Metall als Deckung der Zettelzirkulation ge­
nügend, sich als unhaltbar herausstellen muss, daher die Bank, wenn 
sie als der grosse  R egu la tor  des G eldum laufs b esteh en  
und w irken so ll, ihren Baarfond auf eine, ihre vormärzlichen
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durchschnittlichen Vorräthe beträchtlich übersteigende Höhe zu 
bringen und daselbst zu erhalten genöthigt seyn wird. Aus Allem 
diesem folgt , dass die bestehende Lücke durch den S taa t im 
Wege der Ausmünzung oder einer Anleihe nicht ausgefüllt 
werden kann.

Soll nun die Bank dieser Aufgabe sich unterziehen? Es ist 
der Vorschlag gemacht worden („die Regelung des österr. Geld­
wesens“, Wien 1856, bei Eduard Hügel), die Bank solle ihren 
Silbervorrath von 50 Millionen in Umlauf setzen, und gleichzeitig 
festgesetzt werden, dass alle öffentlichen Steuern und Zölle nur 
in Banknoten zu zahlen seyen. DieBank solle nur solche Wechsel 
eskomptiren, welche zahlbar in Banknoten lauten, so auch gegen 
Depot und Staatseffekten nur unter dieser Bedingung Vorschüsse 
geben. Dass diese Modalität durchaus nicht zum Ziele führen 
könne, wird sogleich klar. Vor Allem muss die Annahme, es seyen 
50 Millionen für den öffentlichen Verkehr genügend, als eine 
rein willkürliche erscheinen. Aber selbst wenn in der vorgeschla­
genen Weise eine doppelt so grosse Summe in Umlauf gesetzt 
würde, könnte, sobald unter Einem alle Zahlungen an Zöllen, 
Steuern o b lig a t iv nur in Banknoten zu leisten wären, hieraus 
nur das Ergebniss sich heraussteilen, dass das Silbergeld aus dem 
Umlauf verschwinden und in das Ausland expedirt oder dort ein- 
gesclunolzen würde. Es ist nämlich die Erfahrung aller Länder 
und Zeiten, dass das bessere Geld durch das schlechtere, das 
unbequeme durch das bequemere aus dem Umlauf verdrängt wird. 
Natürlich müsste das unbequemere Silbergeld in dem Masse en t­
beh rlich er werden, in welchem die bequemere und schlechtere 
Banknote zu einem unen tb eh rlich eren  Z ah lu n gsm itte l ge­
macht würde. Das Metallgeld wird im Verkehr nur durch seine 
Nothwendigkeit festgehalten. So lange im Verkehr überhaupt, 
und insbesondere im Kleinverkehr ein B ed ü rfn iss des Metall­
geldes n ich t besteht, und die kleinen Zahlungen von 1—2 Gul-
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den und sogar von 10 kr. mit P apier geleistet werden können, 
kann sieh das Metallgeld n icht einm al auf jenem Felde, wel­
ches sein  e ig en ste s  is t . nämlich im täglichen Kleinverkehre, 
behaupten. Hierüber kann nach den Erfahrungen der letzten Jahre 
»inmöglich ein Zweifel obwalten.

Eine ̂ andere Modalität bestände darin, dass die Bank ver­
pflichtet würde, ihren Reservefond zum Ankauf von Silber zu 
verwenden. Hiedurch würde nichts erreicht werden. Dieser Fond 
beträgt circa 10 Millionen. Durch den Zuwachs dieser Summe 
würde der Baarfond noch immer nicht die erforderliche Höhe er­
reichen. Die Bank hätte keinen Reservefond mehr, und wäre doch 
nicht in der Lage, welche eine nahe Aussicht auf Wiederaufnahme 
der Barzahlungen bietet. Eben so unzulänglich wären alle Schrit­
te, welche die Bank im In- oder Auslande thun würde, um sich 
Silberin grösseren  M assen rasch zu verschaffen. Beides müsste 
nothwendigerweise wieder ein Steigen des Agio und der Wech­
selkurse auf ausländische Plätze hervorrufen, wenn es im Inlande 
geschähe. Wollte sie hingegen im Auslande mit Banknoten Sil­
ber kaufen, so müsste daraus ein Steigen der Wechselkurse auf 
Wien folgen. Gegenwärtig werden im Auslande Banknoten als 
Rimessen nach Oesterreich gesu ch t und dieselben darum al 
pari oder diesem annähernd angenommen; wenn hingegen diese 
Banknoten in grossem Massen au sgeb oten  würden . müsste 
natürlich demjenigen, der sie nimmt, ein Agio bezahlt, mit andern 
Worten die Banknoten unter Pari negozirt werden. Auch könnte 
dieser Versuch nicht ohne beträchtliche Vermehrung der Noten­
zirkulation stattfinden. Es hat auch verlautet, die Bank beab­
sichtige auf die ihr im Oktober 1855 als Hypothek über­
antworteten Staatsgüter ein grosses Silberanlehen im Aus­
lande zu kontrahiren . und sie sey auf dem Punkte, einen sehr 
bedeutenden Theil dieser Hypothek um Silber zu veräussern. 
Alles das mag dahingestellt bleiben. So viel scheint jedenfalls
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festzustehen, dass die Entscheidung der Frage, ob die Füllung 
der Bankkassen mit Silber in einer möglichst kurzen Zeit, vom 
Staate oder von der Bank, selbst mit Opfern angestrebt werden 
solle, von der Beantwortung einer w eiteren  abhängt, und diese 
ist: Soll das dem Verkehr abgehende Metallgeld durch die 
Bank in denselben flies,sen , oder diese Lücken auf anderem  
W ege sich ausfüllen und das sodann en tb eh rlich e Metall in 
die Bankkassen seinen Weg finden?

Es stellt sich bei näherer Erwägung heraus, dass der erstere 
Weg von einem s o lc h e n  Erfolge, welcher n ic h t  durch 
Nachtheile anderer Art paraiysirt wäre, unmöglich begleitet 
sein kann. Würde nämlich der Versuch gemacht, das dem Ver­
kehre abgehende Metallgeld durch Einwechslung von Bankno­
ten gegen Silber aus der Bank ins Publikum  zu leiten , 
so würde der Baarfond der Bank bald erschöpft werden, bis 
besteht nämlich das Bedürfniss der jetzigen Zirkulation von 
400 Millionen. Das Z urückziehen  von Millionen Banknoten 
gegen eine g le ich e Summe S ilb ers  hätte also das V e r ­
schw inden d ieses S ilb ers aus den B ankkassen zur un­
mittelbaren Folge.

Allerdings würde ein Theil dieses unbequemeren Zahlungs­
mittels . zufolge der bestehenden Gewohnheiten des Publikums, 
so lange insbesondere die Noten zu 1 und 2 fi. in Umlauf sind, 
im Klein verkehr wieder entbehrlich und sonach wieder aus dem 
Umlaufe verdrängt werden. Es bleibt aber fraglich , ob es in die 
Bank zurückfliessen und nicht vielmehr zu Sendungen ins Aus­
land verwendet würde. Jedenfalls würde die Reorganisation 
des Bankwesens mit noch grösseren Schwierigkeiten zu kämpfen 
haben , wenn noch der Nachtheil einer ihres Silbervorrathes ver­
lustigen Bankkasse dazu käme.

2

k
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Der andere Weg scheint der natürlichere zu seyn und zu 
einem dauernden Erfolge mit grösserer Sicherheit zu führen. Es 
ist thatsächlich , dass eine grosse Lücke an Metallgeld besteht. 
Es steht fest, dass dieselbe nur durch Importirung aus dem Ausland 
ausgefüllt werden kann. Es fragt sich also nur, wohin es impor­
tirt werden soll ? Wir haben gesehen, was die Folgen wären, 
wenn dasselbe in die B an k k assen  und aus den selb en  in 
den V erkehr importirt würde. Ganz verschieden ist das Ergeb- 
niss, wenn es d irek t in den öffen tlich en  V erkehr eingeführt 
wird. Um hierüber klar zu werden, muss man vor Allem fest- 
halten, dass die Valutafrage nach dem Abschluss des wahrschein­
lich sehr nahe bevorstehenden Friedens aufhört eine brennende  
zu seyn. Ein grosser Theil der 370 Millionen Banknoten findet 
im Staatskredit seine Deckung , so das Guthaben für die Einlö­
sung der Wiener-Währung und die auf Staatseffekten gemachten 
Vorschüsse. Der Rest ist durch Wechsel und Silber gedeckt. 
Wenn schon die gegründete Aussicht auf Frieden den Kredit des 
Staates bedeutend gehoben hat, so muss der wirkliche Friedens­
schluss dies natürlich in erhöhtem Masse bewirken. Zudem re- 
präsentiren die 370 Millionen Banknoten die gesammten Zah­
lungsmittel, die gesammte Baarschaft, gewissermassen auch die 
Arbeit und gleichsam den Zahlungswillen der 33 Millionen 
Menschen. Die Aussicht auf den Frieden und noch mehr sein 
Zustandekommen und Bestehen müssen den Werth dieser Fak­
toren bedeutend erhöhen. Dies ist die Ursache , dass die Bank­
noten vom Auslande schon jetzt mit 2—3°/0 unter Pari willig ge­
nommen werden , obwohl ihre Metalldeckung sich im vorigen 
Monate nur um 300,000 H. vermehrt hat. Weil die anderen De­
ckungen jetzt um vieles besser geworden sind und weniger Chancen 
unterliegen, sind die Banknoten auch besser. Es ist mithin klar, 
dass das Pari oder ein demselben ganz Nahekommendes , ledig­
lich durch Einwirkung der Zeit eintreten muss , und dass daher 
d ieses Resultat ohne alle Opfer zu erreichen ist. Das Näher-
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rücken des Pari wird allerdings einiges dem Verkehre sich noch 
entziehende Metallgeld aus dem Versteck treiben; allein es kann 
trotz dieses Umstandes und wird wahrscheinlich die seltsame Er­
scheinung zu Tage treten, dass im öffentlichen Verkehre doch 
kein Silbergeld zu erblicken sein wird. Und gerade hiedurch ist 
am deutlichsten bewiesen , dass eine effek tive L ücke in der 
Zirkulation besteht, und dass diese nur durch Einfuhr von Me­
tallgeld d irekt in den V erkehr ausgefüllt werden kann. Zum 
Glücke besteht im Auslande die vollkommen gegründete Meinung, 
dass Oesterreich ein ungemein fruchtbares Feld zur Anlage frem­
den Kapitals darbiete. Hiedurch ist also auch die Form bezeich­
net, in welcher diese Einfuhr stattfinden kann. Nicht durch die 
unproduktive Form der Anleihen , sondern durch die produktive 
der Investi tu tionen, der Eisenbahnen, Kunststrassen. Docksanlagen, 
Hypothekar-Institute u. s. w. muss die erwähnte Lücke ausgefüllt 
werden. Wird diese günstige Anschauung geh örig  benutzt 
und erhalten , füllen sich allgemach die Kanäle des täglichen 
Verkehres auf diesem Wege mit Silber und hat man die Zeit ge­
hörig wirken lassen, ohne die F rüchte d ieser  W irk u n g  
v o re ilig  an tic ip iren  zu w ollen , dann wird der Zeitpunkt 
gekommen seyn , durch Einziehung der 1 und 2 fl.-Noten , der 
Münzscheine und anderweitige geeignete Massregeln die Zirku­
lation des Metallgeldes herzustellen und unentbehrlich zu machen.

Es kann keinem Zweifel unterliegen . dass die für den Ver- 
kehr nothwendige Quantität Metallgeld sich im Umlaufe erhal­
ten, der liest aber als entbehrlich aus dem Verkehr verschwinden 
wird. Der grosse Unterschied wird aber darin bestehen , dass 
dieser Rest n icht zum Wechsler, der kein Agio mehr zahlt, son­
dern in die B ankkassen  wandern m uss, wo für das unbe- 
ipiemeremétallene Zahlungsmittel jeden Augenblick die bequemeren 
Banknoten in jeder beliebigen Menge gratis zu erhalten sind. Auf 
diesem Wege wird die Wiederaufnahme der Baarzahlungen

2 *
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durch die Bank lediglich eine formelle Frage der Opportunität, 
und die Aufhebung des Zwangskurses findet eine thatsächliche 
Lösung.

Aus dem Gesagten scheint hervorzugehen. dass nur auf 
diesem letzteren Wege dem Österreichischen Geldwesen eine so­
lide Grundlage gegeben werden kann. Nur die Einfuhr fremden 
Kapitals im G rossen kann die in der Zirkulation bestehende 
Lücke ausfüllen , der Bank Silber zuführen , die Mittel zur He­
bung des Privatkredits herbeischaffen. Nur dieser Weg kann da­
zuführen, in der beiläufigen Hälfte der Monarchie eine reale 
Grundlage für eine gleichmässige Besteuerung und eine homo­
gene Ertragsfähigkeit der Steuern zu schaffen. Nur hiedurch 
wird für län gere  Z eit ein günstiger Stand des Wechselkurses 
gesichert. Der grossartige Impuls, den die Arbeit auf dem indu­
striellen und agrikolen Felde hiedurch erhält, muss zu einer 
grossen Vermehrung der Produktion, die Eröffnung von vollkom­
menen Verkehrsstrassen zu einer grösseren Ausfuhr, die Belebung 
des Verkehrs im Allgemeinen zu grösserer Einfuhr, im Ganzen 
zum Aufschwung des Handels und seines Gewinnes führen. Ei n 
dauernd gü n stig er  Stand der Wechselkurse kann nur von 
diesen Voraussetzungen erwartet werden. Es liegt am Tage, dass 
nur auf diesem Wege eine Reorganisation des Bankwesens von 
durchgreifender Wirkung seyn kann. Allerdings wird, so 
lange es Zettelbanken und Finanzminister g ib t, die grösste Ga­
rantie einer praktischen Bankorganisation stets darin zu finden 
seyn , dass der Finanzminister mit keinem Defizit zu kämpfen 
habe, immerhin bleibt es aber unbestreitbar, dass der hier ange­
deutete Weg auch mit Bezug auf das Defizit der einzig prak­
tische ist.

Hier haben S ie, lieber Freund, meine Ansichten über den 
ersten Theil des Heilverfahrens. Ich sehe die Einwürfe voraus,
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rlio S íp erheben werden. Sie werden sagen: Alles Obige sey recht 
schön und gut. könne aber nur nach längerer Zeit seine Wirkung 
äussern. Dabei sey von mir übersehen worden , dass die Einfuhr 
fremden Kapitales eine Ueberschwemmung des Marktes mit 
Werthpapieren zur Folge haben, mithin Uebel neuer und ernsterer 
Art erzeugen müsse. Dazu komme, dass das Defizit nicht nach 
Jahren, sondern so schnell als möglich aufhören müsse.

Wie könnte ich das Gewicht dieser Bedenken läugnen 
wollen? Gleichwohl müssen Sie mir erlauben, vorerst m einen  
Ideengang weiter zu verfolgen und erst zum Schlüsse die Beant­
wortung Ihrer Einwürfe zu versuchen. Also genug für heute 
und auf baldiges Wiedersehen.



III.

4. April 1856.

Lieber Freund ! Obwohl ich aus dem Verlaufe der Unter­
redung, die wir seit meinem letzten Briefe hatten , mit Bedauern 
ersehen musste , dass meine Beweisführung durchaus nicht ver­
mocht hat, Sie zu überzeugen, will ich dennoch gerne Ihren 
Wünschen entsprechen und in der Erörterung fortfahren. Im wei­
teren Verlaufe werden Sie hoffentlich finden , dass ich von jedem 
Optimismus sehr weit entfernt bin und die nämlichen Zwecke, die 
Sie im Auge haben , nur auf einem verschiedenen Wege zu er­
reichen suche.

Wir haben nun seit dem 30. März den Frieden , auch liegt 
uns die Uebersicht des Staatshaushaltes für 1855 in der „Wiener- 
Zeitung“ Nr. 74 , gleichwie der neueste Bankausweis für den 
Monat März vor. Ein weiteres Sinken des Agio und eine fort­
schreitende Besserung der Wechselkurse haben in der Zwischen­
zeit stattgefunden. Wir können also auf Grundlage positiver Be­
helfe prüfen, ob meine Behauptungen hinsichtlich der Beschaffen­
heit der Finanzkrankheit richtig waren. Wie Sie wissen, ist 
meiner Ansicht nach dieses Uebel durchaus nicht unheilbar, aber 
jedenfalls sehr ernst ; es thut also eine möglichst genaue Dia-
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gnose Noth. Nehmen wir zuerst das Defizit vor. Es handelt sich 
für mich zunächst nur darum , das Fortbestehen desselben als 
Krankheitsursache zu konstatiren. Wie Sie aus dem Kurszettel 
ersehen, ist das Agio unter 2°/0, ohne dass im Verkehr Zwanziger 
zu erblicken wären. Der Bankausweis zeigt eine Vermehrung 
des Silbervorrathes von nur 400,000 fl. und eine Abnahme in der 
Notenzirkulation von circa 7,000,000 fl. Mit diesen beiden Er­
scheinungen wollen wir uns heute nicht befassen. Sprechen wir 
also vom Defizit. Meine Befürchtung, es werde , selbst wenn die 
Armeeauslagen auf 100 Millionen reduzirt werden können, und 
die Eisenbahnbauten wegfallen, ein Defizit von circa 60 Millionen 
vorhanden sevn , finde ich durch die „Wiener-Zeitung“ Nr. 74 
nahezu bestätiget.

Die ordentlichen Einnahmen haben im Jahre 1855 in runder
Summe b e t r a g e n ......................................................  258,500,000
die ordentlichen Ausgaben sind angegeben mit . . 300,875,000
wobei zu bemerken , dass der Bau und die erweiterten Betriebs­
mittel der Staatseisenbahnen im Gesammtbetrage von 28,000,000 
unter diesen ordentlichen  A usgaben nicht mitbegriffen sind, 
sondern unter einer besonderen Rubrik erscheinen. mithin ' die 
Berechnung, auf welcher meine Befürchtungen fussen. durchaus 
nicht berühren.

Das Defizit in der ordentlichen Gebahrung betrug also circa 
42,300.000 fl. Es müssen aber alle jene Ausgaben, welche in Folge 
eingegangener V erbindlichkeiten des Staates durch die Finanz­
verwaltung bestritten werden mussten . dieser Summe hinzuge­
fügt werden , denn diese bilden unzweifelhaft einen Theil des or­
dentlichen Erfordernisses , wenn sie auch nicht aus den ordent­
lichen Einnahmen, sondern im Wege vorgenommener Kredit­
operationen gedeckt worden sind.



24

Es betragen diese Posten :

a) Zur Verminderung der fundirten Schuld in 
runder S u m m e ........................................................... 10,160,000

b) Zur Einlösung von Privateisenbahnen . 5,859,000
Also beide z u sa m m e n ...................................... 16,019,000

Wenn das Defizit in der ordentlichen Gebah- 
rung m i t ....................................................................... 42,300,000
hinzugefügt wird , so beziffert sich die Summe des- 
selben a u f .......................................................................

Wollen wir nun den sehr wünschenswerthen aber unwahr­
scheinlichen Fall annehmen , dass die Armeeauslagen auf 100 
Millionen reduzirt werden können, so gelangen wir zum folgen­
den Ergebniss :

Es sind die ordentlichen Armeeauslagen in der 
Summe der ordentlichen Ausgaben von . . . .  
enthalten m i t .................................................................

300.875.000
114.320.000

Wenn wir also für die Zukunft die runde 
Summe von 100 Millionen für diesen Dienstzweig 
annehmen wollen, so sind von den obigen 
abzuschlagen.................................................................

58.359.000
14.320.000

und es bliebe ein Defizit v o n ......................................
in der ordentlichen Gebahrung.

44,039,000

Es kann aber nicht übersehen werden, dass die im erwähnten
Ausweise für Wechselgeschäfte angeführten 3,873,000 hier eben­
so ausser Berechnung geblieben sind, wie die etwaigen Auslagen 
der Betriebsmittel-Erweiterung für jene Eisenbahnen, welche sich 
noch im Besitze des Staates befinden. Sind auch diese produk-
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tiver Natur, so müssen sie gleichwohl für den Augenblick das De­
fizit erhöhen. Durch mehr eingezahlte als erfolgte Grundentla­
stungskapitalien sind in den beiden Jahren 1854 und 1855 in run­
der Summe 11,455,000 eingefiossen , deren Rückzahlung beim 
Beginn der Ziehungen zur Tilgung dieser Papiere auch an die 
Reihe kommen dürfte. Vom Staatseisenbahnbau spreche ich hier 
nicht. Es kommt wenig darauf an, ob die durch denselben veran- 
lassten Auslagen in der Rubrik der ausserordentlichen oder der 
ordentlichen Gebahrung erscheinen. Wo ein namhaftes Defizit 
vorliegt, ist die spätere Produktivität eines solchen Baues für die 
Finanzen ein magerer Trost. Mag derselbe nämlich wie immer 
nothwendig , für das Gesarftmtwohl förderlich seyn und mittelbar 
auch auf die Erhöhung des Staatseinkommens einwirken . so ist 
doch ausgemacht, dass in erster Linie die Summe des Defizits er­
höht werden muss . sobald der Bau nicht aus Ueberschüssen 
geführt wird, sondern mit geborgtem Gelde bewerkstelliget wer­
den muss und der Bahnbetrieb sodann durch den Staat in eigener 
Regie stattfindet. Je länger sich ein solcher Zustand verschleppt 
und jemehr dadurch die schwebende Schuld des Staates vermehrt 
wird, um so lästiger für die Finanzen muss derselbe werden. Nun 
sind bekanntlich bedeutende Staatseisenbahnbauten im Zuge. 
Will man die Rentabilität dieser Auslagen dahingestellt seyn 
lassen, und ihre Produktivität nach ihrer Beendigung ohne wei­
teres zugestehen, so kann doch nicht geläugnet werden . dass sie 
zur Erhöhung des Defizits wesentlich beitragen.

Es ist eine erfreuliche Wahrnehmung, dass die ordentlichen 
Staatseinnahmen im Jahre 1855, mit dem Vorjahre verglichen, 
um 13,175,000 gestiegen sind. Die ordentlichen Ausgaben sind 
in der gleichen Periode um 6,345,000 höher als im Jahre 1854. 
Es hat sich jedoch die fundirte Staatsschuld um 243,527,000 er­
höht. woraus folgt, dass, nachdem das Nationalanlehen noch nicht
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voll eingezahlt i s t . die Verzinsung obiger 243 Millionen und der 
noch einzuzahlenden Anlehensraten . die so sehr erwünschte und 
auch wahrscheinliche Mehreinnahme für 1856 und vielleicht 
auch 1857 verschlingen dürfte . zumal gar kein Grund vorliegt 
anzunehmen . dass in diesen Jahren die sonstigen ordentlichen 
Ausgaben sich niedriger als im Jahre 1855 heraussteilen sollten, 
vielmehr eine wahrscheinliche Mehrausgabe schon desshalb vor­
ausgesehen werden kann, weil, wie Sie wissen werden, die poli­
tisch - administrative Organisation zu einem Abschluss noch 
durchaus nicht gelangt ist.

Allerdings stehen dem Finanzminister für den Augenblick 
namhafte Hilfsmittel zu Gebote. Wie wir aus der „Wiener-Zei­
tung“ ersehen . hat die priv. österreichische Staatseisenbahnge­
sellschaft bis zum Schluss des Verwaltungsjahres 1855 für die 
ihr überlassenen Staatseisenbahnen. Bergwerke, Herrschaften etc. 
erst 26,593,000 6. bezahlt. Sie schuldet daher noch 50,000.000. 
Oie Zeitungen berichten von der Ueberlassung der italienischen 
und galizischen Eisenbahnen an weitere Akziengesellschaften. 
Mehr als 100,000,000 vom Nationalanlehen sind noch einzu­
zahlen. Gleichwohl wird Niemand behaupten wollen . dass dies 
Heilmittel sind. Es ist damit nichts weiter als Zeit gewonnen, 
um mit gehöriger Ueberlegung an die Heilung des bestehenden 
Uebels gehen zu können. Ein kostbarer Vortheil allerdings, und 
die Hoffnung eine gegründete . dass er gehörig benutzt werden 
wird. Gleichwohl drängt die Zeit, wenn sie auch nicht gar zu karg 
ausgemessen ist. Der Staatskredit erheischt Ruhe , wenn er sich 
wieder erholen soll. Auch kann man nicht alljährlich Staatseisen­
bahnen oder anderes Staatseigenthum veräussern, um die laufen­
den Staatsauslagen zu decken.

Ich weiss nicht, welchen Weg das Talent und die bekannte 
Thatkraft des Freiherrn von Bruck einschlagen wird, um zu
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einem Resultate /лг gelangen. So viel werden Sie aber wohl nicht 
bestreiten können, dass ein vorhandenes Uebel durch das Her­
vorrufen eines andern nicht geheilt werden kann. Eine über- 
massige Anstrengung der Steuerkraft ist schon an sieh ein Uebel. 
Findet sie in Friedenszeiten und bevor diese Kraft noch gehörig 
entwickelt wäre . statt, so widerstreitet sie einer gesunden Fi­
nanzpolitik und müsste abgesehen von anderweitigen Nachtheilen 

- aufzehrend auf die vorhandenen Hilfsmittel und hemmend auf 
ihre mögliche Entwickelung wirken. Die Herstellung eines nu­
merischen Gleichgewichtes im Budget, im Wege einer weiteren 
Anstrengung der Steuerkraft, wäre nicht einmal ein technisches 
Resultat, so lange keine Sicherheit dafür gegeben werden kann, 
dass die progressive Zunahme der ordentlichen Ausgaben die 
Wiederholung dieses Experiments in einigen Jahren nicht aber­
mals zur Nothwendigkeit machen wird. Doch hievon wollen wir 
erst dann sprechen . wenn die Bank- und Geldfrage erörtert seyn 
wird. Meinen Satz, dass eine zweekmässigere ökonomisch-finan­
zielle Einrichtung ein anderes Budget gebe, muss ich auf meine 
Weise zu begründen suchen. Nun spielt in einer solchen L eb en s­
art, wie Sie sich denken können, das Geld die Hauptrolle.

Vor mehren Jahren hat mir ein grundgescheidter alter Jude, 
in profetischer Voraussicht der Zeiten, die wir nun erlebt haben, 
die grosse Wahrheit zugerufen: „Ach Herr, die menschliche 
Natur verlangt Geld !“ Dieser brave und durchaus rechtschaffene 
Mann hat damit keineswegs jene Geldgier beschönigen wollen, 
die in unseren Tagen die Quelle so zahlloser Abscheulichkeiten ist. 
Er wollte nur auf die Beschaffenheit der gegenwärtigen Kultur­
zustände hinweisen , die das Geld zu einem unentbehrlichen 
Bedürfniss gemacht haben. Seinen Satz kann man daher un- 
bedenklich zu Folgendem erweitern : Von der Natur eines ge­
ordneten Staatswesens ist ein geordnetes Geldwesen unzer­
trennlich.



Darum wollen wir in meinem nächsten Briefe uns mit 
diesem wichtigen Gegenstände beschäftigen, indem wir es der 
Religionslehre und der Moralphilosophie überlassen müssen, 
jene wirksamen Schranken aufzufinden und zu bezeichnen, 
welche der Allmacht des Geldes entgegenzustellen allerdings 
die grösste und erste aller NothWendigkeiten ist.
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Ich will Sie, lieber Freund, mit der theoretischen Untersu­
chung der Frage . ob das Geld eine Waare oder nur ein Werth- 
zeichen sey, welches jede Waarenart repräsentirt, nicht ermüden. 
Adam S m ith , R icardo, J. B. Say, Neberrius, Rau, Senior, 
Michel C hevalier, Léon Faucher, R oscher und viele Andere 
haben diese verwickelte Materie mit mehr oder weniger Klarheit 
behandelt, — aber meines Wissens Niemand geistvoller , origi­
neller und lichtvoller, als Samuel O ppenheim  in seinem Buche: 
„Ueber die Natur des Geldes.“ Meine lange gehegten Ansichten 
über die Gebrechen des österreichischen Geld- und Bankwesens 
finde ich darin bestätigt. und nachdem ich in meinem ersten 
Briefe als eine der Ursachen unserer Finanzkrankheit den Um­
stand bezeichnet habe, dass der Papiergeldemission keine festen 
Schranken gesetzt sind , so müssen Sie erlauben, dass ich dies 
etwas ausführlicher aber doch möglichst kurz begründe.

Ich untersuche also nicht, ob das Geld Waare oder Werth- 
Zeichen sey.

Das Wesentlichste beim Gelde ist sein Tauschwerth , seine 
Kaufkraft, vermöge welcher der Besitzer des Geldes durch diesen

IV.
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Besitz, eine Allmacht der Kaufkraft, nicht für eine bestimmte Art. 
sondern für alle Arten von Waaren erlangt. Seitdem das Papier­
geld und die Banknote erfunden worden sind, kann Niemand mehr 
behaupten , es werde der Tauschwerth des Geldes dadurch be­
dingt, dass die Geldmaterie aus einem verbrauchbaren, als Kon­
sumtionssache verwendbaren Stoffe bestehe. Das wesentliche Merk­
mal des Geldes ist daher heute nicht sein Gebrauchswerth. nicht 
die Nützlichkeit des Stoffes, aus welchem es besteht, in seiner 
Beziehung zur Befriedigung unserer Bedürfnisse . also nicht sein 
innerer Werth , sondern der äussere Werth, der ihm eigene Re­
präsentativwerth. Da nun das Papiergeld , die Banknoten unbe­
streitbar Kaufkraft besitzen . so ist es klar , dass diese , obwohl 
sie keinen innern Werth, keinen Gebrauchswerth haben, dennoch 
Geld sind.

Es gibt heut zu Tage verschiedene Geldarten, nämlich Edel­
metallgeld , Papiergeld und Scheidemünze. Von letzterer hier zu 
sprechen wäre überflüssig.

Die Edelmetallstoffe — Gold und Silber — als unnachahm- 
bare Naturprodukte, die sich nur in einzelnen Weltgegenden vor­
finden , eignen sich ganz besonders zu Geldzeichen. Die Gleich­
artigkeit ihrer Qualität , ihre Schönheit, ihr K lang, ihre Fähig­
keit ein Gepräge anzunehmen , die Eigenschaft, dass sie sich zu 
Hausgeräthen, Schmucksachen etc. eignen, dass sie durch Aufbe­
wahrung keinem Verderben unterworfen, dass sie unendlich theil- 
bar und doch ohne Verlust wieder zusammenzusetzen sind, macht 
diese Stoffe schon an sich zu einer sehr werthvollen Waare. Nun 
kommt aber noch hinzu . dass die Gewinnung dieser Stoffe sehr 
kostspielig und schwierig ist, und sie durch die Natur nur spar­
sam über die Erde verbreitet sind.

Es ist daher vollkommen naturgemäss , dass die Werth- 
/,eichen, welche aus diesen Stoffen fabriziri werden, einen univer-
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seilen Charakter haben und als Weltgeld anerkannt werden. Der 
Umstand , dass keine Regierung und kein besonderes Volk die 
Möglichkeit einer unbegrenzten Vermehrung dieser Werthzeichen 
besitzen kann , gibt ihnen den kosmopolitischen Repräsentativ­
werth, die universelle Kaufkraft, die ihr wesentliches Merkmal 
ist. Der innere Gebrauchswerth , der ihrem Stoffe selbst inne­
wohnt , legt zugleich einer jeden Regierung und einem jeden 
Volke die NothWendigkeit auf, diesen Werthzeichen — seiner 
Münze — ein Gepräge, einen solchen Nominalwerth beizulegen, 
welcher die Zahl der darin enthaltenen Geldeinheiten nicht will­
kürlich , sondern nach dem Gewicht und der Feinheit des Geld­
stoffes ausdrückt, denn es ist klar, dass bei diesen Werthzeichen 
lediglich die Gewichtsmenge des reinen Edelmetalles, das sie ent­
halten, die repräsentative Werthgrösse derselben bestimmen muss, 
da nur diese — das Schrot und Korn — der allgemeine Massstab 
für ihre Güte seyn kann.

Es sind zwar die Edelmetallmünzen selbst auch ein Kunst- 
produkt, allein der Münzfuss — das System, nach welchem eine 
bestimmte Menge Edelmetallstoffes zu Geld ausgemünzt wird — 
ist nicht etwas Willkürliches, sondern muss nothwendiger Weise 
die Gewichtsmenge des reinen Edelmetallstoffes zur Basis haben. 
Diese für alle eivilisirten und durch Handel verbundenen Völker 
und Regierungen in gleichem Grade bestehenden Nothwendig- 
keiten, die engen Grenzen, welche die Natur selbst der Produk­
tion dieser Geldmaterie gesetzt hat, und der Umstand , dass die 
Edelmetalle in ihrem Repräsentativwerth von der Willkür ein­
zelner Regierungen unabhängig sind, machen sie, die Edelmetall­
geldmünze. zum internationalen Zahlmittel, geben derselben die 
universelle Kaufkraft, die repräsentative'Werthstetigkeit und 
machen dieselbe zum besten Werthzeichen, zum W eltgeld .

Sie wissen es besser als ich. dass die internationalen Tausch­
geschäfte der Völker so lange durch Wechsel zahl ungen geschehen,
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als solche zu bekommen sind. Es wird kein österreichischer 
Kaufmann , der z. B. für aus Hamburg bezogene Waaren eine 
Summe schuldig ist. Münze dahin senden wollen, sondern ein 
jeder wird, so lange es möglich ist , den Wechsel irgend eines 
Hamburgers oder einen andern dort fälligen zu jerwerben trach­
ten und zur Zahlung seiner Schuld dahin senden. Nun ist 
aber diese mit grossem Vortheil verbundene Zahlungsart selbst­
verständlich nicht immer thunlich. oder es bleibt eine Diffe­
renz übrig, welche noch ausgeglichen werden muss. In beiden 
Fällen tritt die Nothwendigkeit der Geldsendung ein. welche, 
wie natürlich, nur mit einer Geldart. geschehen kann, die einen 
allgemeinen Repräsentativwerth hat — also mit Edelmetallgeld, 
mit Weltgeld.

Es liegt mithin auf der Hand , dass der Besitz dieses Zahl­
mittels für jedes civilisirte Volk ein Bedürfniss, gleichsam ein 
Element der Macht und das Vorhandensein desselben ein Po­
stulat eines geordneten Staatswesens ist.

Papiergeld ist hingegen ein Produkt der Industrie , welches 
überall und in beliebiger Menge erzeugt werden kann. Wird 
dieses Kunstprodukt durch die Geldfabrikanten — Regierung 
oder Bank in die Zirkulation hineingeworfen, so findet dadurch 
eine thatsächliche Gehlvermehrung statt, was immer mit einer Ab­
nahme der Werthgrösse des Gehles gleichbedeutend ist. Es ist 
nämlich dies Industrieprodukt auch Geld, eine Quote der vorhan­
denen Werthrepräsentanten — seine repräsentative Kraft muss 
daher um so geringer werden , je grösser die Anzahl der Quoten 
im Verhältniss zu den zu repräsentirenden Werthen geworden ist. 
Es ist mithin klar, dass durch Kreirung des Papiergeldes in 
einem einzelnen Lande die Geldwerthgrösse in ihrem Verhält­
nisse zu der vorhandenen Geldmasse alterirt wird , und dass in 
dem Masse, als die Repräsentativkraft solcher Werthzeichen ge-
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ringer geworden is t . die zu repräsentirenden Werthe — die 
Waaren — theuerer werden müssen.

Es ist die Erzeugung dieser Geldmaterie viel weniger kost­
spielig. als diejenige der Edelmetalle und da derselben durch die 
Natur selbst keine Grenzen gesetzt, sind , so ist natürlicherweise 
die beliebige Vermehrung dieser Geldart lediglich von dem Willen 
der einzelnen Völker oder ihrer Regierungen abhängig. Weil 
nun diese Willkür einzelner Völker und ihrer Regierungen von 
den anderen Nationen weder beschränkt noch kontrollirt wird 
und einer jeden Nation oder Regierung diese Geldart sich nach 
Belieben selbst zu erzeugen möglich is t , so kann das Papiergeld 
kein internationales Zahlmittel werden, und muss vermöge seiner 
beschränkten Kaufkraft Landesgeld bleiben , einen lokalen Re­
präsentationsworth haben. Nachdem der Besitz des internationalen 
Zahlmittels fiir jedes mit andern durch den Handel verbundene 
Volk , wie wir gesehen haben , darum unerlässlich ist, weil die 
Ausgleichung der internationalen Tauschgeschäfte nicht anders 
als durch Weltgeld stattfinden kann, und nachdem die Geld­
menge und der Geldwerth in allen solchen Ländern dadurch sich 
ins Gleichgewicht zu setzen pflegen , dass die Geldbesitzer Geld 
dahin senden , wo sich daraus ein Gewinn ergibt, d. h. wo mit 
einer gegebenen Summe sich mehr Waare als zu Hause kaufen 
lässt, so l’olgt naturgemäss hieraus, dass schon durch die Kreirung 
des Papiergeldes allein, — welche, wie wir gesehen, die Geld­
werthgrösse und die Waarenpreise alteriren muss — die Noth- 
wendigkeit einer solchen Gleichgewichtsherstellung eintreten, 
mit anderen Worten, für die Geldbesitzer das Heraussenden des 
Geldes gewinnbringend werden müsse. Dasselbe findet statt, 
wenn durch die Vermehrung des Edelmetallgeldes in einem ein­
zelnen Lande die Geldwerthgrösse wesentlich alterirt worden ist. 
Weil nun die Geldbesitzer dem Reiz des möglichen Gewinnes 
nicht widerstehen können, so werden sie um so häufiger Geld ins

3
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Ausland senden , je tiefer , grösser und häufiger die Alterirung 
der Geldwerthgrösse , — welche nothwendigerweise die von uns 
erlebten grossen Schwankungen in der Valuta zu Folge haben 
muss — durch die Vermehrung des Papiergeldes, und je theurer 
die zu repräsentirenden Werthe — die Waaren — zu Hause ge­
worden sind. Mit dieser Vermehrung der internationalen Tausch­
geschäfte muss aber naturgemäss die Nothwendigkeit der Aus­
gleichung der Differenzen mit Münze — mit Weltgeld — häufiger 
werden, in grösserem Masse stattfinden.

Da nun das Papiergeld nur einen lokalen Repräsentativwerth 
hat und sich seine Werthgrösse in Folge seiner Vermehrung im 
Verhältnisse zum Edelmetall verringern muss , so wird das Aus­
land die in einem entwertheten und schwankenden Papier­
gelde zahlbaren Wechselbriefe eines Landes nicht mehr kaufen 
wollen . mithin wird die Herstellung des Gleichgewichts durch 
das Herausströmen des Weltgeldes — der Edelmetallmünze 
also zum Nachtheile eines geordneten Geldwesens — stattfinden 
müssen.

Es ist klar , dass in einem Lande, wo zwei verschiedene 
Geldarten existiren , welche in ihrem äusseren repräsentativen 
Werth gleich , aber in ihrem inneren Werth verschieden sind 
Edelmetallgeld und Papiergeld — von einem geordneten Geld­
wesen von vorhinein nicht die Rede sein kann , sobald gegen die 
Gefahr, dass das bessere Werthzeichen (das internationale Zahl- 
mittel. das Weltgeld) durch die geringere Geldart verdrängt wer­
den könne , nicht jede mögliche Sicherheit vorhanden ist. Wo 
hingegen diese Sicherheit vorhanden , mit anderen Worten , wo 
der E m ission  des P ap ierg e ld es eine feste S chranke g e ­
se tz t ist , wird eine durch die Vermehrung des Edelmetallgel­
des eingetretene Alterirung der Geldwerthgrösse gefahrlos blei­
ben ; denn wird das gestörte Gleichgewicht sich auch in
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diesem Falle herstellen und das überflüssige Edelmetallgeld aus­
getrieben werden müssen, so wird dies das Verschwinden des­
selben doch nicht zur Folge haben können.

Hier haben Sie die Erklärung des Phänomens, welches allent­
halben vorgekommen , aber nirgends häufiger als in Oesterreich 
beobachtet werden konnte, dass nämlich durch das Papiergeld 
die Münze verdrängt und in das Ausland getrieben wird. Hieraus 
ersehen Sie zugleich, woher es kommt, dass ausländische Geld­
besitzer in grösseren Massen —- wie wir es nun in der Anlage 
ausländischen Kapitales in österreichischen Werthpapieren beob­
achten können — Geldsendungen nach Oesterreich veranstalten. 
Es geschieht dies einfach darum, weil sie mit der nämlichen 
Summe hier mehr Waare als zu Hause kaufen, mit anderen Wor­
ten einen Gewinn machen können. Nun ist es aber einleuchtend, 
dass dies nicht stattfinden könnte, wenn der Geldwerth in Oester­
reich und den andern Ländern , mit welchen es in Verkehr steht, 
gleich wäre. Weil aber die Geldwerthgrösse in Oesterreich durch 
das Papiergeld und die daraus gefolgte Austreibung des Metall­
geldes ebenso alterirt worden ist, wie andererseits auch der Geld- 
vorrath der andern Länder, theils in Folge der nämlichen Ur­
sachen, theils zufolge der kalifornischen, australischen und russi­
schen Edelmetallausbeute der letzten Jahre im Verhältnisse zu 
dem österreichischen Geldvorrathe eine Veränderung erlitten hat, 
so ist auch die Nothwendigkeit einer Gleichgewichtherstellung 
eingetreten, welche wir nun in der angedeuteten Form, sowohl 
hier, als auch anderswo beobachten können.

Wenn Sie nun , wie ich hoffe , diese Sachlage als bestehend 
zugeben müssen, so werden Sie auch mit mir einverstanden seyn. 
dass es für Oesterreich wohl keinen günstigeren Augenblick als 
den gegenwärtigen geben kann , um sein Geldwesen dauernd auf 
solide Grundlagen zu stellen : eine Nothwendigkeit, die selbst
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ohne diese Gunst der Umstände unabweisbar wäre. Nach der Be­
rechnung des bekannten französischen National-Oekonomen Co- 
cliut sind blos in den vier Jahren von 1850 bis 185.3 einschliesslich 
937,602 Kilogramme (circa 18,000 Wiener Zentner) Gold produ- 
zirt worden. Es ist gar keine Wahrscheinlichkeit vorhanden, dass 
diese Ergiebigkeit der Goldproduktion bald aufhören werde. 
Mögen auch die Nationalökonomen darüber nicht einverstanden 
seyn, wie viel davon in den Goldländern selbst zurückgeblieben 
und wieviel in den allgemeinen Weltverkehr geflossen . wieviel 
zur Vermehrung der Geldmasse und wieviel zu andern Zwecken 
gebraucht worden sey und verbraucht werde, so viel ist unbe­
streitbar , dass ein sehr grosser Theil dieser Ausbeute zunächst 
dazu dienen muss, den Gold- und beziehungsweise Geldvorrath 
jener Völker, welche an dem Welthandel den grössten Theil 
haben , zu vermehren. Da nun in diesen und überhaupt in allen 
bereits hochkultivirten, starkbevölkerten Ländern einerseits diese 
Geldvermehrung in einem grösseren Masse stattfindet, als ihre 
Tauschgeschäfte zunehmen, und dieselben nur so viel Geld als 
zu diesen nöthig ist, absorbiren können, andererseits aber gerade 
Oesterreich, als ein weniger hochkultivirtes Land, in dem Masse 
als seine Industrie zunimmt, sein Ackerbau fortschreitet, seine 
Bevölkerung wächst, mithin seine Tauschgeschäfte sich ver­
mehren, eine grössere Geldmenge absorbiren muss und auch 
fe sth a lt en kann, so folgt hieraus, dass von dem naturgesetz­
lichen Drange der vorhandenen und progressiv anwachsenden Geld­
menge, sich ins Gleichgewicht zu setzen, Oesterreich vornehmlich 
Nutzen ziehen könne. Diesem Drange der Geldbesitzer, einen 
Gewinn zu machen — einem Drange , der möglicherweise auch 
durch schwindelhafte Unternehmungen sich äussern kann, — 
werden Banken durch Erhöhung des Diskontosatzes, werden 
fremde Regierungen mit administrativen Massregeln — wie wir 
es z. B. gelegentlich des in Paris und Berlin erlassenen Verbotes 
der Börsengeschäfte mit nicht volleingezahlten ausländischen
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Aktien sehen - vergebens zu begegnen suchen, Es werden diese 
Vorbeugungsmittel die dortigen Kapitalisten , sobald ein Gewinn 
dabei zu machen is t , ebensowenig hindern , Edelmetalle nach 
Oesterreich und anderswo hinzusenden , als das österreichische 
Silberausfuhrverbot im Jahre 1848 dem Verschwinden der 
Münze hier zu Lande Einhalt zu thun vermocht hat.

Wir können freilich , wenn wir uns eines solchen Resultates 
erfreuen wollen, mit einer oberflächlichen Heilung unseres Geld­
wesens nicht zufrieden seyn. Wenn also z. B. das Agio ganz und 
gar verschwinden und die Bank ein Drittheil ihrer umlaufenden 
Noten masse in Silber vorräthig hätte, würde ich dennoch durch­
aus nicht der Meinung seyn . dass damit nunmehr das österrei­
chische Geld- und Bankwesen in einem befriedigenden Zustande 
sich befinde. Dazu gehört Anderes, und viel mehr als die obigen 
Erscheinungen: es gehört dazu namentlich, ausser der Münzkon­
vention, eine gänzliche Umgestaltung unseres Bankwesens, welches 
bei den veränderten Verhältnissen nicht mehr ausreichen kann.

Doch hievon in meinem Nächsten.



V.

20. April 1856

Sie hatten vielleicht nicht ganz Unrecht, lieber Freund, als 
Sie mir letzthin mit Bezug auf meinen vierten Brief Vorwürfe 
machten und die Mahnung daran knüpften, ich möchte mich doch 
aller metaphysischen und abstrakten Erörterungen enthalten. In der 
gegenwärtigen materiellen Zeit sey Alles dergleichen völlig un­
verdaulich. In letzter Auflösung komme es doch nur darauf an. 
dass die Bank ein Drittheil ihrer umlaufenden Noten in Silber 
vorräthig habe, dann könne sie unbedenklich ihre Baarzahlungen 
wieder aufnehmen. Normale Geldverhältnisse würden sich sodann 
von selbst hersteilen. Die Erfahrung beweise, dass so lange dies 
Verhältniss eingehalten wurde, die Banknoten al pari zirkulirten. 
Mehr sey keineswegs nöthig. Die Statuten seyen gut. Die Natur 
des Geldes sey Ihnen gleichgiltig. Sie wollten von Papiergeld 
nichts wissen, hingegen sey die Banknote, wenn es möglich ist sie 
jeden Augenblick in Silber umzusetzen, das erwünschteste und 
liebste Zahlmittel. So denke auch das grosse Publikum. Es habe 
für Silbergeld keine Vorliebe, an die bequemere Banknote sey es 
längst gewöhnt, nur müsse diese mit Silber gut gedeckt seyn. An 
einer Umgestaltung des Bankwesens liege ihm nicht viel; aller­
dings wünsche es aber, dass die Bank von der Regierung unab-
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hängig sey. Werde dieser Punkt gehörig in’s Reine gebracht., so 
werde sich das Vertrauen zu der Bank und ihren Noten hei fort­
dauerndem Frieden in kurzer Zeit wieder hersteilen.

Es mag wohl seyn. dass das grosse Publikum so denkt, wie 
ich es von Ihnen soeben vernommen. Seit Jahren ist es zur Mode 
geworden, die Unabhängigkeit der Bank von der Regierung als 
eine Nothwendigkeit auszuposaunen. Insbesondere haben die Jour­
nale hierin eine grosse Meisterschaft, und in der Kritik der 
Bankverwaltung einen ganz abenteuerlichen, bei den obwaltenden 
Umständen sehr wohlfeilen Muth bethätigt. ohne zu bedenken, 
dass ein Institut, welchem das ausschliessliche Privilegium zu­
steht, Geld zu fabriziren, ohne Gefahr für das Gemeinwohl nicht 
einen Augenblick ausserhalb einer strengen Kontrolle der Staats­
gewalt sich befinden darf. Es gibt so Manche, die zwischen Re­
gierung und Bank gleichsam einen Sanitätskordon ziehen möchten.

Lebten wir nicht in einer Zeit, wo wir es leider alltäglich er­
fahren müssen, dass oft wiederholte leere Phrasen zuletzt einen ge­
wissen Einfluss auf die Meinung des Publikums üben, so müsste 
man wirklich darüber staunen, dass es nach Durchlesung auch 
nur der letztjährigen Bankausweise noch Jemanden geben kann, 
der nicht längst davon überzeugt ist, dass die Bank von den or­
ganischen Bestimmungen, welche ihren Bestand und ihre Wirk­
samkeit regeln, sohin auch vom der Staatsgewalt, deren Beruf es 
ist die Gesetze zu handhaben, stets abhängig bleiben, dass hin­
gegen  der F in an zm in ister in die Lage versetzt werden  
m üsse, jene H ilfsm itte l n icht zu b en öth igen , die ihm die 
Bank durch verm ehrte P ap iergeld em ission en  herbei­
schaffen m usste , und auch künftig zu schaffen gewiss nie an­
stehen würde, mögen Statuten und andere papierne Festsetzun­
gen ihre Selbstständigkeit noch so sehr garantii t haben.

Auf Aktien gegründete Zettelbanken werden stets eine mog-
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liehst gute Dividende im Auge behalten. Ein Finanzminister ist im­
mer eine gute Kundschaft und eine um so bessere, je grösser das 
Reich oder Land, dessen Minister er ist. Keine wird ihn daher 
von sich weisen können, sondern jede möglichst gute Geschäfte 
mit ihm zu machen beflissen seyn. Wenn Ihnen auch die Natur des 
Geldes gleichgiltig ist — obwohl ich in diesem Falle nicht be­
greifen kann, wie Sie die Bankfrage verstehen wollen — so wer­
den Sie doch die Beschaffenheit der menschlichen Natur in Erwä­
gung zu ziehen nicht abgeneigt seyn.

Nehmen Sie den Bankausweis vom 29. Febr. 1856 gefälligst 
zur Hand. Sie werden finden, dass damals 374,205,566 fl. Bank­
noten im Umlaufe waren. Der Antheil, den die Geschäfte der Bank 
mit dem grossen Publikum in obiger Summe repräsentiren, be­
steht in 87,182,903 fl., welche auf eskomtirte Wechsel, und in 
85,394,100 fl., welche als Vorschüsse auf hinterlegte Staatspa­
piere hinausgegeben wurden. (Dies Escomptegeschäft begreift auch 
die Zentralkassenanweisungen in sich, die von der Finanzver­
waltung herstammen.) Der Rest hat seinen Ursprung in Ge­
schäften, welche die Bank mit der Finanzverwaltung gemacht 
hat. Ich lasse mich hier in keine Kritik dieser Operationen ein, 
ich konstatire nur die Thatsachen. Wollen Sie nun die Dividen­
denausweise zur Hand nehmen, so werden Sie finden, dass der 
grösste Theil dieser Geschäfte für die Bank gewinnbringend war 
— wesshalb mir gar nicht in den Sinn kommt der Bank einen Vor­
wurf zu machen. Ich wiederhole Ihnen also: „Der Worte sind 
genug gedrechselt, lasst uns ’mal die That auch sehen.“ Nicht die 
Bank muss vom Finanzminister, sondern der F in an zm in ister  
von der Bank unabhän gig  gestellt seyn. wenn die Krankheit 
geheilt und Rückfälle vermieden werden sollen. Dies kann aber 
nur stattfinden, wenn der Finanzminister mit keinem Defizit zu 
kämpfen hat. Wird derselbe einmal in diese Lage gesetzt — oder 
setzt er sich selbst in diese Lage — so wird diese jedenfalls das
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festeste Bollwerk der Bankorganisation seyn. In dieser Bezie­
hung muss ich Sie abermals an die Bankausweise erinnern. Diese 
zeigen Ihnen bis zur Evidenz, dass der grösste Theil der Zet­
telemission — so wie auch anderswo, z. B. in England im An­
fänge des Jahrhunderts — wegen des Defizits im Staatshaushalte 
stattgefunden hat. Nun gehört, wie Sie nicht läugnen können, 
keine sanguinische, sondern nur eine rückwärtsblickende Einbil­
dungskraft dazu, um sich einen österreichischen Finanzminister 
zu denken, der von dieser Noth nicht mehr heimgesucht wird. Ha­
ben wir einmal einen solchen, — und das lässt sich doch viel eher 
denken, als eine von der Regierung unabhängige Geldfabrik — so 
hört auch die Abhängigkeit desselben von der Bankhilfe, und zu­
gleich die Gefahr unmässiger Papiergeldemissionen auf. Die Be­
ziehungen eines solchen Finanzministers zu einer gut organisirten 
Bank können dann, so oft eine Veranlassung dazu vorhanden ist. 
für beide Theile in gleichem Grade vortheilhaft seyn. Die Kund­
schaft braucht darum nicht aufzuhören, dass der Kunde in eine 
bessere Lage gesetzt ist. Eine Umgestaltung des Bankwesens und 
der leitenden Grundsätze in der Papiergeldemission wird aber, wie 
wir gleich sehen werden, trotzdem nicht zu vermeiden seyn.

Ich sage vorsätzlich »Papiergeldemission“, statt „Banknoten­
emission“ „ da ich eben im Begriffe bin, Ihre Abneigung gegen das 
Papiergeld und ihre Vorliebe für die Banknote einer Prüfung zu 
unterwerfen. Ich muss Ihnen also vor Allem zu meinem Bedauern 
sagen, dass Sie mit Bezug auf den Gegenstand Ihrer Zärtlichkeit 
in arger Täuschung befangen sind; denn Ihre geliebte Banknote 
ist nichts Anderes als Papiergeld, gegen welches Sie doch eine so 
tiefe Abneigung zu hegen scheinen. Gleichwohl schmeichle ich 
mir mit der Hoffnung, die letztere siegreich bekämpfen und Ihnen 
beweisen zu können, dass Sie grosses Unrecht an sich selbst bege­
hen würden, wollten Sie wegen dieses Irrthums am gebrochenen 
Herzen und Liebesweh dahinsterben. Ihre Geliebte wird in Folge
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genauerer Bekanntschaft mit ihrer Persönlichkeit an innerer Lie­
benswürdigkeit nichts verlieren. Der falsche Titel, unter wel­
chem sich dies anmuthige Wesen geraume Zeit hindurch herum­
trieb, hat Viele irregeführt : er begünstigte zugleich manchen ih­
rer lustigen Streiche, veranlasste viele interessante Abenteuer, 
wurde aber zugleich die Ursache einer losen Lebensart, die häufig 
an Ausschweifung grenzte. Wohl kann man der Jugend so Man­
ches verzeihen. Wenn wir nun Ihre Geliebte durch Anwendung 
sanften Zwanges zur Ablegung des Incognito’s nöthigen. wenn 
wir für dieselbe bei vorgeschrittenem Alter auf eine solidere Le­
bensart himveisen. derselben ein weites, aber doch begrenzteres 
Thätigkeitsfeld öffnen, so müssen alle jene reellen Eigenschaften, 
mit welchen sie so reichlich ausgestattet ist. in noch anziehende­
rer Weise zu Tage treten.

Nach dieser Beschwichtigung der aufgeregten Gefühle Ihres 
Herzens will ich nun zur Sache übergehen.

Da Sie von Papiergeld nichts wissen wollen, so halten Sie die 
Banknote entweder für ein Kreditpapier, oder für einen Geldre­
präsentanten. Sie scheinen zur letzteren Alternative sich hinzuneigen, 
natürlich in der Voraussetzung, dass kein Zwangkurs besteht und 
die Umwechslung der Noten durch eine Deckung des Drittheils 
mit Silber nach Ihrem Wunsche bereits gesichert ist. Eine dritte 
Alternative gibt es nicht, denn Sie können unmöglich sagen, die 
Banknote sey eine Anweisung der Bank auf sich selbst, „zahlbar 
bei Sicht“, denn es ist klar, dass die Bank, wenn die Banknote in 
diesem Sinne aufgefasst wird, eine solche Anweisung nicht in der 
nämlichen Valuta, also mit den von ihr selbst emittirten Bankno­
ten, sondern mit Edelmetallgeld, „bei Sicht“, gegen eine jedesma­
lige Vorweisung, zu bezahlen fähig seyn müsste. Nun wissen Sie 
aber selbst, dass sie dies nicht vermöchte, wenn auch die von Ihnen 
für nöthig erachtete Silberdeckung vorräthig wäre.
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Es bleiben Ihnen also nur die zwei andern Alternativen. Bei 
näherer Betrachtung zeigt es sich indessen, dass die letztere auch 
nur auf einer Täuschung beruht. Denn wenn Ihre Banknote der 
Repräsentant des Geldes wäre, so könnte sie selbstverständlich 
nur so viel davon repräsentiren, als in der Bank wirklich vorrä- 
thig ist. Es gibt wohl keine Zettel bank in der Welt, und es hat 
vielleicht nie eine gegeben, deren Banknoten man in diesem Sinne 
Geldrepräsentanten nennen könnte. Die reichste Bank der Welt, 
die englische, hatte vor einigen Jahren bei 22 Millionen Pf. Ster­
ling in Kasse, aber selbst bei diesem höchsten Stande um circa 3 
Millionen mehr Noten im Umlaufe. Um aber nur bei der öster­
reichischen stehen zu bleiben, so wissen Sie recht gut, dass diese, 
selbst als sie am glänzendsten stand (1845 96 Millionen Silber), 
immer bedeutend mehr Zettel im Umlaufe, als Silber in Kasse be­
sessen hat. Gegenwärtig steht sie wie folgt: es waren am 29. 
Febr. für 374 Millionen fl. Zettel im Umlaute und für 51 Millio­
nen fl. Silber in der Bank vorräthig. Sie werden mir also wohl 
zugeben, dass der Rest von 323 Mill. unmöglich ein Repräsen­
tant von Geld seyn kann. Ich weiss es eben so gut, lieber Freund, 
wie Sie selbst, dass dieser Rest vollkommen gedeckt ist. Ich ziehe 
die Vortrefflichkeit dieser Deckungen nicht in Zweifel; aber Ihrer 
Banknote kann ich darum die Eigenschaft, die Sie für dieselbe 
beanspruchen, doch nicht zugestehen. Sie können nicht einmal 
sagen, der Rest repräsentire doch wohl einen Geldwerth. Auch 
diese Definition müsste nur zu einer Verwirrung der Begriffe füh­
ren. Der Bankausweis vom 29. Febr., den ich weiter unten folgen 
lasse, weist die eskomtirten Wechsel mit 85 Millionen, die Vor­
schüsse auf Staatspapiere mit 87 Millionen, die Restforderung an 
den Staat für Einlösung der Wiener-Währung mit 59 Millionen, 
und den Rest der Staatsschuld für eingelöstes Staatspapiergeld 
mit 27 Millionen nach. Die Wechsel sind also durch den P rivat- 
K redit. und die drei letzteren Posten durch den S ta a ts -K r e ­
dit gedeckt.
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Sie würden sieh also etwas logischer und richtiger ausdrüc- 
ken, wenn Sie sagten, die Banknote sey ein einlösbares Kreditpa­
pier. welches durch Vermittlung des Bankkredits, in Form eines 
papiernen Werthzeichens, theils mit Edelmetallgeld, theils mit Ef­
fekten, die auf den Kredit des Staates und jenen von Privaten ge­
gründet sind, gedeckt, und — unter Voraussetzung eines Drittheils 
an Silber — jeden Augenblick in Edelmetallgeld umzusetzen ist. 
Aber selbst dies könnten Sie nur von einer solchen Zettelbank sa­
gen, der von staatswegen die Begünstigung, dass ihre Noten im vol­
len Nennwerthe vom Staat angenommen und ausgegeben werden, 
nicht zugestanden ist. Eine so lch e Bank substituiret ihren Kre­
dit dem Kredite jener, die von ihr z.B. auf Wechsel-Noten entlehnen 
— diese letzteren sind also ein Kreditpapier. Wenn Sie die Unklar­
heit lieben, so lasse ich Ihnen die obige dunkle Definition. Sie 
müssen aber damit alsogleich an eine weitere Klippe gerathen. 
Sobald Sie sich nämlich die Frage stellen, worin die Natur eines 
Kreditpapiers, z. B. eines Wechsels, bestehe, so werden Sie ant­
worten müssen: darin, dass der Aussteller denselben zur Verfalls­
zeit mit Geld einlösen muss. Es wird daher der Wechsel von 
Hand zu Hand gehen und als Zahlmittel dienen können, so lange 
die Empfänger überzeugt sind, dass der Aussteller zur Verfalls­
zeit die Deckung vorräthig haben werde, aber zu dieser Zeit wer­
den selbst die besten Wechsel einkassirt werden. Banknoten sind 
hingegen immer fällig, weil sie auf den Ueberbringer lauten: 
keine Bank hat, wie Jedermann weiss. den vollen Betrag ihre um­
laufenden Noten zur Zeit der Emission, oder irgend einer anderen 
Zeit, in Geld vorräthig. und dennoch werden diese als Zahlung 
angenommen. Sie werden mir vergebens antworten, die fortwäh­
rende Möglichkeit der Umwechslung der Banknoten in Silber 
mache dieselbe zu einem einlösbaren Kreditpapier. Die Konverti­
bilität der Banknote in Edelmetallgeld, in welcher Eigenschaft Sie 
das karakteristische Merkmal der Banknote zu finden glauben, 
wird ja auch nur von der Voraussetzung bedingt, dass nicht alle.
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oder sehr viele Banknotenbesitzer g le ic h z e it ig  die Umweehs- 
lung fordern, in welchem Falle Ihr angeblicher Geldrepräsentant 
sein Unvermögen glänzend bethätigen müsste.

Hier habe ich Sie nun in Ihren letzten Verschanzungen: Sie 
müssen zugeben, dass Ihre Banknote, — so wie eine jede von einer 
mit analogen Befugnissen versehenen Zettelbank ausgehende — eine 
dem M eta llge ld  koord in irte se lb stä n d ig e  G eldart ist, 
und weil ihr Stoff aus Papier besteht, so is t  s ie  P ap ierge ld , 
welches der Ausgeber bei Vorweisung gegen Metallgeld umzutau­
schen verpflichtet ist. Die Thatsache, dass die bestehende Staatsge­
walt. zu deren unzweifelhaften Befugnissen die Regelung des Geld­
wesens und des Münzfusses gezählt werden muss — gleichviel, ob 
sie in absoluten oder konstitutionellen Formen sich bewege, — 
durch einen Akt der Souveränität (ein Gesetz oder Privilegium) 
einer Gesellschaft oder Korporation das Recht ertheilt, solche 
Zettel auszugeben, welchen in vorhinein die Begünstigung von 
Staatswegen zuerkannt ist, in den Staatskassen in ihrem vollen 
Nennwerthe . also für so viel Geldeinheiten , für wie viel sol­
che Zettel lauten, — angenommen zu werden, macht diese 
Zettel zu einem selbstständigen, dem M eta llg e ld e  koordin ir- 
ten Geld. Die fernere Thatsache, dass der Staat die also 
empfangene Geldart wieder ausgeben muss, und natürlich in 
demselben Nennwerthe . wie er sie empfing, verwenden will, 
und der Umstand, dass solche Zettel gewöhnlich nach kurzer 
Zeit in bedeutenden Summen in Umlauf kommen, mithin bald den 
mehr oder weniger grossen, aber jedenfalls bedeutenden Theil der 
vorhandenen Zahlmittel eines Landes ausmachen, begründet 
selbst wenn kein Zwangkurs besteht für das Publikum eine, 
wenn auch nicht prinzipielle doch materielle Nöthigung, solche 
Zettel als Zahlung anzunehmen und wieder zu verwenden. Der 
Umstand, dass diese Zettel nicht vom Staat fabrizirt werden, be­
gründet in der Sache selbst keinen Unterschied. Zettel, die der
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Staat seihst fabrizirt und emittirt, nennen wir Staatspapiergeld; 
solche, die von einer Bank emittirt sind, nennen wir Banknoten. 
Der Missbrauch, der mit dem Staatspapiergelde getrieben worden 
ist, erzeugte eine gewisse Abneigung gegen das Papiergeld über­
haupt, und die Ihrige mag auch hierin ihren Grund haben. Daher 
die Scheu, die Sache bei ihrem wahren Namen zu nennen, und 
die grössere Beliebtheit der Banknote; — eine Vorliebe für letz­
tere wäre aber ganz ungerechtfertigt, denn es ist bekannt, dass 
mit den Banknoten der nämliche Missbrauch getrieben wird, wie 
mit dem Staatspapiergelde. Auf die Benennung kommt es jedoch 
nicht an. sondern auf die Natur der Sache.

Indem der Staat einer Korporation oder Gesellschaft das Recht 
ertheilt, eine Geldart in Umlauf zu setzen, überträgt er ein Attribut 
seiner Souveränität an eine kollektive Persönlichkeit. Die That- 
sache, dass der Staat von der Befugniss. von ihm selbst fabrizir- 
tes Papiergeld zu emittiren, in gewöhnlichen Zeiten keinen Ge­
brauch macht und dieselbe nur als äussersten Nothbehelf, in aus­
serordentlichen Fällen ausiibt, ist nichts Anderes als eine vernünf­
tige Selbstbeschränkung des Staates in seinem eigenen Interesse. 
Der Staat muss nämlich selbst im Bewusstseyn seiner Vollgewalt 
fühlen, dass seine Macht keine unbeschränkte ist. Er muss daher 
darauf bedacht seyn. dass die Zettel, denen er eine Annahme in 
ihrem vollen Nennwerthe bei seinen eigenen Kassen zugesichert 
hat. auch durch das Publikum in gleicher Weise als Zahlung ge­
nommen werden. Nun wird aber das Publikum die von einer 
Bank emittirten Zettel in ihrem vollen Nennwerthe williger neh­
men. weil es voraussetzen muss, dass der Staat, der ein Attribut 
seiner Souveränität auf Jemanden übertragen hat. die Ausübung 
dieses Rechtes und die Beobachtung der Bedingungen, welche an 
die Ertheilung desselben geknüpft sind, eifersüchtig überwachen 
wird, während dem ohnedies die Fülle der Macht in sich verei­
nigenden Staate gegenüber das Publikum gar keine Garantie da-
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gegen besitzen kann, dass das Staatspapiergeld, dessen Produk­
tion durch die Nattir selbst nicht beschränkt ist, in jeder beliebi­
gen Menge ausgegeben, dadurch das Metallgeld verdrängt und 
das Zettelgeld selbst entwerthet werde. Die Verpflichtung, die 
der Staat der Bank auflegt, ihre Zettel gegen Metallgeld einzu­
tauschen, kann unter Umständen bis zu einem gewissen Grade 
eine Garantie gegen die Möglichkeit einer zu grossen Vermeh­
rung dieser Geldart seyn; sie ist aber nicht ihr karakteristisches 
Merkmal, denn wir sehen uneinlösbares Staatspapiergeld und 
Banknoten als Geld zirkuliren. Die Noten einer solchen Bank zir-

w

kuliren also nicht desshalb, weil die Bank in der Lage ist, diesel­
ben mit Metall einzulösen; — denn diese Möglichkeit ist, wie wir 
gesehen, eine sehr bedingte — sondern w eil die souveräne  
S ta a tsg ew a lt d iese lb en  als eine se lb ststä n d ig e  G eldart 
gesch affen , dem V erkehr au fgen öth ig t, und das P u b li­
kum m ithin gezw ungen  hat, d iese lb e  als Z ah lm itte l zu 
verwenden. Obige Verpflichtung der Umwechslung wird der 
Bank durch den Staat in seinem eigenen Interesse auferlegt. Er 
muss nämlich darauf bedacht seyn, den Erfolg seiner Anordnun­
gen zu sichern. Nun kann er zwar befehlen, dass dem Papiergelde 
bei seinen  eigenen  K assen und in seinen Z ahlungen der 
nämliche äussere Repräsentativwerth zuerkannt werde, wie dem 
Metallgelde. — z. B. einer 5 fl. Banknote so viel als 15 Stück Zwan­
ziger — dass aber das Papiergeld in seinem Tauschwerthe dem Me­
tallgelde gleichstehe, wird er vergebens befehlen, und kann diesen 
Zweck nur durch anderweitige Massregeln erreichen, in deren 
Reihe natürlich diejenigen die grösste Beachtung verdienen, wel­
che gegen die Gefahr einer Austreibung des Edelmetallgeldes 
durch ein Uebermass von Papiergeld und eine Entwerthung des 
letzteren Garantien zu bieten geeignet sind. Diese wollen wir nun 
im nächsten Briefe einer Prüfung unterziehen.



VI.

24. April 1856

Lieber Freund! In meinem letzten Briefe habe ich Ihnen 
über die Banknote die Wahrheit sagen wollen. Heute will ich den 
Versuch machen. Ihnen zu beweisen, dass die Gebrechen der mei­
sten Banken ans den dunklen Begriffen über die Banknote und 
namentlich davon herrühren, dass bei Feststellung der Statuten 
die Banknote als Kreditpapier und nicht als Papiergeld aufge­
fasst worden ist. Aus dem Resultate dieser Erörterung wird sich 
dasjenige, was ich letzthin als Aufgabe meines heutigen Briefes 
bezeichnet hatte, von selbst ergeben.

Wenn man die Banknote als Kreditpapier auffasst, so ge­
langt man zu nachstehenden Korollarien:

a) Man ertheilt einer Gesellschaft das ausschliessliche Privi­
legium Banknoten zu emittiren, und sichert diesen die Annahme 
in den Staatskassen von Staatswegen zu : eine Begünstigung, 
welche einen Zwangkurs prinzipiell nicht ausspricht, aber in ih­
rer Wirkung demselben gleich kommt;

b) Um diesen Zetteln beim Publikum Eingang zu verschaffen, 
sucht man ihren Kredit zu begründen;
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c) man verpflichtet also die Bank nur auf gute Sicherheiten 
Geschäfte zu machen, ihre Noten nur gegen gute Wechsel darzu­
leihen, Vorschüsse nur auf inländische Staatspapiere, auf Juwelen, 
Edelmetallbarren, dem Verderben nicht unterliegende Gegen­
stände zu gehen;

d) um die Beobachtung dieser Anordnungen zu sichern, 
lässt man sich in viele Details ein;

e) man unterstellt die Gebahrung der Bank der Aufsicht der 
Staatsbehörden ;

f )  damit nun die Bank auch materiell in ihrer Notenemission 
beschränkt und das Publikum beruhigt sey, legt man ihr die Ver­
pflichtung auf, ihre Noten bei jedesmaliger Vorweisung gegen 
Edelmetallgeld in einer bestimmten Münzsorte einzulösen — man 
macht die Zettel konvertibel;

g) zur Sicherstellung dieser Verpflichtung setzt man entwe­
der ein bestimmtes Verhältniss fest, welches zwischen dem in den 
Bankkassen vorräthigen Edelmetall (Barren oder Münze) und den 
umlaufenden Noten stattfinden muss, und verbietet der Bank 
zugleich, über dies Verhältniss hinaus Noten zu emittiren, — oder 
es wird die Feststellung dieses Verhältnisses dem jeweiligen Er­
messen der Staatsregierung Vorbehalten:

h) nachdem überdies die Erfahrung gezeigt hat, dass in ru­
higen Zeiten, wenn kein Bedürfniss von Metallmünze zu Sendun­
gen in’s Ausland stattfindet, eine Umwechslung der Noten nur in 
sehr bescheidenem Maasse vom Publikum verlangt zu werden 
pflegt, da die leichter transportable und bequemere Banknote bei 
demselben, sobald es in Bezug auf die Solidität der Bank beru­
higt scyn kann, sehr bald zu einem bevorzugten Zahlmittel wird,

4
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glaubt man gegen alle Eventualitäten sichergestellt zu seyn, wenn 
man schliesslich anordnet, dass die Bank wenigstens ein Drittheil 
ihrer umlaufenden Noten in Edelmetallgeld vorräthig haben solle.

Und hiennt glaubt man genug gethan zu haben. Ganz natür­
lich. Denn wenn die Banknote ein Kreditpapier ist, so muss 
das Augenmerk vornehmlich auf Dasjenige gerichtet seyn, was 
Sie in Vorstehendem gelesen haben.

In der Praxis zeigt es sich aber, dass man hiebei sehr we­
sentliche Dinge übersehen hat. Man übersieht nämlich, dass als 
unausbleibliches Ergebniss des an eine Akziengesellschaft ertheil- 
ten Rechtes, Banknoten zu emittiren, eine Vermehrung der vor­
handenen Zahlmittel eintreten müsse. Dafür jedoch dass eine 
solche im Verhältniss zu den vermehrten Bedürfnissen der Tausch­
geschäfte stattfinde, ist durch die obigen Anordnungen eine Si­
cherheit ebenso wenig gegeben, als dafür, dass durch diese Ver­
mehrung eine wesentliche Alterirung des in einem Lande vorhan­
denen Geldvorrathes in seinem Verhältnisse zu jenem anderer 
Länder nicht eintreten, sohin die Austreibung des Metallgeldes 
nicht stattfinden, der Tauschwerth der Waaren im Verhältniss zum 
Gelde nicht künstlich und plötzlich gesteigert, mithin also das so 
geschaffene Zahlmittel selbst nicht leicht entwerthet werde. Ich 
brauche nicht hervorzuheben, dass durch solche Wirkungen der 
Zweck einer Zettelbank vereitelt würde und namentlich die Aus­
treibung des Metallgeldes die böse Folge haben müsste, dass die 
Zirkulation nicht vermehrt, sondern verschlechtert worden ist.

Es ist klar, dass die auf die Geschäfte der Bank unter c) sich 
beziehende Anordnung eine Garantie in obigen Beziehungen nicht 
bietet. Der Begriff der „guten Sicherheiten“ ist ein sehr dehn­
barer, relativer, nach Zeit und Umständen wechselnder und unbe­
grenzter. Auch muss die Wirkung dieser Vorsichtsmassregel
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durch den jeder Aktiengesellschaft innewohnenden Trieb, fette 
Dividenden zu beziehen, zum grössten Theile neutralisirt werden. 
Dass in dieser Anordnung, selbst wenn sie befolgt wird, eine 
materielle Grenze der Banknotenemission nicht gegeben sey, ist 
ebenso unzweifelhaft. Aber wie nahe liegt die Möglichkeit und 
wie häufig sind die Beispiele ihrer gänzlichen Beseitigung !

Es bleiben also gegen die erwähnten Uebelstände nur zwei 
angebliche Garantien, nämlich die Konvertibilität und die beliebte 
Metalldeckung, bis zu einem Drittheil. Es ist aber einleuchtend, 
dass die erstere gerade durch die letztere illusorisch gemacht 
werden kann. Denn es wird durch diese der Banknotenemission 
auch keine materielle Grenze gegeben. Die Bank muss eine dem 
Drittheil gleichkommende Summe ihrer umlaufenden Noten in 
Silber vorräthig haben, aber sie darf dreimal soviel Noten emitti- 
ren, als sie Silber vorräthig hat. Die Notenemission richtet sich 
mithin nicht nach dem Bedürfniss des Verkehrs an d iesem  Z ahl­
m itte l, sondern nach dem Silbervorrath. Nun leuchtet es aber 
ein, dass der letztere unmöglich den Massstab zur Erkenntniss 
des ersteren bilden kann. Macht nun die Bank von dieser Befug- 
niss Gebrauch — und es ist natürlich, dass sie dies kaum unter­
lassen wird und sie wird dazu um so mehr Veranlassung haben, 
je geringer in einem Lande der Metallgeldvorrath ist, — so kön­
nen die erwähnten Uebelstände sehr leicht eintreten und werden 
auch periodisch wiederkehren. Die Verwaltung einer in dieser 
Weise organisirten Bank wird begreiflich ihr Augenmerk, neben 
der Erzielung einer guten Dividende, vornehmlich auf das ihr vor- 
gesehriebene Verhältniss zwischen der Notenemission und dem 
Silbervorrath richten, und wird sich durch die Wahrnehmung der 
nur allmälig eintretenden Wirkungen, welche ihre Notenemissio­
nen auf den gesammten wirtschaftlichen Zustand des Landes, 
auf die Waarenpreise, auf seine metallenen Umlaufsmittel und auf 
den Wechselkurs äussern, in ihrer Gebarung nicht leiten lassen.

4 *
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Und doch ist gerade dies die Hauptsache, denn die papiernen 
Zahlmittel haben überhaupt neben grossen Vorzügen den grossen 
Naehtheil, dass sie eben so leicht als sie vermehrt worden sind, 
wieder verringert werden können, was natürlich ein Schwanken 
der Waarenpreise und des Geldwerthes zur Folge haben muss. 
Getäuscht durch die Erscheinung, dass die leichter transportable 
und bequemere Banknote sich sehr leicht im Verkehre einnistet 
und das Publikum in ruhigen Zeiten eine Umweehslung in das 
unbequemere Metallgeld in grösserem Maasse zu fordern keine 
Veranlassung hat, wird die Bank Verwaltung eine selbst sehr be­
trächtliche Vermehrung ihrer Notenemission in so lange für unbe­
denklich halten können, als die vorgeschriebene Deckung des 
Drittels mit Metall vorräthig ist. Sie wird sich leicht bestimmen 
lassen, selbst über dies Maass hinauszugehen, besonders wenn sie 
die Kundschaft eines Finanzministers, der mit der Noth des D e­
fizits heimgesucht wird, nicht von sich zu weisen im Stande ist. 
Eine solche Zettelbank kann sich leicht mit einem geringen Zins- 
fuss begnügen. Sie leiht nicht ihr Metallgeld, sondern ihre Noten 
aus. Die Produktionskosten derselben, mit Inbegriff ihrer Regie­
ausgaben, sind geringfügig im Vergleich zu dem Gewinne, wel­
chen ihr der Zinsengenuss der durch den ruhenden Silbervorrath 
nicht gedeckten Noten ab wir ft. Ihren Zinsfuss hinaufzusetzen, so­
bald sie dieserhalb eine Schmälerung ihres Gewinnes befürchten 
müsste, wird sie nicht leicht geneigt seyn, selbst wenn die bösen 
Wirkungen stärkerer Notenemissionen sichtbar werden sollten. 
Gegen geringe Zinsen werden die Nehmer der Banknoten nie 
fehlen. Der Begehr der Noten kann daher ein ununterbrochener 
bleiben, mag er zunächst auch nur in schwindelhaften Unterneh­
mungen, gewagten Spekulationen und dem Börsenspiel seinen 
Grund haben. Hiedurch getäuscht, wird die Bankverwaltung ver­
leitet, die Fortdauer oder das progressive Anwachsen der An­
sprüche, die an sie gemacht werden, für einen Ausdruck eines 
wirklichen Bedürfnisses anzusehen. Sie gibt also Kredit und ver-
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lángért ihn mit Leichtigkeit. Die Kreditnehmer — die Bank­
schuldner — gewöhnen sich demzufolge daran, mehr mit geborg­
tem Gelde, als mit eigenem Kapitale Geschäfte zu machen und 
diese über ihre eigenen Kräfte hinaus auszudehnen. Weil sie leicht 
und wohlfeil borgen und das Zurückzahlen des Geborgten ebenso 
leicht binausschieben können, werden sie auch mehr, oder auch 
solches wagen, was sie sonst lieber vermieden hätten. Das Ge­
borgte auf analoge Bedingungen, aber mit Gewinn wieder auszu­
leihen. wird sonach zu einer stehenden Gewohnheit. Es entsteht 
im Gefolge dieser Vorgänge eine ganze Klasse von Menschen, 
die eine solche Bank für sich auszubeuten pflegen. Das Interesse 
dieser geschlossenen Phalanx bestimmt dieselbe natürlich, die 
Zirkulation der Banknoten auf jede Weise zu fördern und beim 
Publikum über die Zweckmässigkeit schwunghafter Notenemis­
sion keinen Zweifel aufkommen zu lassen. Dieses letztere ver­
steht von dem inneren Getriebe des Bankwesens nichts und glaubt 
sich in vollkommener Sicherheit. Die Banknoten bleiben also 
konvertibel, aber nur deshalb, weil eine Konversion in grösserm 
Massstabe nicht versucht wird. Die Bequemlichkeit der Bank­
note wird nach und nach zur Veranlassung, dass man sich des 
Metallgeldes immer mehr entledigt. Dies muss in um so grösse­
rem Maasse stattfinden, je kleiner die Beträge sind, auf welche 
die Noten lauten, denn es wird natürlich dadurch das Bedürfniss 
metallener Zahlmittel auf ein Minimum heruntergesetzt. Ein 
Theil des sonach entbehrlichen Metallgeldes wandert vielleicht in 
die Bank, und ruft bei d iesem  System e noch grössere Notenemis­
sionen hervor, der andere aber verschwindet ganz, wird einge­
schmolzen und zu andern Zwecken gebraucht, oder exportirt.

Sie werden wohl nicht in Abrede stellen können, dass im 
Vorstehenden eine nicht unrichtige Schilderung des gewöhnlichen 
Ganges der Dinge gegeben ist. Es wird dieselbe durch die Ge­
schichte der meisten Banken bestätigt, insbesondere in Ländern
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welche keinen bedeutenden Vorrath an Metallgeld besitzen. Dass 
z. B. in Frankreich trotz der Gebrechen der dortigen Bankorga­
nisation Uebelstände der erwähnten Art unter Louis Philipps 
Regierung bis zum März 1848 nicht sichtbar geworden sind, hat 
darin seinen Grund, dass die französische Bank im Verhältniss 
zum Geldvorrath des Landes eine nur kleine Summe von Noten 
emittirt hat: sie hatte am 25. Sept. 1847 nur für 239 Millionen 
Franken Banknoten im Umlaufe, gegen 150 Millionen Metall in 
Kasse und 2 Milliarden Geldvorrath im Lande. Auch waren keine 
Banknoten unter 100 Franken im Umlaufe. Jetzt dürfte sie bei 
600 Millionen im Umlaufe haben, und Sie können beobachten, 
dass die von mir geschilderten Uebelstände bereits zu erscheinen 
beginnen. Es ist zwar wahr, dass eine solche Wirthschaft bei 
ruhigen Zeiten lange fortgehen kann. Es ist jedoch nicht minder 

• wahr , dass politische und Handelskrisen periodisch wiederzu­
kehren pflegen. Und da zeige» sich die üblen Folgen alsogleich. 
Das grosse Publikum versteht sehr wenig vom Bankwesen, aber 
ganz unwissend ist es doch nicht. Es weiss recht gut, dass das 
Metallgeld einen universellen und inneren Werth hat, den die 
Banknote entbehrt; dass die Bank bedeutend weniger vorräthiges 
Metallgeld besitzt, als ihre umlaufenden Noten betragen, und 
endlich, dass diese ein von der Regierung zwar anerkanntes und 
begünstigtes, aber dennoch kein gesetzliches Zahlmittel sind. 
Wild demnach ein Misstrauen im Publikum rege,treten Umstände 
ein, die eine Störung der Ordnung, des freien Verkehrs u. s. w. 
befürchten lassen, so wird es entweder die Banknote in ihrem 
Nennwertlie nicht mehr nehmen wollen und seine Waaren gegen 
Metall wohlfeiler als gegen Banknoten hergeben — womit schon 
die E n tw erth u n g  der letzteren beginnt — oder es wird um so 
mehr eilen für die Banknote von der Bank Metallgeld zu fordern, 
je mehr es überzeugt seyn muss, dass diejenigen, die sich Zeit 
lassen und spät kommen, davon nichts erhalten können — und 
hiemit tritt dann das Ende der K o n v e r tib ilitä t  ein.
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Das ist der gewöhnliche Verlauf, wenn politische Krisen 
stattfinden. Anders gestaltet sich die Sache beim Herannahen 
oder dem Eintritt einer Finanz- oder Handelskrisis. Wenn 
eine solche herannaht, muss die Bank wieder vorwiegend auf die 
Konvertibilität ihrer Noten das Augenmerk richten. Nun geschieht 
es aber gewöhnlich, dass die Tauschwerthgrösse der Banknoten, 
mit andern Worten die Waarenpreise, bei einem solchen Anlasse 
gerade wegen vorangegangener schwunghafter Notenemissionen 
bereits alterirt sind, der Wechselkurs sich ungünstig stellt und 
die Exportirung des Metallgeldes gewinnbringend zu werden 
anfängt. Gewahrt sonach die Bank, dass das Publikum den Um­
tausch der Noten gegen Metallgeld häufiger verlangt, so wird sie, 
um wegen der Umwechslung in keine Verlegenheiten zu kommen, 
die Menge derselben zu verringern suchen. Sie wird also die No­
ten, die sie ausgeliehen hatte, zur Verfallzeit von ihren Schuld­
nern einfordern, ihre Darleihen und Vorschüsse beschränken. Ihre 
Schuldner werden gegenüber anderer, an welche sie Forderungen 
zu stellen haben, das nämliche Verfahren beobachten. Hieraus 
folgen natürlich Handelskrisen und Geldstockungen. Durch das 
rasche Einziehen der umlaufenden Zahlmittel fallen die Waaren­
preise, entstehen grosse Verluste und Bankerotte. Tritt zufällig 
noch der Umstand hinzu, dass das aus der Bank gegen Noten 
umgetauschte Metallgeld zu Sendungen ins Ausland nothwendig 
ist, mithin exportirt wird, so muss die Geldklemme sehr arg 
werden, denn die restriktiven Maassregeln der Bank verringern 
den Notenumlauf, während der Metallgeldumlauf gleichzeitig 
durch die Ausfuhr dieser Geldart sich vermindern muss.

Sie ersehen hieraus, dass unklare Begriffe über die Natur 
der Banknote zu ungenügenden Garantien führen. Dies ist ganz 
natürlich. Zufolge dieser irrthümlichen Auffassung sucht man 
dort nach Garantien, wo sie nicht zu finden sind und gelangt zu 
halben Maassregeln. D ie  B anknoten , die der S taat als Zahl-
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m it te l  annim m t und w ieder a u sg ib t, b ilden  eine s e lb s t­
s tä n d ig e  G eld art, z irk u liren  auf G rundlage se in er  A u­
to r itä t , sind ein P a p ie r g e ld , dessen  E m ission  der S taat 
er lau b t, d essen  A nnahm e im vollen  N ennw erthe. d. h. die 
p ap iern e  G eld e in h e it g le ic h  der m eta llen en , er in Vor­
h in e in  erk lä r t und d essen  U m tausch  bei der durch den 
Inhaber zu g esch eh en d en  V orw eisu n g  gegen  g ese tz lich  
k u r s ir e n d e s , m it seinem  G epräge v erseh en es M etall­
g e ld , nach dem erw ähnten V erh ä ltn iss  er dem E m itten ­
ten  a ls  V erp flich tu n g  au fer leg t hat. Hieraus folgt nun. dass 
nachdem dieser Geldart, von der näm lichen A u tor itä t, w el­
che den R ep rä sen ta tiv w erth  des M eta llg e ld es  zu b e­
stim m en  b erech tig t is t .  ein dem letzteren  g le ich steh en ­
der ä u sserer  W erth , durch einen A kt der Sou verän ität  
zu erk an n t und d ieselbe der Z irk u la tion  aufgedrängt 
w orden is t ,  d ie Z e tte l e in er so lchen  Bank nim m erm ehr 
e in lösb ar  seyn können. Die Zettel einer solchen Bank werden 
in der That gegen Hingabe von Waaren und Leistimgen persön­
licher Dienste durch das Publikum e in g e lö st , durch die Bank 
aber gegen eine andere gesetzliche Geldart nur um getauscht. 
Da diese Zettel mit dem eingestandenen Zwecke in Umlauf ge­
setzt werden, die vorhandenen Zahlmittel durch neue, von glei­
chem äusseren Werthe zu vermehren, und n icht mit dem 
Z w eck e, die S te lle  der b ere its  vorhandenen  zu v ertre­
ten , so ist es einleuchtend, dass die sogenannte Konvertibilität, 
wenn sie eine Wahrheit werden so ll, dem Zwecke der Zettel­
banken widerstreiten müsste, dass mithin alle Maassregeln, die 
der Staat, im Widerspruch mit seinen Absichten und Handlungen, 
zu dem Behufe ergreifen zu müssen glaubt, um das Publikum von 
der Einlösbarkeit zu überzeugen, sich in der That als illusorisch 
heraussteilen müssen.

Aus dieser Auffassung des Gegenstandes folgen nun mit Be-
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zug auf das Zettelbankwesen jene Grundsätze, die ich im Gegen­
satz zu den bisher üblichen schwankenden Verfahrungsweisen 
die Regeln der stren gen  O bservanz nennen will. Der Staat 
kann trotz seiner Vollgewalt die Naturgesetze nicht ändern und 
nicht verhindern, dass der Geldvorrath der verschiedenen, durch 
Handel verbundenen Länder sich ins Gleichgewicht zu setzen 
strebe. Er kann nicht hindern, dass eine wesentliche Vermehrung 
des Geldes auf die Waarenpreise einwirke. Er muss sich der 
Gewohnheit aller zivilisirten Völker, nur das Edelmetallgeld als 
internationales Zahlmittel anzusehen, fügen. Er kann ebenso we­
nig mit Erfolg befehlen, dass Landesgeld Weltgeld — mit andern 
Worten, dass Papiergeld das Metallgeld — vertrete, als es ihm 
überhaupt möglich ist durch Machtsprüche dahin zu gelangen, 
dass das Publikum zu einem Zahlmittel, welches einer unbegrenz­
ten Vermehrung fähig ist, unter allen Umständen das nämliche 
Vertrauen hegen soll, wie zu jenem, welches in dieser Beziehung 
von der Willkür der Regierungen und Banken unabhängig ist. 
Er kann trotz aller Vorsichtsmassregeln nicht hindern, dass in der 
Leitung einer solchen Zettelbank, die in der Notenemission durch 
unüb er schreitbare Schranken in Vorhinein n icht begrenzt ist, pe­
riodisch Missgriffe von solcher Tragweite Vorkommen, dass die 
beabsichtigte Gleichstellung der beiden Geldarten zu nichte ge­
macht werden muss.

Dae Vorgehen des Staates kann bei der Einführung einer 
neuen Geldart nur von der Absicht, ein öffentliches Bedürfniss 
zu befriedigen und das Gemeinwohl zu befördern, geleitet werden. 
Hieraus folgt seine gleichzeitige Verpflichtung, die wirksamsten 
Garantien aufzusuchen und anzuwenden, damit dem von seiner 
Autorität ausgehenden Akte der Erfolg gesichert sey. Dies kann 
er aber nur erreichen, wenn er der Banknote gleichzeitig jene Ei­
genschaft verleiht, welche das charakteristische Merkmal der 
Edelmetalle ist, nämlich die Unabhängigkeit von der Willkür ein-
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zelner, mît Bezug auf die Möglichkeit der Vermehrung. Er wird 
daher gleichzeitig mit der Einführung der neuen Geldart den 
Raum durch unüberschreitbare Schranken begrenzen, innerhalb 
welchen die Banknotenemission sich bewegen darf. Zu diesem 
Behufe wird er die Bankgeschäfte von der Notenemission trennen. 
In der richtigen Erkenntniss, dass der Staat kein Banquier ist und 
dass jedes Geschäft am besten demjenigen zur Besorgung über­
lassen wird, den es zunächst angeht und der davon am meisten 
versteht, wird er sich in die Bankgeschäfte nicht einmischen, hin­
gegen bezüglich der Notenemission die strengste Kontrolé ausüben 
und die Bank genau an die Vorschriften des Gesetzes binden. Die 
Bank wird mithin wie ein jeder einzelne Kaufmann ihre Bankge­
schäfte betreiben können und dürfen, und den Zinsfuss, gegen wel­
chen sie nach ihrer Konvenienz die neue Geldart auszuleihen 
bereit ist, zu bestimmen, wird ihr selbst überlassen werden müs­
sen. Hier kann jedoch der Staat nicht stehen bleiben.

Durch die Thatsache, dass die höchste Autorität im Staate 
die Banknote fortwährend in dem, durch ihn selbst dem Metall­
gelde gleichgestellten Repräsentativwerth annimmt, wird dem 
Publikum täglich der praktische Beweis geliefert, dass der dem 
Papiergelde beigelegte Werth als fortbestehend vom Staate aner­
kannt ist, das heisst, dem Staate gegenüber eine dem Metallgelde 
gleichstehende Zahlkraft besitzt. Der fernere Umstand, dass der 
Staat das also empfangene Papiergeld in demselben Werthe wie­
der ausgibt, liefert den weiteren Beweis, dass der Staat dem Pu­
blikum gegenüber das von ihm Sanktionirte fortwährend zur Gel­
tung bringt. Dies kann aber noch nicht genügen, um die Tausch­
werthgrösse der Banknoten im täglichen Verkehre, mit anderen 
Worten, ihre Kaufkraft auf dem Niveau mit der des Me­
tallgeldes, d. h. auf Pari, zu erhalten. Denn davon abgesehen, 
dass diejenigen, denen der Staat die Banknote als Zahlung gibt, 
diesem gegenüber kein Mittel besitzen die Annahme des Papier-
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geldes zu verweigern, sind die Funktionen, die das Geld in den 
Zahlungen an den Staat und durch den Staat zu versehen hat, wie 
beträchtlich diese auch seyn mögen, nur geringfügig im Verhält- 
niss zu der im geheuer liehen Menge derer, die das Geld im tägli­
chen Verkehre durchmacht.

Wie wir gesehen, hat das Edelmetallgeld einen universellen 
Charakter. Es versieht eine doppelte Funktion. Es dient als Welt­
geld und als Landesgeld, die Banknote hingegen hat nur einen ört­
lichen Charakter, ist nur Landesgeld. Aus dieser untergeordne­
ten Beschaffenheit des Papiergeldes folgt, dass das Gleichbleiben 
dieser beiden Geldarten, mit Bezug auf ihre lokale Funktion, in 
Vorhinein dadurch bedingt sey, dass die höherstehende Geldart 
von der imtergeordneteren nicht verdrängt werden könne. Sobald 
dieser Fall einträte, müsste, so oft sich ein Bedürfniss äussert, 
Metallgeld zu erhalten, um dasselbe als Weltgeld funktioniren zu 
lassen — mit anderen Worten, um es in das Ausland zu senden 

das seltenergewordene Metallgeld einen höheren Werth erhal­
ten, als das Papiergeld, mit anderen Worten, ihre Gleichheit in 
ihrer örtlichen Funktionsfähigkeit aufgehoben werden. Gegen 
diese Möglichkeit-gibt es keine absolute Bürgschaft, da die Infe­
riorität des Papiergeldes in seiner Natur begründet ist. Das Wirk­
samste und Aeusserste, was in dieser Beziehung möglich ist, muss 
gleichwohl zur Anwendung gebracht werden. Dies besteht vor 
Allem in einer der Papiergeldemission gesetzten festen Grenze, 
sodann in der Bestimmung, dass Banknoten nur auf solche Be­
träge lauten dürfen, die eine Nothwendigkeit und Unentbehrlich­
keit des Edelmetallgeldes für den täglichen Verkehr fortbestehen 
lassen, und endlich darin, dass die Banknoten für eine jede, einen 
zu bestimmenden Betrag überschreitende Summe als gesetzliches 
Zahlungsmittel erklärt werden, so lange die Bank jenen Verpflich­
tungen genau nachkommt, welche derselben durch den Staat auf­
erlegt worden sind. Durch die letzterwähnten zwei Anordnungen
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sichert der Staat einerseits die Festhaltung des für den täglichen 
Verkehr nothwendigen Edelmetallgeldes in demselbem, und setzt 
andererseits diesem Bedürfnisse diejenige Grenze, welche ihr zu 
setzen von Staatswegen möglich ist.

Durch die Emission der Banknote tritt absichtlich und thatsäch- 
lich eine Geldvermehrung ein. Die Banknote wird zu einer Quote 
der umlaufenden Werthrepräsentanten. Die repräsentative Kraft 
der einzelnen Quote muss sich in dem Maasse verringern, in wel­
chem die Menge der Quoten im Verhältniss zu der Menge der zu 
repräsentirenden Werthe wächst. Es folgt hieraus weiter, dass 
eine Vermehrung der vorhandenen Zahlmittel durch Notenemis­
sion nur in dem Falle den Geldwerth überhaupt nicht alteriren 
wird, wenn dieselbe im Verhältniss zu der Vermehrung der 
Tauschgeschäfte, welche die zu repräsentirenden Werthe zum Ge­
genstände haben, stattgefunden hat. Dies lässt sich indessen an 
einem absoluten Maasstabe a priori ebenso wenig erkennen, wie 
der Geldbedarf eines Landes. Ein hochkultivirtes Land braucht 
mehr Zahlmittel, als ein minder kultivirtes, da es mehr Tausch­
geschäfte macht. Es hat aber auch mehr künstliche Zahlmittel, z.B. 
Wechsel, Werthpapiere u. s. w., als das letztere. Auch hängt der 
Geldbedarf von der Schnelligkeit des Umlaufes ab. Ein kleiner 
Geldvorrath, der schnell und leicht zirkulirt, kann die nämlichen 
Dienste leisten, wie ein grösserer, der sich nur träge bewegen 
kann; denn das Geld leistet nur Dienste, indem es ausgegeben, 
leistet also um so mehr, je häufiger es ausgegeben wird. Die Er­
fahrung zeigt, dass die Geldvorräthe der verschiedenen civilisirten 
Völker sich ins Gleichgewicht zu setzen streben. Eine über das 
erwähnte Verhältniss hinausgehende Vermehrung des Papiergel­
des wird daher den Wechselkurs alteriren, indem sie das Metall­
geld ausser Landes treibt. Der Staat wird also den Belauf dieser 
Geldvermehrung, mit Rücksicht auf den bestehenden agrikolen 
und industriellen Kulturzustand, auf die Leichtigkeit oder Schwie-
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rigkeit des Geldumlaufes, auf den Umfang des auswärtigen Han­
dels, auf den vorhandenen Edelmetallgeldvorrath des Landes fest­
setzen und eine E rw eiteru n g  derselb en  von ein er  wahr­
nehm baren V erm ehrung des M eta llg e ld es  abhängig  
machen.

Um sich die Gewissheit zu verschaffen, dass die der Bank­
notenemission gesetzte Grenze wirklich eingehalten wird, und ande­
rerseits um jeden Augenblick praktisch prüfen zu können, ob die 
von Staatswegen gleichgestellten Geldarten sich wirklich gleich ge­
blieben seyen, wird der Staat die Bank, indem er sie ermächtigt 
die neugeschaffene Geldart auf Wechsel, Pfänder, oder andere Si­
cherheiten auszuleihen, gleichzeitig zur Anlegung eines grossen  
R eserv o ir s  von E d e lm eta llg e ld  anhalten , dessen Betrag 
natürlich dem Maximum der in Umlauf zu setzenden Banknoten 
und dem Umfange des Handels mit dem Auslande angepasst wer­
den muss. Hieraus wird sich das Maximum der Banknotenemis­
sion von selbst ergeben. Diese wird daher nur so viel betragen 
können und dürfen, als die Summe des die möglichste Sicherheit 
bietenden Kapitalvermögens der Bank, mit Hinzufügung ihres 
je w e ilig e n  V orrathes an E d elm eta llg e ld , beträgt. Hiedurch 
wird einer Erweiterung der Banknotenemission der gehörige Spiel­
raum gelassen, und gleichzeitig der Banknote die werthvollste Ei­
genschaft des Edelmetallgeldes beigelegt. Indem der Staat eine 
feste Grenze setzt, wird er zugleich die Möglichkeit einer Geldver­
mehrung auf Grundlage des vorhandenen Bedürfnisses offen ge­
lassen und nur die Möglichkeit der willkürliehen Vermehrung be­
seitigt haben.

Um nun die Wirksamkeit dieser Anordnungen zu sichern, 
wird der Staat der Bank die weitere Verpflichtung auferlegen, 
Edelmetallgeld gegen Banknoten und Banknoten gegen Edelme­
tallgeld, nach dem von Staatswegen festgesetzten Verhältnisse,
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auf jedesmaliges Verlangen um zutausehen. Hiedurch wird dem 
Publikum das Recht eingeräumt, die Gleichheit der beiden Geld­
arten so oft es ihm beliebt auf die Probe zu stellen, und die Mög­
lichkeit geboten je nach Bedürfniss in den Besitz der einen oder 
der anderen Geldart zu gelangen.

Da nun die Bedürfnisse des Publikums an Zahlmitteln nach 
dem Gange des Handels und der Mannigfaltigkeit der Verkehr­
verhältnisse verschieden sind, so wird aus diesem abwechselnden 
Verlangen des Publikums, im Wege des Umtausches für Edelme­
tallgeld Banknoten, oder für Banknoten Edelmetallgeld zu er­
halten, sich einerseits die Wirkung der Notenemission auf den 
Geldumlauf im Allgemeinen, andererseits dasMass erkennen lassen, 
bis zu welchem die Bank ihre Noten auf Wechsel, Pfänder oder 
andere Deckungen im Verlaufe ihrer Operationen mit Sicherheit 
ausleihen kann.

Hat nämlich die Geldvermehrung in einem das Wachsthum 
der Tauschgeschäfte übersteigenden Verhältnisse stattgefunden, 
so wird das Edelmetallgeld zum grössten Theile ausgetrieben und 
davon nur die für den Kleinverkehr unentbehrliche Menge zu­
rückgeblieben seyn, das Publikum wird also kein Verlangen kund­
geben, statt des Metallgeldes im Wege des Umtausches in den Be­
sitz der Banknote zu gelangen. Hat liingegen die Geldvermeh­
rung in richtigem Verhältnisse stattgefunden, so wird nach dem 
natürlichen Laufe des Handels abwechselnd eine Einströmung 
oder Ausströmung des Metallgeldes in das Land stattfinden. 
Im ersteren Falle wird derjenige Theil desselben, den die ver­
mehrten Tauschgeschäfte benöthigen, im Verkehr festgehalten 
werden, der Rest wird aber in dem Maasse, als für das Publikum 
ein Bedürfniss am Metallgelde, um dasselbe als Weltgeld funktio- 
niren zu lassen, im Augenblicke nicht besteht, zu der Bank zu­
rückströmen, um dort gegen das bequemere, leichter transpor-
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table Landesgeld — die Banknote — umgetauscht zu werden, 
ln einem solchen Falle wird also auch die Bank unbedenklich auf 
ein vermehrtes Bedürfniss der Banknoten schliessen, und ihre 
Operationen erweitern können. Findet hingegen in Folge der be­
stehenden Handelskonjunktur ein Ausströmen des Metallgeldes 
aus dem Lande statt, so werden die Banknotenbesitzer an das 
grosse Metallgeldreservoir der Bank sich wenden, und in diesem 
Falle wird sich das Verlangen des Publikums, statt des Landes­
geldes Weltgeld zu besitzen, durch die Forderung des Umtausches 
von Banknoten gegen Metallgeld kundgeben. In einem solchen 
Falle wird also die Bank ihre Operationen einzuschränken haben.

Hier haben Sie die Korollarien jener Grundsätze, deren In­
begriff ich mit Bezug auf das Zettelbankwesen, als „die stren g e  
O b servan z“ bezeichnet habe. Sie werden hoffentlich nicht ver­
kennen, dass sie bei einer gleichen Elastizität mehr Sicherheit 
bieten, als die sogenannte Konvertibilität und die Dritteldeckung. 
In der Organisation so lch er Banken, die zu dem Z w eck e be­
gründet werden, eine se lb sts tä n d ig e  neue G eldart in das 
V erk eh rsleb en  von S ta a tsw eg en  ein zu fü h ren , m üssen  
jen eG esich tsp u n k te  die m aassgebenden  seyn ,w elche sieh  
auf die P flich ten  des S taates dem P u b lik u m  gegen ü b er  
und auf die S te llu n g  des P ap ierge ld es zum M eta llg e ld e  
und dem G eldm ärkte überhaupt beziehen . Es versteht sich 
von selbst, dass es in einem Staate nur eine solche Bank zu die­
sem Zwecke geben kann. Ihre Organisation wird mithin als eine 
Ergänzung der Grundsätze betrachtet werden müssen, nach wel­
chen der Staat sein Münzwesen regelt. H ierau s fo lg t aber 
durchaus n ich t, dass der Staat die Monopolisirung des Bank­
wesens gestatten soll. In einem grossen Staate wird eine Bank 
nimmermehr im Stande seyn. dem Kreditbedürfnisse des Handels 
und der Gewerbe zu genügen. Aber gerade darum muss das Pa-
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piergeld in der solidesten Art geregelt sein, damit sieh Banken und 
Bankwesen, darauf gestützt, entsprechend entwickeln können.

Ich weiss recht gut, dass man sich zum Beweise der Vor- 
treffliclikeit der erörterten beliebten Auskunftsmittel auf die Er­
fahrung beruft. Ich thue dasselbe und wage zu behaupten, dass 
ein Prinzip, welches in einer Bankorganisation bezüglich der No­
tenemission maassgebend seyn könnte, sich aus der Erfahrung 
nicht ableiten lässt.

Die Erfahrung beweist nur, dass in unruhigen Zeiten die 
Dritteldeckung n ich t a u sre ich t und in ruhigen n ich t noth- 
w endig ist, um die Banknoten zum Parikurs im Umlaufe zu 
erhalten. Das Letztere ergibt sich unter andern aus Ausweisen 
der englischen Bank von den Jahren 1782, 1795, 1832, 1841. 
Das Nämliche geht aus denAusweisen der österreichischen Bank 
hervor. Diese hatte während 20 Jahren, vom Jahre 1823 bis 1843, 
stets eine geringere Silberdeckung als die erwähnte.

Der frühere Bankgouverneur Baron Lederer erzählt, Baron 
Kübeck habe im Jahre 1841 der Bankdirektion die Frage vorle­
gen lassen: „wie weit die Bank, ohne sich einer Gefahr blosszu- 
stellen, in der Anstrengung ihres Notenkredits mit Beruhigung 
gehen könne, welche unüberschreitbare Grenze sie daher sich vor­
zuzeichnen habe?“ Die Direktion sey zufolge gepflogener Bera­
thungen zu nachstehenden Ergebnissen gelangt : „eine 22jährige 
Erfahrung habe gezeigt, dass so oft die Summe der ausgegebenen 
Noten im Vergleiche zum Baarfond über das Verhältniss von 1 zu 6 
hinausgegangen war , die Banknoten in verstärktem Maasse 
zur Verwechslung strömten — die Bankdirektion habe daher 
beschlossen, d ie se s  V erh ä ltn iss als die äusserste Grenze im 
Auge zu behalten.“ Nun wissen wir aber Alle, dass Ende Dezem­
ber 1847 dies Verhältniss wie 1 zu 3“/.. stand und dass trotz-
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dem Mitte Juni 1848 dasselbe bereits bis 1 zu 9 gesunken war, 
und dass die Bank ohne die Einstellung der Baarzahlungen nicht 
einen Zwanziger übrig behalten hätte. Es liegt mir der Bericht 
des Komité vor, welches vom englischen Unterhause mit der Un­
tersuchung der Bankfrage im Jahre 1834 beauftragt worden war. 
Die Aussagen des Bankdirektors Horsley Palmer sind das bei 
Weitem Belehrendste und Lichtvollste, was mir in dieser Bezie­
hung je vorgekommen ist. Man ersieht aus diesem Berichte, dass 
die englische Bank zur Zeit als ihre Noten noch n ich t a ls g e­
se tz lic h e s  Z ah lu n gsm itte l erklärt worden waren, die Regel 
befolgt hat, im Falle der Wechselkurs Pari steht, so viel Metallgeld 
und Barren vorräthig zu halten, dass damit der dritte Theil aller 
ihrer Verbindlichkeiten, N oten  sow ohl als D ep o siten  e in g e ­
sch lo ssen , gedeckt werde. Eine weitere stehende Regel wäre 
die gewesen, die Notenemission durch das Verlangen des Publi­
kums regeln zu lassen; letztere werde nämlich erweitert, wenn 
Gold zum Umtausch gegen Noten zur Bank ströme, und einge­
schränkt, wenn das Gegentheil stattfinde. Häuften sich dann die 
Goldvorräthe bedeutend, so könnte man zwar die Bank berechtigt 
halten, durch Vermehrung des Escompte oder Ankauf von Schatz­
kammerscheinen u. s. w. die Notenemission zu verstärken — sie 
halte jedoch dafür, dass dies eine unnöthige Einmischung wäre, 
und lasse in gewöhnlichen Zeiten die Notenemission durch das 
Publikum selbst, m itte ls t  E in w ech slu n g  von Gold gegen  
N oten , regeln. Ich bitte Sie recht sehr, das Vorstehende scharf 
ins Auge zu fassen. Sie werden später sehen, in welcher Weise 
der grundgescheide Sir Robert Peel in seiner bekannten Bank­
akte die langen Erfahrungen der englischen Bank durch einen 
einfachen und sinnreichen Mechanismus zu benützen und gleich­
zeitig das dortige Geldwesen zu verbessern verstanden hat.

Hoffentlich werden Ihnen die obigen zwei Beispiele genü­
gen. Das gewöhnliche Raisonnement lautet: bei einer Silberdec-
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kung zu einem Drittheil sey gar nichts zu besorgen, denn zwei 
Drittheile der Noten seyen ja ohnedies durch gute Sicherheiten 
gedeckt. Im Falle der Noth ziehe man diesen Notenantheil ein, 
und könne das übrige Drittel dann gegen Metallgeld umwechseln. 
Dies beruht aber auf einer Täuschung, denn im Falle der Noth ist 
em solches rasches Einziehen, überhaupt jede Verminderung der 
umlaufenden Zahlmittel in grösserem Maassstabe, geradezu un- 
thunlich. Auch übersieht man, dass die Bankschuldner, im Falle 
man ihnen nicht prolongiren muss, nur zur Verfallzeit zahlen, 
dass sie aber zugleich Alle Banknotenbesitzer sind, und dass sie 
sich gewiss beeilen werden, die Umwechslung ihrer Noten in Me­
tallgeld zu fordern, bevor sie noch die Bank mit Banknoten befrie­
digen — was sie doch in einer entwerteten* Bankvaluta leichter 
zu thun hoffen können.

Sie werden mir vielleicht entgegnen, die von mir geschilder­
ten Uebelstände seyen zwar unläugbar, Hessen sich aber grossen- 
tlieils auf das Papiergeld überhaupt anwenden. Dies will ich Ih­
nen gern zugestehen. Die periodische Wiederkehr von Krisen, 
Handelsstockungen, das Uebermass von Spekulation kann man 
mit aller menschlichen Weisheit doch nicht ganz beseitigen. Geld­
mangel kann auch in Ländern eintreten, wo nur Metallgeld im 
Umlaufe ist. Wenn z. B. in einem grossen und noch so reichen 
Lande der Bedarf an Brodfrucht nur für einige Wochen nicht 
gedeckt ist und aus der Fremde geholt werden muss, so leeren 
sich die Kassen, mag ihre Einrichtung noch so vollkommen 
seyn. Es handelt sich zunächst von der Milderung der Uebel, die 
dem Papiergelde vermöge seiner Natur eigen sind. Ieh glaube 
allerdings, dass Sie selbst, und das Publikum mit Ihnen, die Vor­
theile einer Zettelbank sehr überschätzen. Die Konzentration und 
Nutzbarmachung zerstreuter oder müssiger Kapitale, die Belebung 
des Kredits, die Erleichterung des industriellen Geschäftsver­
kehrs, sind Verdienste der Banken im Allgemeinen, aber nicht 
ausschliesslich der Zettelbanken. In der Leitung der letzteren er-
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geben sieh so grosse und schwer zu bewältigende Schwierigkeiten, 
die Möglichkeit arger Missgriffe liegt so nahe, die Beziehungen, 
die sich zwischen den Staaten und den Zettelbanken zufolge des 
Staatsschuldwesensnothwendigerweise bilden müssen, sind so man­
nigfacher und komplizirter Art, dass hierin die Vortheile von den 
Nachtheilen zum Theil aufgewogen werden. Die Geldvermehrung, 
die man für dieselben als ausschliessliches Verdienst in Anspruch 
nimmt, kann auch nicht unbedingt zugestanden werden. Alle An­
stalten, die müssiges Geld in Bewegung setzen und den Umlauf 
befördern, wirken wie eine Geldvermehrung. Mangelhaft organi- 
sirte und geleitete Banken treiben das Metallgeld aus, und da selbst 
solche eine sehr beträchtliche Menge von Metallgeld müssig liegen 
haben müssen, so reduzirt sich dies Verdienst sehr bedeutend. Eine 
grosse und plötzliche Vermehrung des umlaufenden Metallgeldes 
in einem Lande ist unmöglich und würde, selbst wenn sie statt­
fände, weniger störend einwirken. Ein Uebermaass von Papier­
geld ist eine schon oft dagewesene Erscheinung, und die bösen 
Folgen sind bekannt genug. Gleichwohl sind Zettelbanken bei der 
Beschaffenheit der gegenwärtigen Kulturzustände unentbehrlich. 
Kann man sie daher auch nicht für ein unbedingt Gutes erkennen, 
so haben sie gleichwohl unschätzbare Eigenschaften. Die Bequem­
lichkeit und leichtere Transportabilität des Papiergeldes ist eine 
Eigenschaft von grossem Werthe, indem sie die Funktionen des 
Geldes, insbesondere seine Fähigkeit, menschliche Thätigkeiten 
in Bewegung zu setzen, in einem unberechenbaren Grade verviel­
fältigt. Das Papiergeld ist in der materiellen Welt gleichsam das, 
was die Buchdruckerkunst in der intellektuellen. Ein werthloser 
und leicht zerstörbarer Stoff, versehen mit dem Gepräge, welches 
ihm der menschliche Wille vermittelst beweglicher Typen in end­
loser Vervielfältigung aufgedrückt, um dort die Geltung, hier die 
Gedanken zu bezeichnen, wird es zum Werkzeug und Hebel, um so 
das Schwerste und Höchste, wie auch das Schlechteste und Nied­
rigste zu vollbringen. In seiner Bewegung durch ein weiteres
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Wunder, durch Dampf, beflügelt, regt es liier an, spornt dort zur 
That, bringt das Ruhende in Bewegung, das Verborgene zum Vor­
schein, das sich Widersetzende zur Ergebung, das sich Bekäm­
pfende zur Ausgleichung. Nicht unähnlich dem Gedanken wird 
es durch Mittheilung wirksam und äussert seine Kraft nur durch 
den Wechsel des Besitzers; es ist Allen zugänglich, von Allen ge­
sucht, und blos als Besitz doch für Alle gleich nutzlos; nur durch 
Anwendung zur That sich gestaltend, bewegt es sich im endlosen 
Kreisläufe, überall Spuren seines Erscheinens zurücklassend, um 
schliesslich an dem Punkte wieder anzukommen, von welchem es 
ausgegangen ist; — selbst ein Wunder und alle jene Wunder und 
Gegensätze, die wir als wirkende Faktoren in dem Umgestaltungs­
prozess der Zeit anstaunen müssen, in sich gleichsam abspiegelnd 
und vereinigend, ist es unstreitig eine der merkwürdigsten Erfin­
dungen des menschlichen Geistes, sehr geeignet die Macht des 
Menschen, aber auch seinen Hochmuth zu steigern, daher einer 
Regelung und Begrenzung bedürftig.

Sie sehen, lieber Freund, dass ich keine geringe Idee vom Pa­
piergelde habe. Es dürfte daher sich vielleicht der Mühe verloh­
nen, im nächsten Briefe die Nutzanwendung des Vorangegange­
nen auf das österreichische Geldwesen zu versuchen. Wenn ich 
bei diesem Anlasse von einigen englischen Einrichtungen spre­
chen muss, so rechne ich in Vorhinein auf Ihre Verzeihung. Sie 
lieben die Engländer nicht. Auch ich bin kein Bewunderer der­
selben. Aber den praktischen Verstand der englischen Nation, die 
Weisheit ihrer politischen Institutionen, den dauerhaften und für 
beide Theile gleich ehrenvollen Frieden, den dort Freiheit und 
Ordnung längst geschlossen haben, halte ich hoch in Ehren. Und 
Sie werden es nicht ungütig nehmen, wenn ich Ihnen sage, dass 
diese Meinung durch die im letzten Kriege mit Recht gerügten 
Mängel der englischen Verpfle gsb ranche nichterschüttet worden ist.

Also auf Wiedersehen!



Vlí.

1. Mai 1856.

Lieber Freund, wie ich in meinem letzten Briefe angekün­
digt, wollen wir nun zur Nutzanwendung der stren gen  O bser­
vanz übei’gehen.Ich lege auf diese aus vielen Gründen einen sehr 
grossen Nachdruck. Einer besonders liegt ganz nahe. Beobachtet 
man nämlich den grossen Tummelplatz, auf welchem sich die 
materiellen Interessen in der neusten Zeit herumtreiben, so treten 
uns allenthalben zwei Erscheinungen entgegen. Vor Allem ge­
wahren wir eine fieberhafte Ungeduld der einen, im Wege von 
Aktien und des Börsenspiels möglichst schnell reich zu werden, 
verbunden mit dem Streben der Anderen, diese beiden Mittel mög­
lichst gefahrlos und erfolgreich für sich auszubeuten, und den Ge­
winn, den das eigentliche Geschäft erst mit der Zeit, nach vieler 
Mühe und Arbeit abzuwerfen verspricht, durch die Agiotage ohne 
Arbeit in Vorhinein in die Tasche zu stecken, die also vertheuer- 
ten Aktien und alle Chancen des Unternehmens aber dem Publi­
kum an den Hals zu schieben. Weiter sehen wir ein gewisses 
l a i s s e r  a l l e r ,  einen Mangel jeder nennenswerthen Anstrengung 
bei den meisten kontinentalen Regierungen, iun die Neuerungs­
sucht, welche sich vom politischen Felde auf das Feld industrieller 
Spekulationen zurückgezogen hat, die herrschende Spielwuth und



70

den lüsternen Drang, ohne Arbeit reich zu werden, wenn auch 
nicht zu bannen, so doch in vernünftige Grenzen einzuschliessen 
und zum Maasshalten zu nöthigen. Die letztere Wahrnehmung ist 
gleichsam ein Seitenstück zu dem trostlosen Bilde, welches sich 
in den Jahren 1848 und 1849 auf einem anderen Gebiete unseren 
Augen geoffenbart hatte. So wie die Neuerungswuth damals mit 
Ungestüm und des Ausgangs ebenso unbewusst, nach Vermehrung 
der Wähler und Nationalgarden geschrien hat, angeblich um das 
Wohl des Volkes zu befördern, eigentlich aber um zur Herrschaft 
zu gelangen, so fordert die jetzige mit gleicher Ungeduld Ver­
mehrung der Zahlmittel, angeblich zu dem Zwecke der Beförde­
rung der materiellen, eigentlich aber zunächst der eigenen In­
teressen.

Der französische Finanzminister M agne soll vor Kurzem ei­
ner um die Konzessionirung eines neuen industriellen Unterneh­
mens petitionirenden Gesellschaft die Bemerkung gemacht haben, 
dass bereits Unternehmungen mit einem subskribirten Kapital von 
27 M illiard en  Franken im Zuge seyen. Seitdem haben die Zei­
tungen die Nachricht gebracht, die dortige Regierung habe be­
schlossen durch zwei Jahre keine weiteren Konzessionen zu erthei- 
len. zugleich aber gemeldet, die französische Bank werde ihr Ka­
pital vergrössern und gleichzeitig ihre Notenemission um 300 Mil­
lionen Franken vermehren. Wir wissen, dass die Kreditbanken 
wie Pilze aus der Erde hervor schiessen. Neuestens sollen solche 
in Kopenhagen, Augsburg, Leipzig. Karlsruhe, Meiningen, Turin, 
Madrid und selbst in Russland etablirt werden. Man hört sogar 
von einer Konstantinopolitanischen K red itb an k  sprechen, dies 
klingt indess wie eine C o n t r a d i c t i o  in adjec to.  Dass in Paris 
und Wien solche Anstalten bestehen, wissen wir. Als neue Zettel­
banken können neben der etwas älteren Darmstädter die Kölner. 
Stuttgarter, Luxemburger, Genfer genannt werden. Auch die 
preussische Bank soll ihre Notenemission ansehnlich verstärken
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wollen. Die gewaltige Ausdehnung jener Eisenbahnlinien, deren 
Ausführung projektirt ist, gibt einen schwachen Begriff von der 
Bewegung, die wir nunmehr auf dem materiellen Felde überhaupt 
erleben werden, da neben den Eisenbahnen zahllose andere indu­
strielle Unternehmungen beabsichtigt werden.

Ich untersuche nicht, ob die eingeschlagene Richtung eine in 
jeder Beziehung gesunde und die gewählten Mittel zweckmässig 
sind, noch weniger, ob alle diese Kreditbanken für Handel und 
Industrie den-Kredit, den sie zu gewähren vorgeben, auch in der 
That verdienen. Mag der Ausgang dieser Bewegung wie immer 
geartet seyn, so viel kann als feststehend angenommen werden, 
dass in ihrem Verlaufe nothwendigerweise Krisen, Stockungen, ein 
Uebermaass von Spekidation , ein Ueberstürzen des Unterneh­
mungsgeistes zum Vorschein kommen müssen. Schon die Gewiss­
heit allein, dass eine gewaltige Geldmenge den Kanälen, in wel­
chen sie sich bisher bewegte, entzogen und in andere geleitet wer­
den soll, muss solchen Befürchtungen Raum geben.^ Es wäre arge 
Täuschung, wollte man voraussetzen, dass die Wirkungen dieser 
Krisen durch eine einzelne Regierung abgewendet, oder auch nur 
gehörig beherrscht und nach Belieben gemildert werden können. 
Einerseits ist der Raum, über welchen sich die Bewegung ausdelmt, 
für die Aktion einer einzelnen Regierung zu gross und ein Ein­
vernehmen bei der Divergenz und dem Wettstreit der Interessen 
unmöglich, andererseits die Solidarität der Geldinteressen vermöge 
der Natur des Geldes zu enge und die Empfindlichkeit und sogar 
krankhafte Reizbarkeit der Börsen in Folge des elektrischen Flui­
dums zu sehr potenzirt, um so etwas hoffen zu können. Das wirk­
liche Regieren wird immer schwer bleiben und um so schwerer 
werden, je mehr man wird regieren wollen. Gegenwärtig scheinen 
die materiellen Interessen als Losungswort adoptirt zu seyn. Es 
zeigt sich bereits, dass die Leitung dieser auch ihre grossen 
Schwierigkeiten hat. Das förderndste Element wird in jeder Be-
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ziehung stets in der Reife des zu Regierenden gefunden werden, 
gleichviel ob es sieh von politischen oder materiellen Angelegen­
heiten handelt. Zur Reife wird man überall nur durch Entwick­
lung gelangen können; diese wird ihre Krisen durchmachen und 
ihre Rückfälle haben müssen, auch wird ein fester Tritt und eine 
Spannkraft der Muskeln durch das Gehen am Gängelbande 
sich nimmermehr erwerben lassen. Das Facit der Schluss­
rechnung kann Niemand voraussehen. Es wird sich zeigen, 
ob durch das gewählte Mittel Krankheitsstoff abgeleitet oder 
erzeugt wurde. Eines scheint ausgemacht:- Alle einseitige 
Berechnung, die nur die eine Seite der menschlichen Natur ins 
Auge fasst, dürfte zu Schanden werden und ihr damit nur ihr 
Recht widerfahren.

Emvägen Sie nun, dass die Krisen unausbleiblich sind und 
unvorgesehen eintreten können, so werden Sie mit mir auch dar­
über einverstanden seyn, dass nur einem Staate mit einem solid 
organisirten Geldwesen sich Chancen darbieten, ohne Nachtheil für 
seine Gesundheit die Krisen überstellen zu können. Diese Mög­
lichkeit liegt nach meinem Dafürhalten für Oesterreich ganz nahe. 
Es braucht nur in dem Maasse, als man sich anderwärts vom Fie­
ber hinreissen lässt, in dem Maasse, als man anderswo, in Folge des 
Geschreies nach Geldvermehrung, die Grundlagen des Geldwesens 
desorganisirt, das seinige besser und solider zu gestalten und alle 
Elemente der Gesundheit, die von Anderen ausgetrieben werden, 
in sich aufzunehmen und dadurch zu erstarken. Das Mittel hiezu 
bietet in vorderster Reihe die Umgestaltung des Bankwesens nach 
englischem Muster, natürlich mit den in der Verschiedenheit der 
Verhältnisse begründeten Modifikationen. Dies Muster verdient 
aus dem Grunde die grösste Beachtung, weil die englische Nation 
jene Erfahrungen, welchen der Kontinent jetzt entgegengeht, be­
reits durchgemacht hat, mithin durch eigenen Schaden klug ge­
worden ist. Das Ergebniss dieser Erfahrungen liegt nun in dem
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dortigen Bankorganismus vor uns. Sie werden mir zugeben, dass 
uns die Berechtigung zur Klugheit wohl Niemand absprechen 
kann, denn mannigfachere Erfahrungen als in Oesterreich sind in 
Beziehung auf das Papiergeld wohl nirgends gemacht worden. 
Andererseits bietet die Geschichte der Nationalbank und ihre Or­
ganisation eine grosse Menge lehrreicher Anhaltspunkte, um zu 
erforschen, in welcher Weise jene Verbesserungen, die durch die 
bekannte Bankakte Sir Robert P e e l ’s im Organismus der engli­
schen Bank und dem Geldwesen Englands im Allgemeinen be­
wirkt wurden,, auf die österreichische Nationalbank mit Vortheil 
sich anwenden lassen? Es soll Ihnen dies durch Ziffern anschau­
lich gemacht werden.

Diese Aufgabe dürfte nicht gar so schwierig seyn, wie es den 
Anschein hat. Trotz der sonstigen grossen Verschiedenheit der 
Verhältnisse bestehen hier sehr wesentliche Analogien. England 
ist trotz seines riesigen Handels, seiner kolossalen Industrie, an 
Edelmetallgeld nicht reich. Ein grosser Theil des letzteren ist 
wahrscheinlich zufolge des Missbrauches, der mit dem Papiergelde 
stattfand, ausgetrieben worden, der andere muss zum Behufe des 
auswärtigen Handels und der Kolonien disponibel gehalten oder 
auswärts verwendet werden; es besteht daher ein Bedürfniss in­
nerer Zahlmittel, welches grösser ist, als dass es durch das vor­
handene Edelmetallgeld befriedigt werden könnte. Ein Gleiches 
gilt von Oesterreich, wenn auch aus anderen Gründen. Eine wei­
tere Analogie besteht darin, dass die englische Bank, welche den 
Angelpunkt des englischen Geldumlaufsystems bildet, gleichwie 
die österreichische, im Laufe der Zeit und in Folge der Geldverle­
genheiten der Regierung zu einem sehr reichen Institut mit einem 
gewaltigen Kapital herangewachsen ist, dessen Noten durch eine 
lange Periode mit Zwangskurs zirkulirf und als beinahe aus­
schliessliches Zahlungsmittel für den inneren Verkehr gegolten 
haben. Hiezu kommt noch, dass das Kapitalvermögen der engli-
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sehen Bank ebenso wie das der österreichischen hei der Re­
gierung angelegt i s t , mithin hei dieser ebenso wie bei jener 
als eine feststehende Schranke der Notenemission benutzt wer­
den kann.

Das grosse Verdienst der P e e l’schen Bankakte vom Jahre 
1844, deren Wesenheit ich Ihnen gleich erzählen werde, besteht 
in ihrer Aufrichtigkeit. Sie fasst die Bank und die Banken über­
haupt als das was sie sind, nämlich als Geldproduzenten, und ihre 
Banknoten als Papiergeld auf, organisirt sie diesem zufolge 
sodann nach den Grundsätzen der „strengen Observanz“ und setzt 
ihnen eine feste Grenze. Liest man die mir vorliegende Rede Sir 
Robert P e e l's  vom Jahre 1819, als es sich davon handelte, die 
Bank zur Wiederaufnahme der Baarzahlungen zu verpflichten, 
und vergleicht sie mit seinen späteren und mit der erwähnten 
Bankakte, so findet man, dass er durch die Erfahrung zu den 
Grundsätzen „strengerer Observanz“ bekehrt worden ist. Im Jahre 
1819 handelte es sich davon, jene finanzielle Schule, welche von 
Metallwährung nichts wissen wollte, und jene andere, die den Plan 
hatte, die Bank zum Umtausch ihrer Noten in Gold nicht nach ei­
ner bestimmten Gewichtsmenge, sondern nach dem jeweiligen 
Marktpreise dieses Metalls zu verpflichten, mit anderen Worten, 
das Gold auf den Papierwerth zu reduziren, mithin statt einer fe­
sten eine wandelbare Werthscala einzuführen, aus dem Felde zu 
schlagen. Da nämlich ein Pfund Sterling eine gewisse Quantität 
Edelmetall von einem bestimmten Gewicht und bestimmter Fein­
heit ist, so schlug er vor und setzte durch, dass die Bank nach die­
sem Verhältniss ihre Noten gegen Gold Umtauschen solle. In der 
Zwischenzeit hatten sich in Folge der grossen Vermehrung der 
Landbanken, der schwunghaften Notenemissionen und der dadurch 
hervorgerufenen übermässigen Spekulation in den Jahren 1825, 
1826, 1836, 1839 schwere Handelskrisen eingestellt. In den Jah­
ren 1825 und 1826 allein mussten 58 Banken ihre Zahlungen ein-



75

stellen. Die Gesetze, welche im Jahre 1834 bei Erneuerung des 
Freibriefs der englischen Bank erlassen wurden, erwiesen sich 
als ungenügend, obwohl die Banknoten für eine jede 5 Pfund Ster­
ling überschreitende Summe schon damals als gesetzliches Zah­
lungsmittel erklärt wurden, so lange die Bank fortfahren würde, 
dieselben auf Verlangen mit den gesetzlichen Münzsorten und 
nach dem zuletzt festgestellten Verhältnisse einzulösen. Bereits 
im Jahre 1839 hätte die englische Bank ohne Hilfe der französi­
schen ihre Baarzahlungen einstellen müssen.

Belehrt durch diese Erfahrungen, hat nun Sir Robert Peel 
im Jahre 1844 seine Bankakte vorgeschlagen und durchgesetzt. 
Die Erfahrung hatte bewiesen, dass die sogenannte Konvertibilität, 
nämlich die den Banken aulerlegte Verpflichtung, ihre Noten auf 
Verlangen gegen Gold einzulösen und zu diesem Behufe die 
bekannte Dritteldeckung bereit zu halten, gegen übergrosse No­
tenemissionen, gegen ein Uebermass von Spekulation und Aus­
treibung des Metallgeldes keine hinreichende Garantie bietet, 
wenn nicht der Notenemission überhaupt bestimmte Schranken 
gesetzt werden. Denn in Zeiten, wo Handel und Wandel schwung­
haft gehen, zirkuliren die Noten ohne Schwierigkeit, und das 
dadurch entbehrlich werdende Metallgeld wird ausgeführt; — 
folgt dann eine Stockung, so fehlen die Metallvorräthe im V er­
kehre, und indem man das Fehlende aus den Banken zu holen 
versucht, müssen diese ihre Vorräthe sehr bald erschöpft sehen. 
Demzufolge hat das Gesetz die Notenemission der bestandenen 301 
Land-Banken auf eine bestimmte Summe (18,090,556 Pf. St.) be­
schränkt. welche unter keinerlei Vorwänden vermehrt, dagegen in 
gewissen Fällen vermindert wird. Keine neue Zettelbank darf in 
Zukunft errichtet werden, und die bestehenden dürfen nur den 
obigen Betrag an Noten ausgeben. Man. ist dabei von dem Stande 
desJahres 1844, als von einer gegebenen Grundlage ausgegangen. 
Was nun die en g lisch e  Bank selbst und ihre Notenemissionbe-
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trifft, so bestehen in Bezug auf dieselbe die nachfolgenden Bestim­
mungen. Wie Sie sogleich bemerken werden, liegt denselben die 
Anschauung zu Grunde, dass ihre Noten eine selbstständige Geld­
art bilden.

Durch die erwähnte Akte ist bei der englischen Bank die 
Notenemission von dem eigentlichen Bankgeschäft ganz getrennt. 
Das Erste findet durch das N oten d ep artem en t (Issue-De- 
partement) statt, und die Kontrolle der Regierung beschränkt 
sich auf diese, während das Bankgeschäft durch das Bank de­
partem en t (Banking - Departement) nach freiem Ermessen 
betrieben wird. Das B an k d ep artem en t macht mit den vom 
N o ten d ep artem en t erhaltenen Noten gewöhnliche Bankge­
schäfte mittelst Diskontirung von Wechseln, Ankauf und Verkauf 
von Fonds- oder Schatzkammerscheinen, Eröffnung laufender 
Rechnungen, Leistung von Vorschüssen u.dgl.Es hält also, um seine 
Kunden befriedigen zu können, in d iesen  N oten  K a sse , und 
braucht deshalb nur einen sehr geringen Vorrath an klingender 
Münze, zunächst nur zu Zahlungsausgleichungen, vorräthig zu 
halten, da es sich mit dem Umtausch von B an k n oten  in Gold, 
welche Aufgabe dem N oten  departem ent zugewiesen ist, nicht 
zu befassen hat. Diese Abtheilung betreibt zugleich das Deposi­
tengeschäft für Rechnung der Privaten und der englischen Regie­
rung, welche die Auszahlung der Staatsschuldenzinsen durch die 
Bank besorgen und einen Theil der öffentlichen Einnahmen zu 
diesem Zwecke durch dieselbe laufen lässt. Das B an k d ep arte­
m ent bezieht seinen Bedarf an Noten vom N oten d ep artem en t  
gegen  B ezahlung. Das Bankdepartement muss, wie jeder Ban­
quier, immer Kassa haben und kann sich ihrer Notenreserve nie 
ganz entblössen. Da sie vermöge des grossen Reichthums und der 
privilegirten Stellung des Instituts der grösste Banquier des gan­
zen Landes ist, so muss sie auch immer bedeutende Kasse haben, 
woraus folgt, dass ein grosser Theil der emittirten Noten im-
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mer in Reserve gehalten wird und nur nach Maassgabe der Bedürf­
nisse der Handels weit in Umlauf kommt. Die Bankausweise wer­
den wöchentlich veröffentlicht und dadurch der Kassastand des 
grössten Banquiers zur allgemeinen Kenntniss gebracht. Die Han­
delswelt kennt also den Zustand der Quelle, aus welcher geschöpft 
werden kann, immer sehr genau. Die Quelle selbst sprudelt in 
dem Maasse mehr oder weniger reichlich, in welchem das N o­
tendepartem ent die Emission zu erweitei*n oder einzuschrän­
ken in der Lage ist. Fliessen die Depositen reichlich zu, strömt 
Gold herbei,. um gegen  B anknoten  umgetauscht zu werden, so 
stehen auch dem B ankdepartem ent die Mittel zu Gebote, seine 
Notenreserve, seinen Kassavorrath durch Bezug von N oten  vom 
anderen D epartem ent zu verstärken und daraus die Anforde­
rungen der Handelswelt in grösserem Maasse zu befriedigen. Eine 
Vermehrung der Notenemission hängt indess durchaus nicht von 
der Willkür des N oten  departem ents ab, denn sie ist bestimm­
ten unabänderlichen Regeln unterworfen. Das B an k d ep arte­
ment kann seine Kunden nur aus seinem  K assavorrath  be­
friedigen, nur hieraus den Kreditsuchenden denselben gewähren; 
eine V erm ehrung d iesesK assavorrathes m itte ls t  w illk ü r ­
lich er  E rw eiteru n g  der N oten em issio n  ist jedoch zufolge 
der gesetzlich festgestellten Grundsätze überhaupt unmöglich. 
Diese Regeln bestehen nämlich darin, dass nur so v ie l B ank­
noten e m ittir t werden dürfen, als der je w e ilig e  M etall- 
vorrath der Bank und das bei der N ation  b leib en d  an ge­
leg te  K ap ita lverm ögen  derselb en  zusam m en betragen, 
— mit anderen Worten: der ganze B etrag  der N oten , w el­
cher n icht durch d ieses  K ap ita lverm ögen  g ed eck t ist, 
muss durch je w e ilig  vo rrä tln g es E d elm eta ll (w ovon  
höchstens */4 S ilb er , das ü b rige  Gold sein  m uss) g ed eck t  
sein. Da nun dieses Kapitalvermögen, J 4,475,000 Pf. St. beträgt, 
so darf der durch Edelmetall n ich t gedeckte Notenbetrag d iese  
le tz te re  Summe nie überschreiten ; die N oten em ission  in
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ih rer G esam m th eit aber kann sich  erw eitern  b is zu dem 
B etra g e , den der je w e il ig e  M eta llvorrath , zu obigem  
K ap ita lverm ögen  gesch lagen , ausm acht, jedoch  nur nach  
M aassgabe der V erm ehrung d ieses  M etál 1 vorraths.

Sie ersehen hieraus, dass dieses System mit der nöthigen 
Elastizität ausgestattet ist. Sir Robert P e e l ging dabei von rich­
tigen, durch die Erfahrung bestätigten Grundsätzen aus. Die Ge­
schäfte bedürfen entsprechender Zirkulationsmittel. Bei einem 
günstigen Gange derselben hat das Publikum wenig Veranlassung 
einen Umtausch von Noten in Gold in grösserem Maasse zu for­
dern, da dieBanknoten der englischen Bank gesetzliches Zahlungs­
mittel sind. In solchem Falle werden also für Gold B anknoten  
häufiger verlangt werden. Auf einen schwunghaften Geschäfts­
gang folgen periodische Stockungen und entstehen Veranlassun­
gen zu vermehrter Goldausfuhr. Um solchen Vorkommnissen ohne 
Nachtheil möglichst begegnen zu können, werden die Metallvor- 
räthe in der erwähnten Weise, während die Zeiten günstig sind, 
angesammelt.

Das N oten de partem ent hat die gesetzliche Verpflichtung, 
für G old B anknoten , für B anknoten  G old , nach dem ge­
setzlich festgestellten Verhältnisse, laut welchem 1 Pf. Sterling- 
US Troy-Grains Gold enthält und der Werth der Unze Goldes 
auf 3 Pf. St. 17 Schilling und 9 Pence regulirt ist, um zutau­
schen. Ferner hat es die Verbindlichkeit, gemünztes Gold mit 
einem geringen Abzug von U /2 Pence per Unze allen Jenen aus­
zufolgen, die Gold in Barren einliefern. Wenn daher Gold zur 
Bank strömt, um gegen Banknoten umgetauscht zu werden, so 
muss sich die Notenzirkulation vermehren; wenn hingegen für 
Banknoten Gold umgetauscht wird, muss sie sich vermindern. 
Sie sehen hier wieder, dass die Banknote als selbstständige Geld­
art aufgeiasst ist, deren jeweilige Zirkulation durch den Bedarf
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des Publikums geregelt wird. Ist v iel Gold im V erkehr  
vorrätliig  und w ird es n ich t zu Sendungen  nach aus­
wärts gebraucht, so w ird n atü rlich  die bequem ere B ank­
note den V orzug haben, und in d iesem  F a lle  eine g rö ssere  
M enge d ieser G eldart z ir k u lir e n  können.

Diese einfachen, praktischen Einrichtungen machen das Pa­
piergeld der englischen Bank zum besten Bankpapier der Welt, 
denn seine Quantität ist der Willkür der Finanzminister und der 
Bankdirektion entrückt, und das Publikum weiss mit Bestimmt­
heit, dass für jed e  N ote, die n ich t im g ro ssa r tig e n  und in 
der b estm ö g lich sten  W eise  a n g e leg ten  u n v erä n d er li­
chen K ap ita lverm ögen  der Bank b ereits  ihre D eck u n g  
findet, eine en tsp rech en d eQ u an titä t gem ünzten  oder un- 
g em ü n zten E d elm eta lls  vorrätliig  seyn muss. Der gewaltige 
Reichthum dieser Anstalt, ihre privilegirte Stellung, der Umstand, 
dass ihre Noten als gesetzliches Zahlungsmittel erklärt sind, verlei­
hen ihr die Macht, den Geldmarkt bis zu einem gewissen Grade zu 
beherrschen. Die Solidität ihrer Organisation muss nebst der wolil- 
thätigen Beschränkung ihrer Befugnisse ihre heilsamen Wirkungen 
über das gesammte Geldwesen des Landes verbreiten und einen Miss­
brauch dieser Macht unmöglich machen. Die englische Bank wurde 
durch diese Akte zum Regulator des Geldwesens im Lande. Der 
gleichzeitigenFixirung der Notenemission aller anderen Banken ist 
es zuzuschreiben, dass die Handelskrisen in England seltener ge-- 
worden, dem Uebermaass der Spekulation Zügel angelegt und dem 
Lande die bösen Folgen dieser Uebelstände erspart worden sind.* 
Man kann behaupten, dass die Bankakte Sir Robert P eel's  ihre 
Probe bestanden hat. Wenn es hiezu noch einesBeweises bedarf, so 
liegt derselbe in den Wahrnehmungen, die im Verlaufe des nun­
mehrbeendigten Krieges sich dargeboten haben. Sie haben die mas­
senhaften Auslagen für denselben, die zum grössten Theile durch 
haare Goldsendungen bestritten werden mussten, beobachten und
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aus den durch die Zeitungen bekannt gewordenen Ausweisen der 
englischen Bank ersehen können, dass ihr Stand während dieser 
ganzen Zeit stets befriedigend war. Das grosse Gold-Reservoir, 
dessen Anlage durch das Gesetz vorgeschrieben wurde, war stets 
hinreichend, die Nachfrage des Publikums nach Gold zu befriedi­
gen, denn das Vertrauen zu einem Bankpapier von solcher Soli­
dität ist natürlich immer aufrecht geblieben. Dieser Bankorga­
nismus ist ohne Zweifel der grösste Fortschritt, der mit Bezug 
auf das Papiergeldwesen bisher gemacht worden ist; er war für 
England die unerlässliche Vervollständigung jener veränderten 
Handels- und Finanzpolitik, deren Urheber auch Sir Robert 
P e e l gewesen ist. Und gerade dies muss als ein Motiv angesehen 
werden, das österreichische Bankwesen auf analoge Grundlagen 
zu bauen, denn die Verhältnisse, für welche das österr. Banksta­
tut vom Jahre 1841 berechnet war, besteh en  n ich t mehr und 
haben solchen Platz gemacht, die einen Uebergang zur „strengen 
Observanz“ als unerlässlich erscheinen lassen. Um übrigens die 
grosse Ueberlegenheit des englischen Bankorganismus und den 
grossen Vorzug der Garantien, die es gegen Gefahren aller Art 
bietet, gehörig zu würdigen, braucht man denselben nur mit den 
anderswo bestehenden Einrichtungen und ihren Wirkungen zu 
vergleichen. P ee l ist auch in Bezug auf die englische Bank von 
einer gegebenen Grundlage, nämlich dem Stande des Jahres 1844, 
ausgegangen. Die durch das Kapitalvermögen der Bank gedeckte 
Notenmenge als den normalen Bedarf annehmend, hat er durch 
den Grundsatz, dass jede weitere Vermehrung durch eine v o lle  
Metalldeckung gesichert seyn müsse, dem Papiergelde die mög­
lichst solide Grundlage gegeben, und durch eine b ew eg lich e  
und doch u n ü b ersch reitb are  S ch ran k e jene Schwankungen, 
die anderswo so häufig sind, beinahe unmöglich gemacht.

Ich stehe daher gar nicht an zu behaupten, dass man nicht 
leicht etwas Vernünftigeres thun kann, als die leitenden Ideen der
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englischen Bankeinriehtungen sich anzueignen und mit den ent­
sprechenden Modifikationen anzuwenden. Freilich dürfte dies 
nicht überall leicht möglich seyn, aber in Oesterreich hat es keine 
unüberwindlichen Schwierigkeiten, insbesondere ist der grosse 
Reichthum der Nationalbank ein sehr günstiger Umstand, durch 
welchen sich ein Theil der Schwierigkeiten von selbst behebt.

Bevor ich den Versuch mache, Ihnen dies zu beweisen, will 
ich Sie mit einem Woehenausweis der englischen Bank bekannt 
machen, der mir gerade in „Galignani’s Messenger“ vorliegt.

Der ganz einfache und leicht verständliche Mechanismus die­
ser grossartigen Geldmaschinerie wird Ihnen daraus sogleich klar 
werden. Zum leichteren Verständniss habe ich die Pfunde Ster­
ling in Gulden (das Pfund Sterling à 10 fl. K. M.) ausgedrückt.

W o ch en -A u sw eis  der en g lisch en  Bank  
vom 29. März 1856.

Notendepartement:
P a s s i v a .  A k t i v a .

1 F.mittirte N oten...........  243,069.700 1. Permanente Regierungs­
schuld................................ 110,151,000

2. Fundirte.........................  34,599,000
3. Gold, gemünzt und in

Barren.............................. 98,319,700
4- Silber, gemünzt und in

Barren.......................................................
243,069,700 243,069,700

Bankdepartement:
P a s s i v a  A k t i v a .

1. Rankkapital..................  145-530,000 1. Regierungssicherheiten,
2. Reservefond . . . . . . . . .  38,278,650 Schatzkammerscheine&.  118,718,210
3 Oeffentliche Depositen 2. Andere Sicherheiten, es-

des Schatzamtes, des Til- komptirte Effekten &. . .  200,631,780
gungsfondes, der Spar- 3. Noten in R eserve.......... 52,897,800
kassen und anderer... 68,388.420 4~e6münztes Gold und

4 Privatdepositen.............. 111,571,300 Silber................................  6,173,630
5. Wechsel auf 8 TageSicht 7,653,050

378,421,420 378,421,420
6
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Aus vorstehendem Ausweise können Sie Verschiedenes ent­
nehmen. Es wird Ihnen vor Allem das gewaltige Bankkapital von 
145 Millionen Gulden aufgeiallen seyn, noch mehr aber die be­
deutende Reserve. Hieraus ist theilweise der grosse Kredit, den 
diese Anstalt Verdientermassen geniesst, zu erklären. Ziehen Sie 
nämlich von dem Gesammtbetrage der emittirten Noten die beim 
Bankdepartement als Reserve — als Kassavorrath — befindlichen 
52,897,800 Gulden ab, so verbleibt die Summe von 190,171,900 
Gulden als e ffek tiv er  N otenum lauf. Wenn also die englische 
Bank am 1. April zu liquidiren Willens gewesen wäre, würde sie 
zur Deckung aller ihrer Verbindlichkeiten (nämlich der Deposi­
ten, der Wechsel und umlaufenden Noten) im Gesammtbetrage 
von 384,784,670 Gulden einen Werth von 423,843,320 Gulden in 
Händen gehabt haben (nämlich Gold und Silber in beiden Depar­
tements 104,493,330, Schatzkammerscheine 118,718,210, es- 
komptirte Effekten 200,631,780 Gulden). Schlägt man zu dem 
hieraus sich ergebenden Ueberschuss von 39,058,650 Gulden die 
permanente und fundirte Regierungsschuld im Gesammtbetrage 
von 144,750,000 Guld., so stellt sich eine Summe von 183,808,650 
Gulden als Bankvermögen heraus. Würde hievon den Eigenthü- 
mern des Bankfonds das ihnen gehörige Kapital von 145,530,000 
Gulden überwiesen, so erübrigte noch immer die ganze Reserve 
von 38,278,650 Gulden, um entweder die etwaigen Verluste bei 
der Liquidation zu decken, oder um unter den Aktionären ver­
theilt zu werden.

Ich habe Ihnen gesagt, dass die N o ten z irk u la tio n  bei die­
sem System einer Erweiterung fähig sey, und dass die Notenre­
serve des B an k d ep artem en ts sich nach Umständen vermehren 
oder vermindern könne. Dies will ich durch ein Beispiel, wel­
ches einem englischen statistischen Handbuch entnommen ist, er­
klären. Am 7. Nov. 1846 betrug der Metallvorrath 149,460,000, 
der effektive Notenumlauf 222,510,000 Gulden. Wie viel muss
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damals die Notenreserve im Bankdepartement gewesen sevn ! Nach 
dem gesetzlichen Grundsätze, dass die gesammte durch das Kapi­
talvermögen der Bank nicht gedeckte Notenmenge eine vo lle  
Metalldeckung haben müsse, braucht man nur zu diesem Kapital­
vermögen von 144,750,000 den Metalivorrath von 149,460,000 
hinzuzufügen und vom Facit sodann den effektiven Notenumlauf ab­
zuziehen, um sonach 61,700,000 Gulden als den damaligen Be­
stand der N oten  reserve , mit anderen Worten: der reichsten 
deratigen Q u elle  des Landes, aus welcher die Handelswelt ihren 
Bedarf im Wege des Kredits damals hat schöpfen können, zu bil­
den. Dies Beispiel zeigt Ihnen, wie elastisch ein solches System 
trotz seiner grossen Solidität ist. Der grosse Unterschied zwi­
schen der englischen Bank und den anderen Banken besteht, wie 
Sie sehen, darin, dass die erstere nur so v iel K assa h ä lt, als 
sie  G eld hat, während die le tz teren  die B an k n oten p resse  
a ls K assa betrachten . Sie können sich übrigens denken, zu 
welcher Höhe der K assavorrath  des B ank d ep artem en ts stei­
gen kann, wenn Sie erwägen, dass im Jahre 1852 der M étal 1- 
vorrath des N oten d ep artem en ts bis auf 222,321,380 Gulden 
sich erhöht hat. Das gibt nach dem festgestellten Grundsätze eine 
Notenemission von mehr als 366 Millionen Gulden. Da indessen 
die höchste effektive Notenzirkulation der englischen Bank, seit dem 
die Bankakte Peel’s in Wirksamkeit ist, den Betrag von 240Millio­
nen Gulden nie überschritten hat, so begreifen Sie, dass in Zeiten 
solcher Goldfülle der K assavorrath  des Bankdepartements an 
Noten zeitweise 110 bis 120 Millionen hat betragen müssen. Es 
wird also Niemand behaupten können, dass eine derartige Regu­
lirung und Fixirung der Notenemissionen die wechselnden Be­
dürfnisse der Handelswelt ausser Acht lasse, oder selbst dem Fi­
nanzminister, wenn momentanes Geldbedürfniss zu Staatszwecken 
sich einstellen sollte, nicht den nöthigen Spielraum gönne.

Die Weisheit dieser Einrichtungen können Sie daraus ermes-
6*
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sen, dass bis zum 6. Nov. 1847, also im Verlauf eines Jahres, der 
Metallvorrath sich um mehr als 60 Millionen Gulden und bis auf 
84 Millionen herab mindern und der effektive Notenumlauf den­
noch auf dem Standpunkte von 210 Millionen festgehalten wer­
den konnte. Dieser grosse Goldabfluss hat daher stattgefunden, 
ohne dass man die Notenzirkulation um mehr als etwa 10 Millio­
nen zu beschränken gebraucht hätte. Nach dem gesetzlichen 
Grundsätze geben nämlich 84 Millionen Metall und 144 Millionen 
Kapitalvermögen eine Notenemission von 228 Millionen, — eine 
e ffe k tiv e  Notenzirkulation von 210 Millionen lässt also im 
B an k d ep artem en t noch immer eine Notenreserve von 18 Mil­
lionen zur Disposition der Handelswelt zu. Welche Reduktion der 
Notenzirkulation hätte bei einer Bank, die nach dem Prinzip der 
Dritteldeckung organisirt ist und z. B. bei 210 Millionen Zirku­
lation 70 Millionen Baarfond hat, unter analogen Verhältnissen 
bei einem Verlust von beinahe der Hälfte des Baarfonds stattfin­
den müssen, und welche Folgen hätte diese Nothwendigkeit nach 
sich gezogen! Nun hat aber, wie Sie wissen, das Bankdepartement 
ein sehr wirksames Mittel in Händen, um dem Goldabfluss durch 
Erhöhung des Eskomptes zu steuern. Dieses Mittel wird daher 
auch, so oft eine Nothwendigkeit dazu vorliegt, mit Erfolg ange­
wendet. Der Metallvorrath der Bank von England ist seit dem 
die Bankakte P e e l’s in Wirksamkeit getreten, nie unter 84Millio- 
nen gesunken. Gegenwärtig eskomptirt die englische Bank mit 7 
Prozent, hat bei 100 Millionen Gulden an Metall, und eine No­
tenzirkulation von cirka 200 Millionen. Das Geld ist theuer, aber 
es ist zu bekommen. Ich weiss recht gut, dass jene Klasse von 
Menschen, die immer viel und immer wohlfeiles Geld haben 
möchte, auch dort ein grosses Geschrei hierüber zu erheben pflegt. 
Aber Zeiten der Prosperität und Zeiten des Misskredits müssen 
nothwendig verschiedene Wirkungen äussern. Nach dem Prinzip 
der Dritteldeckung hätte die englische Bank im Jahre 1846 ihre 
Notenemission bis auf 420 Millionen erhöhen können, dieselbe
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aber im Jahre 1847 bis auf 240 reduziren müssen. Sie können 
die Folgen ermessen, die ein solcher Vorgang nach sich gezogen 
und das Wehklagen, das er hervorgerufen hätte.

Der Grundsatz P e e l’s, die Banknote als Papiergeld aufzufas­
sen, den durch das Kapitalvermögen der Bank gedeckten Betrag 
als den gewöhnlichen Bedarf an diesem Zahlmittel anzusehen und 
jede weitere Vermehrung von einem Zuwachs des Metallvorrathes, 
abhängig zu machen, hat sich unter den verschiedensten Verhält­
nissen als richtig bewährt. Nach diesem Prinzip werden die Me- 
tallvorräthe bei günstiger Gelegenheit im grossen Reservoir — 
welches beim normalen Verlauf der Dinge ohnehin nicht sehr in An­
spruch genommen und zumeist als Reserve für ungünstige Zeiten 
betrachtet wird — angesammelt und den periodisch wiederkehrenden 
gewöhnlichen Stockungen und Krisen kann sodann mit ihrer Hilfe, 
ohne wesentlichen Nachtheil begegnet werden. Es liegt diesen 
Grundsätzen die Anschauung zu Grunde, dass eine Geldvermeh- 
rung das Ergebniss grösserer Thätigkeit, vermehrter Tauschge­
schäfte. einer grösseren Ausfuhr von Waaren, mit einem Worte : 
der vermehrten intelligenten A rb eit sey, und unter diesen Vor­
aussetzungen auch eintreten werde. Es wird hierdurch der Finanz­
politik jene moralische Grundlage gegeben, welche in letzter 
Analyse den sichersten Haltpunkt einer Fortdauer des öffentlichen 
Vertrauens bildet. Allerdings hat die Maassregel noch die Feuer­
probe zu bestehen, wenn etwa in Folge eines Misswachses ein 
massenhafter Goldabfluss eintreten sollte. Gegen diese Gefahr gibt 
es aber keine ausreichenden Garantien. Die Menschen lieben das 
Geld, aber ihr Leben steht ihnen höher. Es muss gegessen wer­
den, selbst wenn die letzte Guinee oder der letzte Zwanziger ins 
Ausland wandern sollten. Solchen Bedürfnissen wird stets mit 
ausserordentlichen Maassnahmen begegnet werden müssen.

Ich hoffe hinlänglich klar gewesen zu seyn. NN rnn S íp mich
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nun fragen, wie diese Grundsätze bei der österr. Nationalbank 
sich praktisch anwenden Hessen, da doch der grosse Unterschied 
besteht, dass im Jahre 1844, als die P e e l’sche Bankakte zu wir­
ken begann, der englischen Bank ein Metallvorrath von 150 Mil­
lionen Gulden zu Gebote stand, und die beschlossenen Maassregeln 
nur durch diese Gunst der Umstände praktisch durchführbar 
wurden: sollen Sie hierauf sogleich — in so weit nämlich ein 
Uneingeweihter hiezu befähigt ist — Antwort erhalten.

Vor Allem wollen wir jedoch eine gemeinschaftliche Grund­
lage der Verständigung zu gewinnen suchen. Sie wissen, dass der 
Zwangskurs besteht und das Pari noch nicht da ist. Die Finanz­
verwaltung hat eine Reihe von Maassregeln ergriffen, um den 
Wechselkurs dauernd zu bessern, ein Einströmen von Metall­
geld zu ermöglichen. In Deutschland und Frankreich arbeitet 
man rüstig daran, das Metallgeld auszutreiben. Eine Münzkon­
vention mit Deutschland ist in Verhandlung. Das Bankprivilegium 
dauert nur noch zehn Jahre, Die bestehenden Statuten enthalten 
Bestimmungen, die durch die Erfahrung als unzureichend sich 
erwiesen haben. Die Bank hat eine neue Emission von 50 Tau­
send Akzien vorgenommen, w odurch ihr Kapital auf 104 Millio­
nen erhöht wird. Es sind derselben für die dem Staat gemachten 
Vorschüsse Domainen im Betrage von 155 Millionen Gulden 
übergeben worden. Seit 9 Jahren sind gewaltige Veränderungen 
in dieser grossen Monarchie vor sich gegangen. Ich schweige 
davon — sie sind bekannt. Im gegenwärtigen Augenblicke sind 
wir darauf bedacht ungeheure Kapitalien in industriellen Unter­
nehmungen anzulegen. Es müssen sich demnach Thätigkeiten 
entwickeln, Kräfte in Bewegung setzen, in Richtungen, wo sie 
früher nicht vorhanden waren. Der Friede ist abgeschlossen und 
die Aussicht auf seine Fortdauer nicht ungegründet, weil Europa 
die Ueberzeugung gewonnen hat, dass der Krieg, weder in Bezug 
auf die beabsichtigte wirksame Beschränkung der Macht Russ-
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lands, noch als Lösungsversuch der orientalischen Verwicklungen 
zu einem nennenswerthen oder mit den gemachten Anstrengun­
gen im Verhältniss stehenden Resultate geführt hat.

Alles dies wohl erwogen, fragt es sieh also vor Allem : sollen 
wir uns darauf beschränken, das Pari mit allen Mitteln herbeizu­
führen, der Bank mit Opfern Silber zu verschaffen, die Baarzah- 
lunu’en durch dieselbe sofort aufnehmen lassen, etwa eine Münz- 
konvention abschliessen, und über diese Resultate erfreut, unser 
Bankwesen sieh in seiner bisherigen Gestalt deshalb fortschleppen 
lassen, weil das Bankprivilegium in zehn Jahren ohnehin aufhört 
und die etwa nothwendig erscheinenden Reformen dann besser 
vorgenommen werden können ?

Auf diese Fragen antworte ich mit einem dreifachen Nein, 
und hoffe, dass Sie mit mir einverstanden seyn werden. Es kann 
Ihnen ja nicht entgehen, dass die Wirkung der ergriffenen Maass­
regeln unmöglich eine sehr schnelle seyn und das Streben, ihre 
Früchte vor der Zeit pflücken zu wollen, die Wirkung selbst 
paralysiren könne. Es ist eine durchgreifende Veränderung in den 
ökonomisch finanziellen Zuständen der Monarchie durch frü­
here Vorgänge zum Theil bereits eingetreten, zum Theil wird 
eine weitere gegenwärtig angebahnt. Sollen wir dieser abermals 
ohne Vorbereitung entgegengehen? Und ist das Pari diese V or- 
bereitung? Ich glaube Ihnen bewiesen zu haben, dass das Agio 
nur ein Krankheitssymptom war. Werden Sie wohl behaupten 
können, dass wenn die Zwanziger im Verkehre erscheinen, dem 
österr. Geldwesen die Grundlage und die Organisation bereits 
gegeben seyn wird? Oder läugnen Sie, dass bei dem bestehen­
den Bankorganismus die Möglichkeit einer Wiederholung des Er­
lebten nicht immer nahe liegt? Wir werden etwas mehr Zwanziger 
haben und nichts weiter — es handelt sich aber vom Gehle, und 
namentlich vom solid begründeten Papiergelde, da wir nun ein-
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mal diese Geldart nicht entbehren können und dieselbe einen sehr 
grossen Theil unserer Zirkulation ausmachen muss. Wenn man eine 
chronische Krankheit heilen will, darf man sich durch Erschei­
nungen, welche auf eine kleine Besserung deuten, nicht irre ma­
chen lassen. Bankorganisationen bestehen ihre Probe nur in Zei­
ten der Krisen, müssen also mit Hinblick auf die periodische 
Wiederkehr derselben aufgefasst werden.

Ich glaube Sie überzeugt zu haben, dass selbst mit dem Prin­
zip der Dritteldeckung das Papier einer solchen Bank wie die 
österreichische nicht gut organisirt seyn könne, wie nun vollends 
mit dem bestehenden Bankstatute, welches mit Bezug auf die 
Grenzen der Notenemission nichts Anderes als (§. 15) das Nach­
folgende enthält: „Die Banknoten sind Anweisungen der Bank 
auf sich selbst, und von ihren Kassen, auf jedesmaliges Verlangen 
des Ueberbringers, sogleich in bankmässiger Silbermünze nach 
ihrem vollen Nennwerthe auszubezahlen. Der Bankdirektion liegt 
daher ob, von Zeit zu Zeit ein solches Verhälmiss der Notenemis­
sion zu dem Münzstande festzusetzen, welches die vollständige 
Erfüllung dieser Verpflichtung zu sichern geeignet ist!“ Sie wer­
den mir vielleicht sagen, dass der Bank laut §§. 39, 40, 41 ein 
Hofkommissär mit ausgedehnten Befugnissen, zunächst auch zur 
Sicherstellung der Befolgung des §. 15 beigegeben — und dass 
diesem wiederum laut §. 42 ein weiterer Kommissär mit Befugnis­
sen anderer Art beigeordnet ist. — Sie werden mich auf den 
§. 44 verweisen, der die Ueberwachung des Institutes regelt. Ich 
setze Ihnen diese §§. in der Anmerkung *) her, damit Sie dieselben

*) § 39. Der Bankdirektiou sowohl als dem Bankausschusse wird ein von 
der Staatsverwaltung zu bestimmender Hofkommissar zur Seite 
stehen, der das Organ ist, durch welches Wir Uns die Ueberzeugung 
verschaffen, dass die Bankgesellschaft sich den Statuten gemäss 
benimmt.

40- Dieser Hofkommissär wird jedesmal den Berathungen beiwohnen; 
die von ihm geäusserte Meinung ist jedoch als berathend anzuse-
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nochmals lesen und sich überzeugen können, dass uns damit nicht 
geholfen wird. Es kann wohl Niemand eine grössere Achtung für

hen. Er hat alle schriftlichen Ausfertigungen, welche im Namen 
der Hankdirektion erlassen werden, Bekanntmachungen, Rech­
nungsabschlüsse und dergleichen vorläufig einzusehen; er ist be­
rechtigt, von den Hilfsämtern oder Kassen der Bank alle Aufklä­
rungen zu verlangen, welche zur Erfüllung seiner Bestimmung 
nothwendig siud, und muss insbesondere unter seiner Verantwor­
tung darüber wachen, dass die in Umlauf gesetzten Bauknoten im­
mer ihre volle Bedeckung haben und das nach Vorschrift des §. 15 
festgesetzte Verhältniss zum Münzschatze nicht überschreiten.

§. 41. Wenn der landesfürstliche Hofkommissär eine von der Bankdirek- 
tiun oder dem Bankausschusse beschlossene Maassregel den gegen­
wärtigen Statuten nicht angemessen oder mit dem Interesse des 
Staates im Widerspruche findet, so hat er sich gegen die Aus­
führung derselben schriftlich zu erklären und zu verlangen, dass 
hierüber mit den Verwaltungsbehörden, in deren Gebiet die Maass­
regel eingreift, vorläufig das Einvernehmen eröffnet werde. Die Er­
klärung hat eine aufhalteude Wirkung und die Bankgesellschaft 
ist verpflichtet, das verlangte Einvernehmen zu pflegen.

54 42- Dem Hofkommissär wird ein zweiter beigegehen, welcher das Es- 
kompte- uud das Darlehensgeschäft in Absicht auf die Zulässigkeit 
der eingereichten Effekten, auf die Unparteilichkeit des Verfah­
rens in der Kreditbewilliguug und auf die genaue Einhaltung der 
für diese zwei Geschäftszweige bestimmten Fonds zu überwachen, 
und, wenn sich in einer dieser Beziehungen ein Anstand ergibt, 
den Fall durch den Hofkommissär vor die Bankdirektion zu brin­
gen hat, vor und gegen deren Entscheidung in der Sache nicht 
vorgegaugen werden darf.

§• 44. ln allen Gegenständen, bei welchen die Mitwirkung dor Staats­
verwaltung oder Unsere besondere Genehmigung erforderlich ist, 
hat sich die Bank an Unsere Finanzverwaltung ausschliessend zu 
wenden. Der genauem Uebersicht wegen werden als Gegenstände, 
die der Zustimmung der Finanzverwaltung bedürfen, folgende ins­
besondere namhaft gemacht : wenn es sich um (die Erweiterung 
des Bankfonds, um die Festsetzung oder Veränderung des Zins- 
fusses für das Eskompteu- oder Darlehensgeschäft, um die Bestim­
mung des von den Erträgnissen des Bankinstitutes unter die Ak­
tionäre als ausserordentliche Dividende zu vertheilenden Betrages, 
um die Art dor fruchtbringenden Verwendung des Reservefonds 
und seiner Zuflüsse, um die ausserordentliche Einberufung des 
Bankausschusses, um die Errichtung v«n Filialbankaustalten, um die
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diese Kommissäre fühlen, als ich; aber wir brauchen ein solid orga­
nisâtes Papiergeldwesen, eine rasche, befruchtende Zirkulation des­
selben, und keine Kommissäre; wir brauchen einen Organismus, 
der seine Garantien in sich selbst trägt, eineUeberwachung, die auf 
das Unerlässlichste beschränkt und dadurch um so wirksamer wird.

Da wir gerade vom Bankstatute sprechen, glauben Sie viel­
leicht, dass wir uns auf die bevorstehende grosse Reise begeben 
sollen, ohne für genügendes und gutes Reisegeld im Voraus zu 
sorgen? dass wir die neuen W ege, die man uns wandeln lassen 
will, mit Beruhigung betreten können, wenn wir befürchten müs­
sen, dass uns der Reisepfennig während dieser langen Wanderun­
gen entweder ausgehen oder seinen Werth verändern kann, 
oder endlich der Kreditbrief, den wir mit uns tragen, an den Or­
ten, die wir berühren wollen, nicht honorirt wrerden wird? Die 
Reisenden sind die 36 M. Unterthanen des Kaisers von Oesterreich, 
das Reisegeld ist zunächst das Papiergeld, der Kreditbrief ist das 
Geldbedürfniss, welches sich auch schon jetzt allenthalben gel­
tend macht, und in Zukunft in erhöhtem Maasse geltend machen 
muss, die Orte w'o dieser Kreditbrief seine Honorirung bean­
sprucht, sind die verschiedenen Länder, aus w elchen dieses grosse 
Reich von 12,000 [jMeilen besteht, mit ihrenHaupt- undHandels- 
städten, mit ihren grossen agrikolen und gewerbtreibenden Bezir­
ken, in welchen sich seine verschiedenen Industrien konzentriren.

Wenn Sie nun dieses ausgedehnte, in vielen Beziehungen 
noch unausgebeutete, der Pflege und der verständigen Arbeit har­
rende Feld überblicken, sich von der riesigen Aufgabe eine Vor­
stellung machen wollen, und die Beschaffenheit der zu Gebote ste­
henden und in Anwendung gebrachten Mittel vergleichen, so

Auflösung der Bankgesellschaft vor der Erlöschung des ihr ertheil- 
ten Privilegiums, oder endlich um Beschlüsse handelt, gegen de­
ren Ausführung der landesfürstliche Hofkommissär Einspruch zu 
thun lindet.
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werden Sie, wie ich hoffe, mit mir darüber einverstanden seyn, 
dass eine Lösung nur dann erhofft werden kann, wenn Alle ruhen­
den Kräfte zur Mitwirkung aufgeboten, alle müssigen Kapitale 
zur produktiven Verwendung heranzogen, der Geldumlauf mög­
lichst gefördert und in jene Kanäle, wo er befruchtend wirken 
kann, hingeleitet wird. Wir dürfen uns keinen Täuschungen hin­
geben. Die 300—400 Millionen, die zunächst für die projektirten 
Eisenbahnen nöthig seyn werden, können uns nur zum Theil vom 
Auslande zufliessen — einen sehr grossen Theil davon werden 
wir se ih st beschaffen müssen. Und wie können wir dies, wenn 
die angedeuteten Mittel nicht zur Anwendung kommen? In Eng­
land hat es einzelne Jahre gegeben, in welchen blos für Eisenbah­
nen — von allen anderen Unternehmungen abgesehen — Summen 
verwendet worden sind, die der Hälfte oder zwei Drittheilen der 
gesammten Geldzirkulation des Landes gleichkommen. Wie wäre 
dies bei den sonstigen Geldbedürfnissen des Verkehrs möglich ge­
wesen, wenn die produktive Verwendung müssiger Kapitalien und 
ein rascher Geldumlauf, demzufolge das Geld eine Reihe vonDien- 
sten zu versehen, und dadurch seine Wirkungen endlos zu verviel­
fältigen gezwungen wird, durch die bestehenden Einrichtungen 
nicht ermöglicht worden wäre? Nun, wo sind bei uns solche Einrich­
tungen?

Sie werden vielleicht auf die Nationalbank hinweisen, die in 
den verschiedenen Theilen der Monarchie ihre Filiale etablirt hat. 
Aber glauben Sie denn wirklich, dass mit den 20 Millionen, die 
auf Wechsel, und mit den 14 Millionen, die auf Vorschüsse am 1. 
April 1856 bei den 12 Filialen in Verwendung waren, dem Kre­
ditbedürfnisse dieser Länder abgeholfen sey? Im Verlaufe des 
Jahres 1854 haben 9 Filiale im Ganzen 02 Millionen eskomptirt. 
Seitdem sind 3 weitere (Gratz. Klagenfurt, Krakau) hinzugekom­
men. Sie werden mir wohl zugeben, dass ein wenigstens 5- bis 0- 
mal so grosser Umsatz stattgefunden hätte, wenn an diesen 12
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Punkten ebensoviele, nach dem Grundsätze der stren g en  Ob­
servanz organisirte Anstalten mit dem Befugniss einer fixirten 
Notenemission vorhanden wären, der Dienste, die solche Anstalten 
im Wege des Giro-, des Ausweisungs- und Depositengeschäftes 
dem Publikum geleistet hätten, nicht zu gedenken. Und wie soll 
überhaupt die Nationalbank Bedürfnissen abhelfen , die ihr 
gar nicht bekannt seyn können? Und wie sollen diese sich über­
haupt geltend machen, wenn ihnen ein hiezu geeignetes Feld nicht 
eröffnet ist? Von der Nationalbank gilt hier, was die Russen von 
ihrem Kaiser zu sagen pflegen : „Gott ist gross, und der Kaiser 
ist weit.“ Es gilt hier das, was überhaupt von aller übermässigen 
Zentralisation gilt: man kommt gar nicht in die Lage, die Be­
dürfnisse zu kennen, die man befriedigen möchte! Oder wird 
vielleicht die Kreditanstalt mit ihren zu eröffnenden Conti- Cor- 
renti und den zu ertheilenden Checks, eine wesentliche Besserung der 
Sachlage herbeiführen? Ein Zahlmittel dieser Art mag allerdings 
von erspriesslicher Wirkung seyn, aber warum sollen wir uns 
überhaupt auf A u sk u n ftsm itte l beschränken, daims die rech­
ten M itte l zu Gebote stehen, und nur diese von durchgreifender 
Wirkung seyn können? Ich hege mit Bezug auf den österreichi­
schen Credit-Mobilier die besten Hoffnungen, aber die Bedürfnisse, 
die wir jetzt besprechen, werden durch denselben nimmermehr 
ihre Befriedigung finden können. Ein Credit-Mobilier wird stets 
eine Anstalt vornehmlich zu dem Zwecke seyn müssen, eine Kon­
zentration grosser. Kapitale zu bewirken, eine einheitliche Leitung 
in ihrer Verwendung herbeizuführen, deren Anlage in industriel­
len Aktien oder öffentlichen Fonds vorzunehmen , und mit 
geschickter Benützung der Schwankungen des Geldmarktes 
durch Verkauf der Werthpapiere bei steigenden Kursen, grosse 
Gewinne zu realisiren. Das ist die Natur solcher Anstalten. Der 
beste Beweis hiefür liegt in den Rechenschaftsberichten des Hrn. 
P ere ir e ,  dem die Erfindung der Credit-Mobilier zugeschrieben 
werden kann. Dieser gewandte Finanzmann ist jetzt Präsident des
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Verwaltungsrathes beim Credit-Mobilier in Paris. Es liegen mir 
seine Berichte von 1853, 1854 und 1855 vor. Wie er selbst sagt, 
ist die Gründung von Mobiliar-Kreditanstalten ein Ausdruck der 
Reaktion des Assoziationsgeistes gegen den Geist der Vereinzelung 
Ich lasse dies gerne gelten, und gebe zu, dass die Initiative sol­
cher mit grossem Kapital und Kredit wirkenden Anstalten das 
Zustandekommen der nützlichsten Unternehmungen mächtig för­
dern könne, allein ich brauche darum meine Definition nicht zu- 
rückzunehmen. Der französische Kredit-Mobilier hatte am 31. 
Dez. 1854 für 56 Millionen Franken Aktien im Portefeuille. 
Im Jahre 1855 hat derselbe sich an Subskriptionen betheiligt, 
und Aktien etc. erworben im Betrage von 265 Millionen. Diese 
zwei Posten betragen 323 Millionen. Hievon hat er für 217 Mil­
lionen wieder verkauft. Schlägt man den Kurswerth der übrigen 
Effekten, die er mit Ende Dez. 1855 im Portefeuille hatte, in 
w elchem  auch sein  K apita l a n g e leg t ist, mit 132 Millionen 
zu letzterer Summe, so findet man 349 Millionen. Von der Diffe­
renz, welche 26 Millionen beträgt, hat er 21 Millionen als Gewinn 
unter die Aktionäre vertheilt, dem Reservefond aber nur etwas 
mehr als l Million zugeschlagen und dem Verwaltungsrath 28/ 10 
Millionen zugewiesen — und hieraus können Sie entnehmen, dass 
m eine Auffassung etwas kühler seyn darf, als die se in ige .

Es wäre ein Irrthum zu glauben, dass grosse in den Residenz­
städten zentralisirte Geldinstitute fällig seyen, auf sehr entferntc 
und der Befruchtung bedürftige Felder einzuwirken. Es gibt eine 
Unzahl Interessen, die unmittelbarer Pflege bedürfen, — es gibt 
Abstufungen im Kreditbedürfniss, so wie es solche auch in der 
Kreditgewährung geben muss — es gibt zahllose Interessen, die 
zu dem Börsenverkehr in gar keinen Beziehungen stehen, — es 
gibt in einem so grossen Reick* eine Unzahl kleiner ruhenden 
Geldvorräthe, die man in mehrere grössere Reservoirs sammeln 
sollte, um sie als kleinere Geldströme wieder daraus sich ergiessen
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und eben dorthin zurückfliessen zu lassen. Die Bewegung des 
Geldes ist die des Kreislaufes, und da sein einziger Zweck und 
Nutzen in der Zirkulation besteht, so wird es um so wohlthätiger 
wirken, je öfter es diesen Kreislauf vollbringen kann. Sie werden 
mich vergebens an die bestehenden Sparkassen erinnern. Diese 
höchst zeitgemässen Institute, welche die Dienste von Bezirks­
und Landbanken thun, können ja ihre wohlthätige Wirkung auch 
nur in dem Falle vollständig äussern, wenn die bei denselben an­
gesammelten und zeitweilig ruhenden Geld vorräthe in grössere Be­
hälter sich sammeln, um aus denselben wieder hinausgeleitet zu wer­
den. Mächtige Geldinstitute der erwähnten Art haben gewisser- 
maassen eine Aehnlichkeit mit den Flüssen Niederungarns, die 
Schlamm führen. Ergiessen sich ihre Wässer, so wird der befruch­
tende Schlamm zumeist in der Nähe der Ufer niedergelegt, die 
weiteren Gegenden bekommen das helle Wasser, welches nur 
dann wohlthätig wirken kann, wenn es rasch in sein Bett zurück­
geleitet wird. Sind zufällig Niederungen an den Ufern, so neh­
men diese natürlich viel Schlamm sammt dem Wasser auf— und 
beides stagnirt. Sie werden eine sehr üppige Vegetation von wu­
chernden Pflanzen an solchen Orten bemerken, der verständige 
Wirth versteht auch diese zu benützen, aber der Nutzen für das 
Allgemeine ist in keinem Verhältnisse zu der grossen Wasser­
menge, die Sie beobachten können.

Ich sage Ihnen also: lassen Sie uns je nach den zu fördernden 
Zwecken verschiedene Kanäle eröffnen, damit sich der befruch­
tende Schlamm an möglichst vielen Ufern niederlegen könne, und 
suchen wir durch alle Mittel der Technik, durch Anlegung fester 
Schleussen zumal, das Wasser vollends in unsere Gewalt zu be­
kommen, bevor noch der Schnee schmilzt und uns mit einer Ueber- 
schwemmung wieder bedroht! Also keine Palliativmittel, sondern 
vollständige Rüstung für den Kampf, in den wir gehen wollen; 
mit anderen Worten: eine durchgreifende Reorganisation unseres
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Geldwesens und Benützung der nicht sehr langen Zeit, die uns 
noch zu Gebote steht, bevor die neue Wanderung angetreten 
wird.

Ich will schon hier einem Einwurfe begegnen, den Sie gewiss 
erheben werden. Sie werden mir sagen: „Sie stimmen also in das 
Geschrei nach Bankfreiheit ein, welches jetzt durch Deutschland 
geht? Sie wollen Banken nach amerikanischem Muster, endloses 
Papiergeld! Wie stimmt das mit Ihren Ansichten über „die strenge 
Observanz“, die Sie mir so ausführlich und nicht sehr unterhal­
tend auseinandergesetzt, überein?“

Gegen diese Deutung lege ich Verwahrung ein. Die grossen 
Phrasen der Parteien sind mir bekannt, mögen sie nun finanzieller, 
politischer oder büreaukratischer Natur seyn. Ich habe sie jahre­
lang bekämpft und weiss wasgewönlich hinter ihnen verborgen ist. 
Ich habe lange genug gelebt, um die tiefe Wahrheit der folgenden 
schönen Worte des alten G öthe in ihrer ganzen Bedeutung erfas­
sen zu können :

»Der Grosses will, muss sich zusammenraffen,

In der Beschränkung zeigt sich erst der Meister,
Und das Gesetz nur kann die Freiheit geben.«

Also nicht Banken nach amerikanischem Muster, nicht end­
loses Papiergeld, nicht einmal mehr als wir gegenwärtig haben, 
will ich befürworten, sondern das Vorhandene auf die möglichst 
solide Grundlage gestellt, besseres Papiergeld, welches gegen 
Schwankungen gesichert und durch Einrichtungen, die eine 
möglichst rasche und befruchtende Zirkulation ermöglichen, unter­
stützt und gefördert wird, das ist was ich wünsche.

Ich hoffe, dass durch diese Formulirung eine gemeinsame
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Grundlage für unsere Verständigung gewonnen ist und dass es mir 
vielleicht gelingen wird, Ihnen mit Bezug auf die praktische Aus­
führbarkeit einige brauchbare Andeutungen mitzutheilen.

Ich glaube mich von der Wahrheit nicht zu entfernen, wenn 
ich von der Annahme ausgehe, dass eine Notenzirkulation von 
366 Millionen für die wenigstens 36 Millionen zählende Bevölke­
rung der österr. Monarchie keine übermässige ist, natürlich in 
der Voraussetzung, dass eine rasche und befruchtende Zirkulation 
gesichert werden kann. Wir können von dieser Annahme ausge­
hen, weil der grössere Theil der Bevölkerung landwirtschaftli­
chen Beschäftigungen obliegt, demselben daher jene künstlichen 
Zirkulationsmittel, deren sich die kaufmännische und industrielle 
Technik mittelst Wechseln, Anweisungen, Bons, Checks u. s. w. 
zu bedienen pflegt, nicht zu Gebote stehen können und sie mithin 
nur auf das Geld als Zahlmittel angewiesen ist. Eine solche No­
tenzirkulation gäbe 10 fl. per Kopf; sie wäre etwas grösser, als 
die französische; — die Verschiedenheit des Geldwertes angenom­
men, beinahe eben so gross wie die englische, und nicht viel grös­
ser als die Notenzirkulation in den Zollvereinsstaaten. Wir könn­
ten dies daher als Grundlage annehmen und dabei stehen bleiben 
dass die Notenemission in der Monarchie ein für allemal auf diese 
Summe fixirt und jede weitere Vermehrung von dem Zuwachs 
jenes Metallvorrathes abhängig ist, dessen Belauf zum Zwecke 
des Umtausches der Noten in gemünztes Geld gleichzeitig durch 
ein Gesetz bestimmt würde.

Die zweite Frage, die nun zu lösen wäre, stellt sich folgen- 
dermassen: Soll diese ganze Notenemission für die Nationalbank 
reservirt werden, oder nicht? Ich stehe nicht an, auf diese Frage 
mit N ein  zu antworten. Die Gründe finden sich im Vorangegan­
genen, und insbesondere darin, dass nur mittelst der Grundsätze 
der stren gen  O bservanz ein vollkommene Sicherheit bietendes
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tionalbank nur dann zur Anwendung gebracht, werden kann, wenn 
derselben ein Theil der Notenemission entzogen wird. Nun glaube 
ich aber, dass es sich vorzugsweise um die bestmögliche Organi­
sation der papiernen Geklart handeln muss. In einem grossen 
Staate wie Oesterreich muss diese in beträchtlicher Menge vor­
handen sein. Es ist daher ein Zuwachs an Macht, wenn es in 
einerWeise fundirt werden kann, dass es an Solidität unübertroffen 
dasteht. Und diese Möglichkeit scheint mir hier vorzuliegen. 
Um aber verstanden zu werden, muss ich hier Ziffern sprechen 
lassen.
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Nach dem am 1. April 1856 veröffentlichten Ausweise bat 
sich folgender Status der Bank ergeben :

Pas si va. 11. kr.
1. Bankfonds, begründet durch 100,000 A k tien ......................  69,875,800
2. » Einzahlungen auf die neuen 50,000 Aktien . . 24,390,135
3. Reservefonds...............................................................................  10,361,388 17%
4- Pensionsfond................................................................................... 1,034,061 42
5. Unbehobene Dividenden, Anweisungen, laufende Rechnungen 3,165,310 27'/..
6. Banknotenum lauf...........................    366,520,054

475,346,949 27%

A k t i v a .  fl.» kr.

1. ßankmässig ausgeprägtes Geld und Silberbarren.............. 51,604-730 9%
2. Eskomptirte Effekten in W ien................................................ 64,942,978 22%

» » bei den 12 F ilia len ......................... 20,386,925 18%
3 Vorschüsse auf inländische S taatspap ie re ........................... 71,473,600

.  » » bei den Filialen....................  14,404.700
i. Rest der Schuld der Finanzverwaltung mittelst Zuflüssen

aus dem National-Anlehen zu t i lg e n ................................ 23,761,996 39
Y Fundirte Staatsschuld für Einlösung deT Wiener-Währung 59,346.882 22' „
6. » » auf die am 18. Oktob. 1855 über­

antworteten Staatsgüter h y p o th ez irt................................ 154,500,000
7. Darlehen an Ofen, Pest. G ra n ...............| vom Staate 375,000
8. » au mittellose Gewerbsleute. . { garantirt 768.000
9 Bestand des Reservefonds in S taatspe^ieren................. 10.361.548 31

10 » des Pensionsfondes in Staatspapieren.......................  1.044.818 46
11. Werth des Bankgebiindes. andere A ktiva.................. ...........  2,375,769 18

475,346.949 27%  
7
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Teh bitte Sie im Auge zu behalten, dass von der umlaufenden 
Notenmenge nur die unter den Aktiven Nr. 2 und 3 erscheinenden 
Posten im Gesammtbetrage von circa 171 Millionen die Geschäfte 
der Bank mit dem Publikum repräsentiren, ferner dass die Posten 
4, 7, 8 nur vorübergehend sind und allmälig ganz verschwinden 
müssen.

Ich lasse hier nun auch die Zergliederung des Notenumlaufes 
mit Rücksicht aufseine Deckung folgen:

Z e r g l i e d e r u n g  des  R a n k n o t e n u m l a u f e s :
tl. kr.

J. Durch den Silbervorrath sind g ed eck t....................................... 51,004,730 9%
2 Durch f n n d i r t e  Staatsschuld sind gedeckt:

n) für Einlösung der W iener-W ährung..................................  59,346,882 22Va
b) für die am 18. Okt. 1855 überantworteten Staatsgüter 154,500,000

3. Durch zugesicherte Zuflüsse aus dem Nationalanlehen . . . .  23.761,996 39.
4. Durch Garantie des Staates (Nr. 7 und 8) ............................ 1,143.000
5. Durch die sonstigen *) Aktiva der Bank im Betrage von

87,559,094 fl. 48%  k r....................................... .........................  76,163,444 49
Summe des Notenumlaufes 366.520.054 —

Aus dieser Zusammenstellung ersehen Sie, dass die durch 
Silber und die fn n d irte  Staatsschuld gedeckte Notenmenge 
265,451,612 tl. ausmacht. Eine solche Notenemission ist selbst 
für ein Institut mit einem sehr bedeutenden Kapital höchst be­
trächtlich, und wir könnten diesen Betrag als das Maximum der 
Notenemission aus dieser einen Quelle betrachten, indem wir die 
P e e l’schen Grundsätze darauf anwenden, woraus jedoch eine 
veränderte Gruppirung der Deckungen sich ergeben muss.

*) Nach Abschlag aller Forderungen an den Staat und des Nilbervorfatiie.s 
betragen die gesammten Aktiva der Bank 184,990,340)1. 16%  kv Wer­
den davon der obige Baukfoud (Nr. 1 und 2) und die unbehobeuen Di­
videnden (Nr. 5) im Gesammtbetrage von 97,431,245 fl. 27%  kr in Ab­
zug gebracht, so verbleibt reines Aktívum 87,559,091 fl 4 s%  |<r.
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Versuchen wir nun den obigen Ausweis nach den Grundsätzen 
P e e ls  und nach dem Muster der englischen Bankorganisation in 
seine Bestandtheile zu zerlegen, und wir werden finden, dass die 
Nationalbank eine gewaltig reiche Anstalt ist. die durch die An­
wendung der Grundsätze „strenger O b servan z“ an Solidität 
unendlich gewinnen muss, ohne dass dem Publikum die Vortheile, 
die ein so mächtiges Geldinstitut mit sich führt, oder den Aktio­
nären die Aussicht auf eine gute Dividende zu entziehen nö- 
thig wäre.

Nachfolgend finden Sie nun den Bankausweis vom 1. April 
nach P e e l’schen Grundsätzen adaptirt.

Nolemlepnrtemenl.
P a s s i v a .  tl

1. Emittirte B ankno ten ....................................................................  306,520,054

366,520,054

A k t i v a .  fl. kr

I Bankmässig ausgeprägtes Silbergeld und Silberbarren . . .  51,604,730 9%
2. Fundirte Staatsschuld: a) für die Einlösung der W. W. . 59,346,882 22%

» » h) auf die Staatsgüter hypothezirt 154,500.000
3. K i n z u z i e h e n d e  Banknoten, als G u t h a b e n  beim B a n k ­

d e p a r t e m e n t ...........................................................................  101,068,441 18

366,520.054

Bankdepartement.
Г a s s i t  a. fl. kr.

I. Bankfonds begründet durch 100,000 Aktien , .  ................  69,875,800
2 „ » durch neue 50.000 » ....................... 24,390,135
3. Reservefond . ...................................................................... 10,361,588 17%
4 Pensionsfond................................................................................... 1,034,061 42
5. Unbehobene Dividenden, laufende Rechnungen.....................  3,165.310 27%
6 E i n z u z i e h e n d e  Banknoten, S c h u l d  an das N o t e n ­

d e p a r t e m e n t  ...........  101,068,441 2S
209,895,336 55%

Hinzu die durch Silber und fundirte Staatsschuld gedeckten
Noten ........................................................................................... 265,451,612 32

Am I. April 1856 ausgewiesener Stand . 475.346.949 27%
7 *



100

A k t i v a .  tl. kr

1. Eskomptirte Effekten in Wien und bei 12 Filialen. . . 85.339,903 40%
2. Vorschüsse auf S taatspap ie re....................................................  85 878.300
3. Restforderung an den S taa t, aus dem Nationalanlehen

zu t i l g e n ....................................................................................... 23,761,996 39
4. Darlehen an Ofen, P est, Gran ) vom S ta a te ............... 375,000
5. » an mittellose Gewerbsleute I g a ra n t i r t ................... 768,000
6. Bestand des Reserve- und Pensionsfonds in Staatspapieren. 11.406,367 17
7. W erth des Bankgebäudes und anderer A ktiva....................  2,375,769 18

209,895,336 55%
Im  S i l b e r v o r r a t h  u n d  in de r  f u n d i r t e n  S t a a t s ­

s c h u l d  a n g e l e g t ..................................................................  265,451,612 32
Am 1. April 1856 ausgewiesener S ta n d ...........  475,346,949 27%

Sie ersehen aus dieser Tabelle, dass es keine unüberwindli- 
ehen Schwierigkeiten hat, die Notenemission der Nationalbank 
nach den Grundsätzen „stren ger O b servan z“ zu regeln. Wenn 
wir nämlich den Peel’schen Grundsatz, dass jede Note, die nicht 
durch das Kapitalvermögen der Bank bereits gedeckt ist. durch 
eine v o lle  Metalldeckung gesichert seyn müsse, anwenden woll­
ten, so könnte dies auf zweierlei Art geschehen.

Wenn man die fundirte Staatsschuld, auf die Staatsgüter 
hypothezirt. mit 154,500,000, und die Restsehuld für Einlösung 
der Wiener Währung mit 59,340.882 fl. 22'% kr., diese beiden 
Beträge also zusammen mit 213,846,882 fl. 22’ 4 kr. als das Ka­
p ita lv erm ö g en  der Bank betrachten wollte, so müsste der 
Silbervorrath auf 152.673.171 fl. 37V, kr. steigen, das heisst um 
101.068,441 fr. 28 kr. sieh vermehren, damit hei einer Notenemis­
sion von 366 Millionen, alle Noten, die im Kapitalvermögen keine 
Deckung finden, durch eine vo lle  Metalldeekung gesichert er­
scheinen.

Dieser Modus hätte die grosse Schwierigkeit einer baldig­
sten Herbeischaffung dieses grossen Metallvorrathes. und hat auch 
andere Bedenken gegen sich. Das Kapitalvermögen einer Zettel-
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bank. das man zur Grenze der Notenemission bestimmen will, 
muss nämlich nicht Huktuirend, sondern unabänderlich festgestellt 
sevn. Nun wissen Sie aber, dass laut dem 10. §. der zwischen der 
Finanzverwaltung und der Bank geschlossenen Uebereinkunft de 
dato 18. Okt. 1855 „jeder Betrag, welcher aus der V eräusse- 
rung der überantworteten Staatsgüter und aus ihrem  reinen  
E rträgn isse  einfliesst, als A b sch lagszah lu n g  auf die Forde­
rung der Bank an den Staat im Betrage von 155,000,000 berech­
net wird.“ Es ist Ihnen auch bekannt, dass die Restschuld für 
die E i n 1 ö s u n g d e r W i e n e r W äh r u n g — zu einem Theile mit 4°/0 
verzinslich, zum andern ohne Zinsen — nach einem festgestellten 
Tilgungsplane durch eine jährliche Rentendotation abbezahlt wird. 
Sie ersehen hieraus, dass diese beiden Posten fluktuirend sind, 
und sich in grösserem oder geringerem Grade alljährlich vermin­
dern, ferner dass die 155.000,000 betragende Forderung der 
Bank, welcher die als Hypothek überantworteten Staatsgüter zur 
Basis dienen, der Bank kein Erträgniss ab wirft.

Mit Hinblick auf diese Thatsachen scheint sich daher ein an­
derer Modus zu empfehlen, wodurch vielleicht dem Zwecke voll­
kommen entsprochen werden dürfte.

Das Bankkapital wird, sobald die Einzahlungen auf die im 
Herbst 1855 emittirten 50,000 Aktien vollständig beendet 
seyn werden, circa 104 Millionen betragen, es unterliegt daher 
keinem Zweifel, dass wenn man von jenen Staatsgütern imWerthe 
von 155 Millionen, welche durch die erwähnte Uebereinkunft der 
Nationalbank als Hypothek für eine gleiche Forderung überant­
wortet wurden, einen Komplex von 104 Millionen im je tz ig en  
Schätzungswerthe, ausschiede, um das Bankkapital hierauf zu 
radiziren, hieraus wesentliches Vortheile entspringen müssten, 
indem zugleich das letztere in der möglichst solidesten Weise 
angelegt würde, Vor Allem würde die Nothwendigkeit Wegfällen,
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diesen Komplex je tz t zur Veräusserung zu bringen. Würde die­
ser nämlich gerade aus jenen Domänen ausgemittelt, bei welchen 
zufolge der jetzt beabsichtigten Eröffnung vollkommener Verkehrs­
strassen eine bedeutende Wertherhöhung vorausgesehen werden 
kann, so wäre dieser Mehrbetrag für die Zukunft gewahrt, und 
die gegründete Aussicht vorhanden, dass für die zu erübrigenden 
Domänen, im Werthe von öl Millionen, im Verlaufe der näch­
sten Jahre sich gute Käufer finden Hessen. Ein weiterer Vortheil 
würde darin bestehen, dass durch einen solchen Vorgang die Mög­
lichkeit gegeben wäre, den Rest der Schuld für die E in lö su n g  
der W iener W ährung gleichzeitig in Wegfall zu bringen, und 
indem der Staat a 1 s so lch er  der Bank n ich ts mehr schuldete, den 
Bankkredit von dem Staatskredit ganz zu trennen und den ersteren 
au fse in e  e igen en  Füsse zu stellen. Wie Sie nämlich gesehen 
haben, bezieht die Bank der erwähnten Uebereinkunft zufolge 
aus den Staatsgütern keinen  Ertrag. Würde nun diesem Institute 
das in 10 Jahren ablaufende Privilegium von da auf weitere 20 
Jahre, mit den durch die veränderten Umstände gebotenen Modi­
fikationen, in der Art schon jetzt erneuert, dass die Bank während 
dieser ganzen Zeit das jährliche Einkommen aus den Domänen 
beziehen, bis zu einer einvernehmlich fortzusetzenden Maximal- 
Summe zur Vermehrung ihrer Erträgnisse verwenden, und nur 
den Ueberschuss an die Staatskassen abführen solle : so ist anzu­
nehmen, dass die Bank bewogen werden könnte, der Restschuld 
für die Einlösung der Wiener Währung im Betrage von 59 Mil­
lionen zu entsagen, in der weiteren Voraussetzung, dass erstens 
die Bank die nach Ausscheidung der erwähnten 104 Millionen 
erübrigenden Domänen im Werthe von circa 51 Millionen auf 
Grund des Punktes 8 zu veräussern und sich aus dem Erlös und 
den in der Zwischenzeit einfliessenden reinen Reveimen diesesDo- 
mänen-Antheils für ihre durch die Uebereinkunft vom 18. Okt. 
geregelte Restforderung bezahlt machen könne, und zweitens, dass
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der Domänenkomplex von 104 Millionen, «1er als Deckung ihres 
Kapitalvermögens ausgeschieden würde, während der ganzen Pri­
vilegiumsdauer unter der Verwaltung der Bank bleiben und falls 
in einer gleichzeitig zu vereinbarenden Zeit, z. B. fünf Jahre vor 
Ablauf des Privilegiums, von Seite des Staates die volle Abzah­
lung dieser 104 Millionen nicht bewerkstelligt seyn sollte, der 
Bank aus eben diesen Domänen ein Komplex nach dem damaligen 
Schätzungswerte, für eine gleiche Summe als E igenthum  über­
lassen werden solle.

Es scheint mir, dass mittelst einer solchen Kombination die 
sehwebende Staatsschuld sofort um 109МШ. vermindert, und in der 
Erhaltung eines Domänenkomplexes von 104 Mill. dem Staate bedeu­
tende Ressourcen für die Zukunft gewahrt werden könnten. Denn es 
dürfte wohl keinem Zweifel unterliegen, dass der bessereTheil dieser 
Staatsgüter — und namentlich gilt dies von den ungarischen — 
nach 25 Jahren ihren Ertragswerth wenigstens verdoppeln müssen. 
Die Uebereinkunft vom 18. Okt. 1855 würde, wie Sie sehen, im 
Wesentlichen nicht verändert werden, sondern nur eine neue An­
wendung erhalten. Die hypothekarische Sicherstellung würde laut 
Punkt 1 aufrecht bleiben, und nur mit Bezug auf den zur Ver- 
äusserung kommenden Domänenantheil von 50 Millionen, sobald 
diese beendet ist, gelöscht werden. Ich glaube nicht, dass der Bank 
hiedurch ein für sie unvortheilhaftes Geschäft zugemuthèt würde. 
Zugleich wäre der Modus gefunden, das in dieser Weise wäh­
rend der Privilegiumsdauer unabänd erlich  f ix ir te  und b est­
m öglich st a n g e leg te  K ap ita lverm ögen  der Bank als eine 
feststeh en d e  und doch b ew eg lich e  Grenze der Noten­
emission zu behandeln, mittelst der Anwendung des PeeEschen 
Grundsatzes, dass jeder Notenbetrag, der nicht im Kapitalvermö­
gen der Bank bereits seine Detakung findet, durch eine volle  Me­
talldeckung gesichert seyn müsse.
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Wollte man dies Prinzip gleich jetzt zur Anwendung brin­
gen. so könnte im gegenwärtigen Augenblicke allerdings nur eine 
Notenemission von beiläufig 209 Millionen stattfinden, denn 54 
Millionen Baarvorrath (am 1. Mai) und 154‘/ 2 Millionen Forde­
rung an den Staat geben nur die obige Summe. Um also die in 
der obigen Tabelle für die Nationalbank zu reservirende Noten­
emission zu ermöglichen, müsste der Baarvorrath um 111 Millionen 
steigen, und zu g le ich  eine Verringerung der Notenzirkulation um 
101 Millionen stattfinden. Es sind dies, wie ich gerne zugebe, 
sehr grosse Schwierigkeiten, wenn man vor allem die b a ld ig ste  
Wiederaufnahme der Baarzahlungen von Seite der Bank anstreben 
will, oder sich von der Idee nicht treimen kann, dass in einem so 
grossen Reiche nur eine Zettelbank bestehen könne und solle.

Geht man jedoch von dem nach meiner Ansicht richtigen Ge­
danken aus, dass die Wiederaufnahme der Baarzahlungen im Ver- 
gleich mit den grossartigen Wirkungen, die aus der Begründung 
solider Bankorganisationen und einer durchgreifenden Verbesse­
rung des Geldwesens hervorgehen müssen, nur ein g er in g er  Er­
folg ist und überhaupt als ein solcher nur in dem Falle angesehen 
werden kann, wenn er von der Beseitigung der Gebrechen unserer 
Bankorganisation begleitet wird — erwägt man, dass es von viel 
grösserer Wichtigkeit ist den Kredit der Bank und ihres Papiers 
ohne weiteren Aufschub derart zu begründen, dass dieser hinsicht­
lich seiner Solidität von gar keiner andern Zettelbank übertroffen 
werde, als eine baldigste Wiederaufnahme der Baarzahlung zu er­
möglichen, so wird man der ersteren Schwierigkeit keine zu grosse 
Bedeutung beizulegen vermögen. Was nun die weitere Schwierigkeit 
der sofortigen Verminderung des Notenumlaufes um lü l Millionen 
anbelangt, so kann diese gerade dadurch beseitigt werden, dass 
man die Ausgaben dieser Notenmenge prinzipiell auf andere Emis­
sionsquellen überträgt, den praktischen Uebergang zu einem solchen



105

System jedoch nur allmälig und nach Maassgabe als die neuen 
Quellen sich geöffnet haben, bewerkstelligt.

Der Baarvorrath der Bank ist in rascher Zunahme begriffen. 
Lässt man ihr Zeit, die Veräusserung des Domänenantheils von 
50 Millionen durchzuführen und sich sonach auch auf diesem 
Wege Edelmetall oder die Mittel zu dessen Ankauf zu verschaf­
fen, so kann es wohl keinem Zweifel unterliegen, dass die Metall- 
vorräthe, wenn insbesondere die Bank auch von der Regierung 
dabei unterstützt und derselben gestattet wird, ihren Baarvorrath 
zu einem Theile durch Goldeinkäufe zu ergänzen, in ein paar 
Jahren auf die Ziffer von 161 Millionen sich steigern lassen. Ein 
Mittel hiezu würde auch darin zu finden seyn, dass die Bank die 
aus dem Nationalanlehen, zur Tilgung der 23 Millionen betragen­
den Restforderung an den Staat, einfliessenden Noten nicht im 
Eskompte- oder Vorschussgeschäfte, sondern zur Anschaffung von 
Silber und Gold verwendete. Sollte der Staat auch nach Ab­
schluss der Münzkonvention bei der einfachen Silberwährung 
bleiben wollen, so könnten die angesammelteii Goldvorräthe 
ebenso wieder ausgeführt und zu Silberkäufen verwendet werden, 
wie dies gegenwärtig aus England in grösserem Maassstabe ge­
schieht, um das zur Ausfuhr nach Ostindien nöthige Silber zu 
beschaffen. Durch Anwendung solcher Mittel würde auch die 
Nothwendigkeit Wegfällen, im Falle einer abzuschliessenden 
Münzkonvention, das in Folge der Wiederaufnahme der Baar- 
zahlungen aus der Bank in den V erkehr gekommene Silber- 
geld aus demselben wieder zurückzuziehen und einer Umprägung 
zu unterwerfen, indem diese umfassende Operation hinsichtlich 
jenes Betrages a» Edelmetall, der sich gemünzt und ungemünzt 
im Besitze der Bank befände, vor dem Beginn der Baarzahlungeu 
mit grösserer Leichtigkeit und bedeutendem Zeitgewinn sich mit 
einem Mal e vornehmen liesse.
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Ein derartiger Vorgang würde mithin den jetzigen Noten­
umlauf der Nationalbank von 366 Millionen für den Augenblick 
auf seinem Standpunkte lassen, und nur einen Theil desselben im 
Belauf von 101‘/ t Millionen auf andere Emissionsquellen. in einer 
gegebenen Zeit. z. B. im Verlaufe von 2—3 Jahren, übertragen. 
Die bösen Folgen einer raschen Verminderung der umlaufenden 
Noten waren also beseitigt. Die Erneuerung des Bankprivile­
giums könnte von der vierfachen Bedingung abhängig gemacht 
werden : erstens, dass die Summe ihrer Notenemission auf dem 
Standpunkt von 366 Millionen vor der Hand gelassen und nur 
nach Maassgabe, als die neuen Emissionsquellen geöffnet seyn wer­
den, allmälig auf 265 Millionen vermindert werde; — zweitens, 
dass die Bank binnen längstens zwei Jahren ihren Metalivorrath 
auf 161 Millionen bringen und ihre Baarzahlungen, sobald dieser 
Augenblick eingetreten seyn wird, nach vorausgegangener Einzie­
hung der 1 und 2 Guldennoten, beginnen solle; — drittens, dass 
sie die Verpflichtung übernehme, künftig für den ganzen emittirten 
Notenbetrag, der das in der angedeuteten Weise gesicherte Bank­
kapital von 104 Millionen überschreitet, eine vo lle  Metalldeckung 
bereit zu halten, und endlich viertens, dass sie der ihr durch das 
Bankprivilegium vom Jahre 1841 zugesicherten a u ssc h lie s s ­
lich en  Befugniss, Banknoten zu emittiren, unter der Bedingung 
entsage, dass die Notenemission aus den zu eröffnenden neuen 
Quellen während der Dauer des Bankprivilegiums unabänder­
lich  auf 101 y 8 Millionen fixirt werde. — und diese Ziffer in kei­
nem Falle überschreiten dürfe.

.Sie werden mich vielleicht fragen, ob der Bank Opfer dieser 
Art zugemuthet werden könnten, ohne ihr materiellen Ersatz zu 
gewähren. Ich trage kein Bedenken zu antworten, dass von einem 
materiellen Verlust, den die Bank durch eine derartige Kombina­
tion erleiden könnte, hier wohl keine Rede seyn kann, daher auch 
die Nothwendigkeit. m a ter ie llen  Ersatz zu leisten, nicht vorhan-
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don ist. Allerdings müsste die Bank bedeutende Anstrengungen 
machen, um ihren Metalivorrath auf die angedeutete Höhe zu 
bringen; allein dieses einmalige und sieh nimmer wiederholende 
Anspannen ihrer Kräfte würde darin seinen reichlichen Lohn tim 
den. dass hiedurch dieses Institut in Bezug auf sichere Fundirung 
auf einen Standpunkt gehoben würde,'den bis jetzt keine Zettel­
bank erreicht hat.

Hievon haben Sie sich durch den im Vorstehenden mitgetheil- 
tcn englischen Bankausweis überzeugen können. Als weiteren 
Beweis für meine Behauptung will ich ihnen nachfolgenden Aus­
weis der Bank von Frankreich vorlegen.

] (). A p r i f r a n z ö s i s c h e  B a n k  1 856.
Pass iva. Akt iva.

Franken Franken
Millionen Millionci

B anknotenum laut'.................. 616 Gemünztes und ungemiinztes
A k tienkap ita l........................... 91 Edelmetall .........  ........... 268

Eskomptirte Wechsel im Por-
Depositen îles S ta a te s ......... 100 tefeuille . . . 43 1

» der Privaten . . . . 163 Vorschüsse an P r iv a te ......... 138
Wechsel auf kurze S ich t. 10 » an den Staat . . 100
R eserve .................................... 17 In Staatsreuten angelegt ()Ö
V erschiedenes........................... 19 Im mobilien...................... 14

1..0I6 1,016

Sie werden mit Vergnügen wahrgenommen haben, dass die 
österr. Nationalbank ein viel besser fundirtes Institut ist. als die 
Bank von Frankreich, deren organische Gebrechen, wenn Sie sich 
die Grundsätze stren ger  O bservanz ins Gedächtniss zurück­
rufen, Ihnen sofort aufgefallen seyn werden. Sie ersehen aber 
daraus zugleich, dass diese Bank mit einem Kapital von nur 91 
Millionen Franken, im Eskompte- und Vorschussgeschäfte 569 
Millionen Franken zu verwenden im Stande war. während die Na­
tionalbank mit einem Kapital vvjt beiläufig 230 Millionen Fran­
ken in dies n Geschäftszweigen nur beiläufig 420 Millionen Fran­
ken angelegt hat.
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W olil wäre man der Bank Kompensationen anderer Art schuldig, 
mid nach meinem Dafürhalten könnt en diese für d ie Bank von grösse- 
rem Werthe seyn. indem sie ihren Kredit unendlich befestigen und 
dem Institute jene freie Bewegung innerhalb der gesetzlich fest- 
gestellten Grenzen sichern würden, welche nicht nur ein Element 
des Gedeihens, sondern auch eine Bedingung grosser finanzieller 
Resultate ist. Es dürften sich in dieser Richtung vielleicht zwei Mass- 
regeln als zweckdienlich empfehlen. Vor Allem der gesetzlich' fest­
zustellende Grundsatz, dass die Noten der Nationalbank von dem 
Augenblicke an, als sie auf der Grundlage ihrer neuen Organisa­
tion ihre Operationen eingerichtet und nach Steigerung ihrer 
Metallvorräthe auf die angedeutete Höhe, ihre Baarzahlungen 
wieder begonnen haben wird, hinfort nicht nur ein vom Staate 
begünstigtes, sondern g e se tz lic h e s  Za hl m itte l b ild en , wel­
ches Jedermann bei jeder 25 fl. Konventionsmünze übersteigenden 
Zahlung, in ihrem vollen Nenn werthe so lange anzunehmen schuldig 
ist, als die Bank fortfahrt ihre Noten gegen die gesetzliche Lan­
desmünze , nach dem gesetzlichen Verhältnisse umzutauschen. 
Eine weitere Kompensation würde darin zu finden seyn —- und 
ich glaube nicht, dass ich von Seite der Bankdirektion in dieser 
Beziehung einen Widerspruch zu gewärtigen hätte — wenn bei 
Erneuerung des Bankprivilegiums die §§. 40, 41, 42, 44, die Sie 
in Vorstehendem in der Anmerkung gelesen haben, gestrichen 
und der §. 59 lediglich auf Festsetzung jener Garantien beschränkt 
würde, die eine unausbleibliche Befolgung der fundamentalen Be­
stimmung, «lass die gesammte durch das Kapitalvermögen der 
Bank nicht gedeckte Notenmenge durch eine vo lle  Metalldeckung 
gesichert seyn müsse, gewährleisten sollen. Damit wäre die Bank 
ihrer eigentlichen Bestimmung wiedergegeben, und Sie werden 
mit mir wohl einverstanden seyn. wenn ich sage, dass ein Bank­
geschäft mit 104 Millionen Kapital und 160 Millionen Metall in 
Kassa, ein gar nettes Geschäft ist ! Ich zweifle nicht im Geringsten, 
dass die Bank selbst die grosse Wahrheit desGöthe’sc'ien Wortes :
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„In der Beschränkung zeigt sich erst der Meister.«

sehr bald lebhaft zu empfinden in die Lage kommen würde. Wegen 
der guten Dividende können Sie unbesorgt seyn. Eine Notenemis­
sion von 265 Mill. lässt, wenn auch nach P ee l schen Grundsätzen 
.50—40 Mill. im Bankdepartement als Notenreserve liegen, immer 
noch einen effektiven Notenumlauf von 230—235 Millionen zu. 
Denkt man sieh nun, dass hievon in Gemässheit der getroffenen 
Bestimmungen 40 Millionen in der Hypothekarabtheilung , ohne 
Zweifel mit Gewinn, in Verwendung sind, so bleiben für das Es- 
kompte- und Vorschussgeschäft i95 Millionen übrig. Gegenwär­
tig sind in diesen zwei Geschäftszweigen nur 171 Millionen thätig. 
und diese bilden zum überwiegenden Th.eile die Quelle, aus wel­
cher das Bankerträgniss fliesst. Durch Anwendung der Grund­
sätze strenger O bservanz würde mithin die Nationalbank das 
Feld ihrer Thätigkeit erweitert und nicht beschränkt sehen, was 
natürlich in noch grösserem Maasse stattfinden dürfte, wenn sie 
nach dem Beispiele der englischen, der französischen und anderer 
Banken dem Depositengeschäfte und der Eröffnung laufender 
llechnungen eine grössere Ausdehnung gäbe, und dadurch eine 
grosse Menge zeitweilig unbeschäftigter Geldvorräthe bei sich 
zentralisiren und durch Verwendung in ihrem Betriebe nutzbar 
machen würde.

Lassen Sie uns nun diesem Ideengang auch noch weiter fol­
gen. und versuchen wir in Bezug auf die neuen Emissionsquellen, 
die ich schon so oft erwähnt, ins Klare zu kommen.

Um sogleich verstanden zu werden, will ich Ihnen sagen, 
«lass ich darunter Länderbanken verstehe, auf welche eine Noten­
emission im Gesammtbetrage voĵ  101 '/f Millionen als Maximum 
vertheilt werden könnte indem man aut diese Anstalten die 
Grundsätze strenger O bservanz, obwohl in einer anderen Form,
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aber mit der nämlichen Konsequenz wie bei der Nationalbank, 
zur Anwendung bringen würde.

Damit Sie von dem Schrecken, den Ihnen dieser kühne Ge­
danke verursacht haben mag, sich sogleich erholen können, will 
ich Sic bitten, auf die nachfolgenden Fragen gefälligst zu ant­
worten.

Würde hiedurch die gegenwärtig umlaufende Menge des Pa­
piergeldes vermehrt, oder die Gefahr zu besorgen sevn. dass das 
Metallgeld ausgetrieben werden könnte?

Kennen Sie ein anderes wirksames Mittel, von welchem eine 
normale, rasche und befruchtende Geld Zirkulation in allen Rich­
tungen der Monarchie und ihres Geschäftsverkehrs, mit grösserer 
Sicherheit erwartet werden könnte, als von diesem?

Können Sie in Abrede stellen, dass im Wege der Filialan- 
stalten der Nationalbank, welche im Verlaufe des Jahres 1855 
einen Gesammthetrag von 88.286.731 6. eskomptirt haben, dem 
bestehenden Kreditbedürfnisse nicht entsprochen worden ist, und 
dass dieser Betrag auf dem von mir angedeuteten Wege, ohne Ge­
fahr für das Allgemeine, sich bestimmt verdoppelt, wahrschein­
lich verdreifacht haben würde?

Werden Sie bezweifeln wollen, dass die Handhabung selbst 
der gar nicht strengen amerikanischen und der viel strengeren 
englischen Bankgesetze möglich und sogar leicht seyn würde, 
wenn die Ueberwachung nur auf 14 Anstalten, und nicht, wie in 
Amerika, auf mehr als 900, und wie in England auf mehr als 260 
.sich erstrecken müsste?

Werden Sie behaupten wollen oder können, dass in diesen
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Ländern oder irgendwo sonst, wo übermässige Notenemissionen 
und deren üble Folgen zu Tage getreten sind, die Grundsätze 
strenger Observanz praktische Anwendung gefunden haben?

Werden kSie bestreiten können, dass der Vorgang, den ieh hier 
andeute, etwas Anderes als die natürliche und logische Konse- 
quenz*jener neueren volkswirtschaftlichen Richtung seyn würde, 
die sich in der Aufhebung der Frohnen, des Prohibitivsystems 
und aller jenen Massregeln der Regierung beurkundet, welche 
auf die Entwicklung aller Arten von Gewerbthätigkeit und die 
Belebung des Geschäftsverkehrs abzielen?

Ich glaube kaum, «lass Sie sich auf alle diese Fragen eine an­
dere. als eine verneinende Antwort geben können. Damit kann 
ich wohl auch Ihre Besorgnisse als gehoben betrachten, und darf 
voraussetzen, dass Sie mir die Entwicklung dieses Gedankens, wie 
derselbe mir in seinen Hauptumrissen vorschwebt . erlauben 
werden.

Als Konsequenzen der strengen Observanz ergeben sich hier 
zunächst zwei leitende Normen, die im Auge behalten werden 
müssen : Vor Allem die Feststellung des Maximums der Noten­
emissionen nach den verschiedenen Oertlichkeiten, wo die Län­
derbanken ihren Sitz hätten — und sodann die Fundirung der zu 
emittirenden Noten und die Sicherheit, welche dieselben dem 
Publikum bieten müssten.

In Bezug auf das Erstere finden Sie nachstehend eine Ta­
belle, welcheSie nicht als einen Vorschlag, sondern als eine Skizze, 
welche meine Ansicht zitfermässig veranschaulichen soll, betrach­
ten mögen. X .
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Ma x i mu m der N o t e n e mi s s i o n e n .
Millionen

In Ungarn (Pest) ..................................................................................................... 25
» Böhmen ( P r a g ) .................................................... ’ . 12
» Lombardei (M a ila n d ) .........................................................................................  14
„ Galizien (Lem berg)............................................................................................ 12
» das Venezianische (V ened ig )...........................................    8
» Mähren (Brünn) ....................... ....................................................................  5%
» S iebenbürgen ...................................................................................................... ,  4%
» Küstenland und Dalmazieu ( T r i e s t ) ..................................... G
» Steiermark (G ra tz ) .............................................................................................  3
» Oberösterreich (Linz) ..................................................................  3
» Schlesien (T ro p p a u ) ...........................................................................................  2
» Kroatien, Slavonien, Militär-Grenze (Agram) ...........    3'
» Illyrien (Klagenfurt) ......................................................................................... 2
» Tirol und V o ra rlb e rg ......................................................................................... 2

101%

Eine weitere Frage betrifft nun die Sicherheit, die den Bank­
noten dieser Art im Interesse des Publikums verschafft werden 
müsste.

Der P eeEsche Grundsatz, dass jeder durch das Kapitalver­
mögen der Bank nicht gedeckte Notenbetrag eine vo lle  Deckung 
in gesetzlich kursirendem haaren Golde haben müsse, lässt sich 
hier auch anwenden; nur braucht diese Deckung nicht ganz in 
Edelmetall zu bestehen, sobald der Grundsatz, dass die Noten der 
Nationalbank als g e se tz lic h e s  Zahlungsmittel zu gelten haben, 
bereits in Anwendung ist, indem die Nationalbank-Noten in die­
ser Voraussetzung als ein Theil dieser Deckung dienen können.

Bei einer solchen Auffassung des Gegenstandes dürften sich 
tlie nachfolgenden drei weiteren Modalitäten als leitende Normen 
empfehlen :

Erstens, dass die Aktionäre für alle Verpflichtungen der 
Bank mit dem gesammten Bankvermögen und ihrer eigenen be­
weglichen und unbeweglichen Habe verantwortlich sevn sollen.



Zweitens, (lass das im Wege dev Subskription durch inländische 
Aktionäre aufzubringende Bankkapital, binnen drei Jahren v o ll­
ständ ig  eingezahlt seyn müsse.

Drittens, dass diese Anstalten ihre Noten auf jedesmaliges 
Verlangen des Ueberbringers gegen ein g e se tz lic h e s  Z a h ­
lu n g sm itte l umzutauschen gehalten seyn sollen.

Ich glaube,dass durch vorstehende drei Grundsätze dem Pu­
blikum die möglichste Sicherheit gegeben seyn würde. Was na­
mentlich sein Bedürfniss an Noten der Nationalbank oder an Me­
tallgeld betrifft, so wäre dieses im Obigen auch gehörig berücksich­
tigt, denn cs versteht sieh ja von selbst, dass die Nationalbank 
ohnehin genöthigt wäre, ihre Filialen wenigstens an den Orten, 
wo sich solche gegenwärtig befinden, zum Umtausch ihrer Noten 
fortbestehen zu lassen. Es hätte also gar keine Schwierigkeit ge­
gen Prager Banknoten zum Beispiel, Noten der Nationalbank, 
für diese Edelmetall zu erhalten.

Wenn Sie mich nun fragen, wie ein solches Bankkapital be­
schaffen seyn solle, so werde ich Ihnen im Einklang mit den ent­
wickelten Ansichten auch nur die grösstmögliche Solidität der 
leitenden Grundsätze empfehlen.

Diesem zufolge müsste das aufzubringende Bankkapital für 
jodeLänderbank wenigstens ~/s des für dieselbe fixirten Maximums 
ihrer Notenemission betragen. Dies gäbe für eine Notenemission 
von 101*/, Millionen als Maximum, für diese 14 Anstalten ein Ka­
pital von 06% Millionen, welches Sie wahrscheinlich als genü­
gend anerkennen werden.

4

Zur Erleichterung der Aufbringung dieses Kapitals würde 
sich vielleicht, eine Modalität empfehlen, die zugleich wesentlich

8
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dazu beitragen könnte, diese Anstalten mit Bezug auf die Noten­
emissionen einer wirksamen Kontrolle zu unterziehen.

Würde man nämlich gestatten, dass das Bankkapital zu s/ e 
in österreichischen, mit 5°/0 verzinslichen Staatspapieren und 
Grundentlastungsobligationen der verschiedenen Länder, zu 2/6 
in Noten der Nationalbank und zu ‘/  in gemünztem oder unge- 
münztem Gold oder Silber eingezahlt werden könne, so wären 
hiedurch, wie es scheint, beide Zwecke erreicht.

Die Staatspapiere und Grundentlastungs-Obligationen — de­
ren Koupons jedoch halbjährig den Aktionären hinausgegeben 
würden — könnten bei dreifacher Gegensperre der Regierungs­
behörden, der Bank und der städtischen Gemeinde, unter ö ffen t­
lichem  V ersch lu ss gehalten werden. Ein nicht zum Zwecke 
eines erheblicheren Staatseinkommens, sondern zur Evidenzhal­
tung der Notenemissionen einzuführender K on tro llstem p el 
dem diese Banknoten unterworfen würden und den die betreffen­
den Stempelämter zu besorgen hätten, würde jeden Missbrauch 
der diesenAnstalten eingeräumten Befugnisse um so mehr unmög­
lich machen, als periodische Bankrevisionen bei den festgestellten, 
«lie Notenemission regelnden Grundsätzen, die Konstatirung des 
vorhandenen Baarvorrathes an gesetzlichen Zahlungsmitteln 
nämlich an Noten der Nationalbank und gemünztem und unge- 
münztem Edelmetall. — gleichwie die Anwendung der Strafbe­
stimmung- ermöglichen könnten, dass die Aktiengesellschaft für 
jeden die jeweilig zulässige Notenemission überschreitenden Be­
trag sofort mit einer Geldstrafe, welche dasDreifache dieser Summe 
beträgt, zu belegen sey. Die hier ebenso wie bei der National­
bank durchzuführende Trennung des Notendepartements vom 
Bankdepartement würde alle diese Operationen ohnedies wesent­
lich erleichtern.



Würde zu allen diesen umfassenden Garantien noch die Be­
stimmung gefügt, dass diese Anstalten ihre Rechnungsausweise 
w öch en tlich  veröffentlichen müssen, so glaube ich,dass die die­
sen Banken zu ertheilende Befugniss, innerhalb der festbestimm­
ten Grenzen Banknoten zu emittiren und a lle  jen e B an k ge­
schäfte, die der N ation a lb an k  g e sta tte t  sind, zu betreiben 
als v ö llig  gefah rlos angesehen werden könnte. Sie werden hof­
fentlich die wohlthätigen Wirkungen eines.raschen befruchtenden 
Geldumlaufs und der mannigfaltigen Beziehungen, die sich in wei­
terer Entwicklung zwischen der Nationalbank und diesen Län­
derbanken einerseits und andererseits wieder zwischen dieser und 
den verschiedenen Geldinstituten der Monarchie, und namentlich 
den vielen sich täglich vermehrenden Sparkassen herausbilden 
könnten, nicht verkennen.

Und glauben Sie nicht annehmen zu können, dass hierin zu­
gleich das einzige wirksame Mittel gefunden wäre, dem österrei­
chischen Papiergelde in Lombardo-Venetien, wo es sich bis jetzt 
nicht hat einbürgern können, Eingang und Umlauf zu verschaffen 
und dadurch einem Zustande der Dinge ein Ende zu machen, der 
mit manchen erheblichen Nachtheilen verbunden ist?

Die praktische Ausführung dieser Ideen stelle ich mir nicht 
sehr leicht, aber auch nicht unmöglich vor. In Einzelnheiten kann 
ich wohl nicht eingehcn, doch soll noch einiges Wesentliche flüch­
tig berührt werden.
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Ein fakultatives Bankgesetz, welches die Bedingungen fest­
stellte, unter welchen die Errichtung von Länderbanken innerhalb 
der nächsten drei Jahre gestattet wäre, würde nach meiner Meinung 
als eine Aufforderung an die Energie und den Unternehmungsgeist 
wirken, und bestimmt einen Wiederhall finden. Man würde sich 
aufrarten und das nöthige Kapital zusammenbringen. Ich glaube

8*
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zwar, dass der Andrang zu den Subskriptionen wegen der uner­
lässlichen Verantwortlichkeit solcher Gesellschaften weniger stür­
misch seyn würde, als wir ihn bei Unternehmungen anderer Art 
erlebt haben, indessen dürften Sie zugeben, dass dies für die Sache 
selbst nur vorteilhaft seyn könnte. Die Bestimmung, dass das 
Bankkapital binnen drei Jahren vollständig einbezahlt seyn müsse, 
wäre nicht so zu verstehen, dass die Operationen dieser Anstalten 
erst nach Ablauf dieser Periode zu beginnen hätten. Sobald der 
dritte Theil des Kapitals eingezahlt wäre, könnten die Banken 
ihreGescliäfte beginnen; jedoch müssten sich die Notenemissionen, 
mit Festhaltung des leitenden Grundsatzes in Bezug auf ihre 
Deckung, mittlerweile in verhältnissmässig engem Grenzen be- 
wegen. Ein solches Ausmaass von Zeit würde einerseits für die 
Banken genügen, um ihren Noten beim Publikum allmälig Ein­
gang zu verschaffen und andererseits die Nationalbank befähigen, 
ihre Notenemission ohne Nachtheil für den Geschäftsverkehr, nach 
Maassgabe der erüffneten neuen Quellen allmälig um den ange­
deuteten Betrag zu vermindern. Ob selbstnaehdem dies gesche­
hen, der Nationalbank gestattet seyn soll, die Filialen alsEskompte- 
Anstalten fortbestehen zu lassen, oder neue zu errichten, ist eine 
Frage, die erwogen zu werden verdient. Eine ehrliche Konkurrenz 
könnte für die neuen Anstalten als Zügel ebenso förderlich seyn. 
wie sie für das ältere und mächtigere Institut als Sporn sehr er­
wünscht seyn dürfte.

Und hiemit können wir die Besprechung der Bank- und 
Geldfrage als geschlossen betrachten. Im nächsten und letzten 
Briefe wollen wir noch einmal auf meinen Satz zurückkommen, 
dass es eine wirksamere Garantie für eine praktische Bankorga­
nisation nicht wohl geben könne, als einen Finanzminister, der 
von der Notli des Defizits nicht heimgesucht wird.



Vili.

3. Juni 1856

Mein vortrefflicher Freund, ich danke Ihnen recht sehr für 
Ihre gütigen Mittheilungen hin,sichtlich der Ideen, die ich Ihnen 
über eine Umgestaltung unseres Bankwesens entwickelt habe. Sie 
sollen sorgfältig erwogen werden. Mittlerweile ist mir auch von 
anderer Seite darauf Bezügliches bekannt geworden. Ich beeile 
mich. Ihnen davon Kenntniss zu geben, damit wir die Bespre­
chungen nunmehr schliessen können. Nachfolgend erhalten Sie 
den Inhalt eines Zwiegespräches, welches vor Kurzem zwischen 
einem meiner Freunde und jenem sehr geachteten alten Bekann­
ten, der in die vorgehenden VII Briefe durch Ihre Indiskretion 
Einsicht genommen, stattgefunden hat. Bei diesem Anlasse wur­
den auch die nach meinem VII.Briefe noch rückständigen Punkte 
berührt, ich kann mich daher der Nothwendigkeit überhoben er­
achten, sie jetzt weiter auszuführen, da mein Freund meine Ideen 
sehr gut vertreten hat. DerFreimuth. mit welchem sich sein Gegner 
auszusprechen pflegt, der gerade Sinn, der ihn kennzeichnet, sind 
kostbare Eigenschaften. Ein Freund der armen Ungarn ist er wohl 
nicht, aber das hatte auf den Gegenstand der Erörterung keinen 
weiteren Einfluss. Es scheint, dass diese Abneigung mehr in einer
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alten Gewohnheit, als in einem sonstigen Grunde wurzelt. Wie 
Sie sehen werden, hat der Mann mich durchaus nicht geschont 
und die Erörterung war mitunter eine sehr lebhafte. Ich freue 
mich sehr, dass die beiden Gegner trotz dem als die guten Freunde 
schieden, die sie zu unserer Freude sind und hoffentlich stets blei­
ben werden. Mein Gegner ist durchaus wohlwollend und nicht 
im Geringsten geneigt, seine Ansichten den Andersdenkenden 
aufzudrängen. Seine Kritik ist jedenfalls sehr beachtenswerth 
und ich will Ihnen die Kenntniss derselben nicht vorenthalten. 
Sie kennen es an ihm, dass er gerne die Dinge nach allen ihren 
Beziehungen ins Auge zu fassen pflegt, und so kam es, dass die 
Politik nicht ganz vermieden werden konnte. Mein junger Freund 
hat mich kräftig und mit jenem Feuer, das der Jugend eigen ist 
und dieselbe hie und da über das Ziel hinaus fortreisst, vertheidigt. 
Wir wollen den einen S in ceru s, den anderen A m icus nennen. 
Doch hören Sie gefälligst nunmehr, wie sich das Gespräch entspon- 
nen und welchen Verlauf dasselbe gehabt hat,

S in ceru s. Sie wissen, dass ich meine Ansichten ohne Kompli­
mente, rund heraus zu sagen pflege. Sie werden daher nicht über­
rascht seyn. wenn ich sage, dass mich die Bank- und Finanzpläne 
Ihres Freundes ganz und gar nicht befriedigen. Es ist sehr leicht 
zu sagen, dass man mit Herrn Sylvester, der das Defizit durch 
Erhöhung der alten und Einführung neuer Steuern decken will, 
nicht einverstanden ist. Die Herren Ungarn, namentlich vom Adel, 
sind nun einmal Feinde der Steuern, und wie dringend auch die 
Bedürfnisse des Staates sind, wollen sie von grösseren Lasten 
nichts hören. Hier liegt der wahre Grund der unmotivirten Ein­
wendungen gegen die sehr beachtcnswerthen Vorschläge des 
Herrn Sylvester.

A m icus. Sie haben meinen Freund vor lfi Jahren nicht so 
streng beurtheilt. als er in einem damals wenig beachteten und



seitdem vergessenen Buehe die Abschaffung der adeligen Steuer­
freiheit. die Heranziehung eben dieses Adels zu den Kosten der 
inneren Verwaltung und der inneren Kommunikationsmittel, so 
auch die Ablösung der Frohnen in Vorschlag brachte.

S incerus. Es hat seit jener Zeit sich Vieles geändert und es 
handelt sich davon, die Wahrheit zu sagen.

A m icus. Wir könnten aber in dieser Erörterung die leidige 
Politik bei Seite lassen.

S incerus. Ich wollte es gerne, wenn nur der Bockfuss nicht 
überall hervorblickte. Es ist nun einmal die Gewohnheit gewisser 
Herren, insbesondere der Herren Ungarn, alles zu kritisiren, aber 
nichts Konkretes, geschweige denn etwas Besseres vorzuschlagen. 
Es ist die alte noch nicht abgelegte Gewohnheit, Opposition zu 
machen, welche jetzt mit der passiven Renitenz vertauscht wird, 
an die sich zwar Niemand kehrt, die aber doch nicht verfehlen 
kann, die Schwierigkeiten zu vermehren. Mit Bezug auf die hoch­
wichtige Valutafrage, vermisse ich in den Ansichten Ihres Freun­
des das Praktische, das einen baldigen Erfolg Versprechende. Er 
will die Kalamität des Agios noch jahrelang fortdauern lassen.

Am icus. Das Agio ist von seinem Willen ganz unabhän­
gig. Von passiver Renitenz können Sie wohl nicht sprechen 
höchstens von einer passiven Assistenz. Sie wissen wohl, dass 
von der Ertheilung des Segens bei dieser keine Rede ist. aber Sie 
begehren ihn ja auch nicht; müssen also damit zufrieden seyn. 
Und, wie wollen denn Sie dazu gelangen, das Geldwesen in sein 
normales Geleise zurück zu führen?

S in ceru s. Durch die-baldigste Aufnahme der Baarzahlun- 
gen von Seite der Bank. Das ist der sicherste und einzige Weg.
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Sobald für Banknoten die Zwanziger bei der Bank gratis zu haben 
sein werden, wird Niemand mehr zum Wechsler gehen und das 
Agio muss sogleich aufhören.

A m icus. Allerdings; aber wie wollen Sie diesen Versuch 
machen, da die Bank am letzten Mai nur 57 Millionen Gulden 
Silber gegen 368 Millionen umlaufende Banknoten besessen hat?

S in ceru s. Von heute auf morgen braucht es ja nicht zu ge­
schehen. Wenn jedoch die Bank monatlich um 7—8 Millionen 
Silber kaufen würde, so könnte es doch höchstens in einem hal­
ben Jahre geschehen und nicht in zwei bis drei Jahren.

Am icus. Sechsmal sieben macht zweiundvierzig. Zu sol­
chen raschen Anschaffungen wären mehr als 42 Millionen Bank­
noten in sechsMonaten erforderlich. Woher sollen diese kommen? 
Wenn die Bank durch Einschränkung ihres Eskompte und ihrer 
Vorschüsse diese 42 Millionen Banknoten aus dem Umlaufe zöge, 
um sie zu Silberanschaffungen zu verwenden , so würden die 
nachfolgenden Ergebnisse kaum ausbleiben. Schon der Versuch 
allein im Inlande Silber in grösseren Massen zu kaufen, müsste 
die Silberpreise wieder in die Höhe treiben, und der Versuch 
selbst doch misslingen, da im Inlande keine beträchtlichen Silber- 
vorräthe zu finden sind. Es müsste also dieser Versuch im Aus­
lande gemacht werden. Wie wird es aber mittlerweile im Inlande 
aussehen? Zieht die Bank monatlich 7—8 Millionen aus ihrem 
Vorschuss- und Eskomptegeschäft zurück, so muss die ohnedies 
arge Geldklemme ganz unerträglich werden. Und dies wäre doch 
eine noch grössere Kalamität als das Agio. Bemerken Sie ferner, 
dass die Banknoten, die zu Silberankäufen ins Ausland wandern 
würden, als Rimessen wieder zurückkommen müssten. Es durf­
ten jetzt die ersten Einzahlungen für die verschiedenen Eisenbah­
nen und für die Kreditanstalt vielleicht die zweite Einzahlung
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nächstens ausgeschrieben werden. Die meisten ausländischen Ak­
tienbesitzer werden gewiss gern in österreichischen Banknoten 
zahlen, und diese Absicht auch zur Ausführung bringen können, 
wenn grössere Quantitäten Banknoten ins Ausland gehen, und 
dort als Rimessen nach Oesterreich ausgeboten werden. Es würde 
also die Aussicht vereitelt, dass wir auf diesem Wege vom Aus­
lände Metallgeld erhalten können, worauf doch auch die Mass- 
regeln der Finanzverwaltung zu deuten scheinen. Mein Freund 
scheint den Zweck dieser Massregeln nicht unrichtig aufgefasst 
zu haben. Der Vorschlag, die Bank möge Wechsel auf fremde 
Plätze kaufen, und sich auf diese Weise Silber verschaffen, dürfte 
kaum zum Ziele führen. Diese Operation hätte die Folge, dass 
Geschäftsleute, die Geld in das Ausland senden müssen, viel 
schwerer fremde Wechsel erhalten könnten, und Silber beim 
Wechler kaufen und hinaussenden müssten. Eine Vermehrung 
des Silbervorrathes im Wege der direkten Einfuhr würde also 
nicht stattfinden.

S in ceru s. Auf diese Hoffnung habe ich nie stark gebaut. 
Ich glaube vielmehr, dass sehr viel Metallgeld vergraben ist, und 
dass es wohl Mittel gibt, um es aus seinem Versteck herauszuho­
len. Das wird uns dem Ziele näher bringen, als wenn wir die 
Aktien unserer industriellen Unternehmungen an dar. Ausland 
verkaufen, und auf diesem Wege Metallgeld hereinziehen wollen. 
Die Zin sen und Dividenden dieser Aktien werden uns das erhal­
tene Metallgeld wieder entziehen, woran mir übrigens nicht viel 
gelegen ist. da ich die Ansicht, dass wir so bedeutende Quanti­
täten Metallgeld im Verkehre benöthigen. überhaupt für eine 
irrthümliche. und den Gedanken Ihres Freundes, dass man in der 
Bank IGO Millionen Silber aufhäufen und erst dann die Baarzah- 
lungen beginnen soll, für einen ganz verkehrten und sogar sehr 
schädlichen erklären muss. Wir brauchen den Parikurs, und 
wenn wir diesen haben, so reduzirt sich das Bedürfniss an Silber-
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rrpld für den täglichen Verkehr auf eine Kleinigkeit Auch muss 
ja Silber im Wege des Ausfuhrhandels wieder hereinströmen. Die 
Ansichten Ihres Freundes über die „strenge Observanz“ klingen 
als Theorien recht schön. Aber wir brauchen das gar nicht. Un­
ser Publikum braucht nur zu sehen, dass für die Banknoten das 
Silber al pari zu haben ist und um das Weitere kümmert es sich 
nicht. Das kümmert nur die Professoren. Es wäre also ganz zweck­
los, diese enorme Menge Silbers in der Bank aufzuhäufen — 
wo es sodann todt liegen würde, — nur um sagen zu können, dass 
wir eine der englischen ähnliche Bankorganisation haben. Oester­
reich ist nicht England. Ich will überhaupt von diesem perfiden 
Inselvolk nichts wissen. Sein Benehmen im Jahre 1848 bleibt 
unvergessen, trotz und wegen der Pariser Konferenzen im Jahre 
1856. Wenn es sich davon handeln könnte, irgend Etwas nachzu­
ahmen, so würde ich mich eher an die französischen Muster hal­
ten. Aber auch hievon sollte die Rede nicht seyn. Wir sind auf 
Deutschland angewiesen, nur deutsche Kultur kann unsere mora­
lischen und materiellen Kräfte zur vollen Entfaltung bringen, wir 
müssen in Deutschland geistig gleichsam aufgehen, dort ist der 
Angelpunkt unserer Politik und der Haltpunkt selbst für unsere 
materiellen Interessen.

A m icus. Gegen die Verbreitung intellektueller Kultur, so­
bald sie mit der sittlichen gleichen Schritt hält, wird mein Freund 
gewiss nichts einwenden. Den Vorzug, den Sie französischen Mu­
stern geben, lasse ich unerörtert, nur muss ich recht sehr bitten, 
ja nicht die französischen Ausgabe - Budgets als Muster aufstel­
len zu wollen. Mein Freund wollte sich in keine politischen Er­
örterungen einlassen —- um so weniger will ich Ihnen auf das 
Feld allgemeiner Politik folgen. Ich bemerke nur nebenbei, dass 
wenn Oesterreich nicht England. Oesterreich ebenso wenig 
Deutschland ist. Es steht Ihnen frei, ein Gravitiren nach und ein 
Kokettiren mit Deutschland für die beste Politik zu halten. Sie
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werden wahrscheinlich auch die Mission Deutschlands im Osten 
sehr hoch anschlagen. Den Beweis für diese Ansichten erwarten 
wir noch von Ihnen, im Verlaufe der orientalischen Krisis haben 
Sie ihn bestimmt nicht gefunden. Ihr Ausspruch mit Bezug auf 
ein geistiges Aufgehen in Deutschland schmeckt zu sehr nach 1848 
und der Paulskirche. Die österreichische Monarchie hat beiläufig 
38 Millionen Einwohner. Nun wissen Sie selbst, dass von dieser 
respektablen Zahl mehr als 3/4 keine Deutschen sind und es auch 
nicht AVer den Avollen. Es ist die ärgste aller Mystifikationen, sich 
selbst oder Anderen einreden zu Avollen. dass diese Abneigung 
nicht eine sehr entschiedene und ernste ist. Um aber bei unserm 
Gegenstände zu bleiben, bitte ich Sie zu bemerken, dass Avir vor­
läufig kein anderes Mittel besitzen, ein Hereinströmen von Metall­
geld aus dem Auslande nach Oesterreich herbeizufiihren, als auf 
dem Wege, den nicht mein Freund erfunden, sondern die Finanz- 
Verwaltung selbst eingeschlagen hat. Hätten Avir den Geldreich­
thum von England oder Holland, so würden wir zu unseren Eisen­
bahnen und anderen Unternehmungen fremde Kapitalien nicht 
nöthig haben. Bei der bestehenden Sachlage müssen Avir Aktien 
und andere Werthpapiere verkaufen, um uns Kapital zu verschaf­
fen. Wird dieses nützlich angelegt, treten vollkommene Verkehrs­
strassen ins Leben, wird der landwirtschaftlichen und gewerbli­
chen Industrie das nöthige Kapital gegen angemessene Bedingun­
gen zugewendet, so muss der Bodenwerth sich bedeutend erhöhen 
die Arbeit in allen Richtungen und folglich die Produktion einen 
AufschAvung nehmen. Ein vermehrter Ausfuhrhandel Avird nur 
die Aveitere Folge dieser Vorbedingung seyn können. Sie müssten 
also in Ihren Erwartungen getäuscht werden, Avenn Sie voraus­
setzen Avollten, dass das dem Verkehr abgehende Metallgeld im 
Wege des Ausfuhrhandels schon jetzt sich herbeischaffen lasse. In 
Folge der im Jahre 1848 eingetretenen Störungen in unserem öko­
nomischen Gesammtzustande hat — Avohl nur vorübergehend -— 
auch unser Ausfuhrhandel sehr gelitten. Vorläufig Averden Aviv
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gere Zeit hindurch einen stehenden Artikel unseres Ausfuhrhan­
dels bilden. Werden wir reicher und wächst unsere Ausfuhr an 
anderen Artikeln in bedeutendem Maasse. so wird es unseren 
Kunden häufig sehr unbequem werden. uns mit baarem Gelde zu 
zahlen, sie werden uns daher unsere Werthpapiere wieder als Zah­
lung zurücksenden. Dann werden wir sie wieder zurückkaufen 
können. Bis dahin werden freilich zumeist Ausländer die Zinsen 
und Dividenden so mancher Unternehmungen beziehen. Allein 
das eingeführte Kapital wird unseren Geldvorrath, seine zweck­
mässige Anlage den Werth unseres Eigenthums, die Vervollkomm­
nung der Verkehrswege und die Vermehrung der Arbeit, die 
Zirkulation des vorhandenen Geldes vermehrt, hie und da verdop­
pelt oder verdreifacht haben, — mithin wird das Hinausströmen 
der Zinsen und Dividenden von keinem Nachtheil begleitet seyn. 
der nicht durch viel grössere Vortheile aufgewogen würde.

S in ceru s. Wenn das auch Alles wahr wäre, so brauchen 
wir doch mit der Wiederaufnahme der Baarzahlungen nicht so 
lange zu warten, bis 160 Millionen Silber in der Bank vorräthig 
seyn werden.

Am icus, Wenn wir aber diese Operation zu früh beginnen, 
so setzen wir uns der Gefahr aus. dass die gemachten Anstren­
gungen. um die Bankkassen mit Silber zu füllen, sich als vergeb­
lich erweisen. Sie reden von monatlichen Silberanschaffungen im 
Belaufe von 7—8 Millionen, und widerlegen meine dagegen ge- 
äusserten Bedenken nicht. Die Thatsaehen sprechen für mich 
Der Silbervorrath vermehrt sich jetzt monatlich um beiläufig 
3 Millionen. Um also vom Stande des letzten Mai. nämlich 
von 57 Millionen, auch nur auf 90 zu kommen, braucht man noch 
beiläufig ein volles Jahr und nicht sechsMonate.



Sinceras. Also nicht zwei bis drei Jahre, wie es Ihr Freund 
haben möchte. Und warum soll man dann nicht sofort die Baar- 
zahlungen beginnen können?

Am icus. Aus dem einfachen Grunde, weil der Verkehr, wenn 
das nöthige Metallgeld nicht auf anderem Wege herbeigezogen 
wäre, sein ganzes Bedürfniss aus der Bank wird holen wollen, 
und dann könnte es dahin kommen, dass in kurzer Zeit von die­
sen 90 Millionen wieder nur .30—40 in der Bank Zurückbleiben. 
Diese Summe werden Sie aber doch wohl für ein zu fferinires 
Reservoir halten. Wenn man hingegen die Baarzahlungen mit ei­
nem sehr beträchtlichen Baarfond beginnt, kann ein Abfluss von 
30—40 Millionen keine nachtheiligen Folgen haben. Man muss 
vollkommen gerüstet seyn, um die Probe bestehen zu können. Ist 
man früher als in zwei bis drei Jahren in einer solchen Verfassung, so 
würde mein Freund gewiss der Letzte seyn, um einen weiteren 
Aufschub zu befürworten. Auch kann man den Banknoten-Umlauf 
in einem beträchtlichenMaasse nicht vermindern wollen, insbeson­
dere bevor mehr Metallgeld eingeströmt ist. Man würde ja da­
durch den gesammten Verkehr sehr ernsten Verlegenheiten aus­
setzen. Diese Rücksicht scheint ein zu rasches Vorgehen ernstlich 
zu widerrathen und ich theile in dieser Beziehung vollkommen 
die Ansichten meines Freundes, die ich nicht widerlegt finde. Es 
handelt sich vor Allem darum, das erschütterte Vertrauen des 
Publikums zu der Banknote vollends herzustellen. Dies muss das 
Näherrücken des Parikurses um so mehr beschleunigen, als auch 
die Dauer desselben nur von dieser \ orbedingung erwartet wer­
den kann. Wenn dieses Vertrauen vollkommen hergestellt ist, so 
wird das Publikum keine Ursache haben, aus der Bank mehr Sil 
her zu ziehen, als sein effektives Bedürfniss erheischt. Ich habe 
das Agio stets als ein tägliches Misstrauensvotum der europäischen 
Börsen gegen unser Papiergeld angesehen. Es leuchtet ein. welche
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Wirkung es haben müsste, wenn es gelingt, dasselbe in ein Ver­
trauensvotum umzu wandeln.

S incerus. Da Ihr Freund aber die Bank aut eine Noten­
emission von 265 Millionen reduziren möchte, so werden Sie bei 
näherer Erwägung selbst einsehen, dass die Ansammlung eines 
Baarvorrathes von 160 Millionen vollkommen überflüssig ist und 
die Wiederkehr normaler Geldverhältnisse unnöthiger Weise ver­
zögern muss.

A m icus. Es handelt sich nicht sowohl von der Wiederkehl 
als von der Begründung normaler Geldverhältnisse, und wenn 
diese Aufgabe zu lösen ist. so lohnt es wohl die Mühe, darauf' 
zwei bis drei Jahre zu wenden.

S incerus. Durch diese Antwort werden meine Bedenken 
wegen den 160 Millionen nicht beseitigt. Es wäre dies eine Summe 
grösser als der Baarfond, den die englische Bank gewöhnlich zu 
halten pflegt. Ihr Freund will also das ihm vorschwebende Mu­
ster sogar überbieten.

Am icus. Auch nach meiner Ansicht wäre in Rücksicht der 
veränderten Verhältnisse und der ganzen neueren Richtung der 
österreichischen Finanzpolitik eine einzige Zettelbank, für eine 
12,000 j_J Meilen grosse Monarchie mit 38 Millionen Einwohnern 
nunmehr ein vollkommener Anachronismus. Gleichwohl würde, 
wie Sie gesehen, der Nationalbank, als dem zentralen Geldinsti­
tut der Monarchie, deren Noten als gesetzliches Zahlmittel gelten 
würden, stets die wichtigste Rolle zugewiesen bleiben. Und ge- 
rade aus diesem Grunde müsste das Papier derselben eine Fundi- 
rung erhalten, so dass ihre Noten mit einem Male und mit vollem 
Recht zu den besten der eivilisirten Welt gezählt werden können. 
Die acht Jahre verdienten Misskredites sollten wir ein für allemal
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vergessen machen. Warum sollten wir nicht eine gründliche Heilung 
vornehmen, wenn dieselbe möglich ist? Unser Geldwesen krän­
kelt auch an einer anormalen Zirkulation. Das ausschliessliche 
Privilegium der Nationalbank, Banknoten zu emittiren, ist mit der 
neueren Finanzpolitik der Regierung im Widerspruch. Von einer 
solchen Ausschliesslichkeit wird ein anormaler Geldumlauf stets 
unzertrennlich bleiben. Um nun ein Papiergeld zu erhalten, wel­
ches ebenso gut wie Metallgeld, und um demselben mit Beruhi­
gung eine allgemein gesetzliche Zahlkraft verleihen zu können, 
brauchen wir eine überreiche Fundirung desselben. Hiedurch 
vermindern wir das Bedürfniss an Metallgeld und sichern uns zu­
gleich eine genügende Silber-Reserve. Es scheint auch mir, dass 
ein Dutzend Zettelbanken, in passenden Lokalitäten errichtet, gut 
fundirt, mit einer unabänderlich fixirten mässigen Notenemission, 
nicht nur gefahrlos wären, sondern äusserst wohlthätig wirken 
müssten. Obwohl eine Vermehrung des umlaufenden Zettelgeldes 
auch nach meinem Dafürhalten ebenso wenig rathsam wäre als 
eine beträchtliche Verminderung desselben, so glaube ich doch, 
dass eine derartige Vertheilung der Zirkulation in ihren Wirkun­
gen einer Verdoppelung, vielleicht Verdreifachung des in diesen 
Ländern umlaufenden Zettelgeldes gleiehkommen würde. Diese 
Banken würden die Brennpunkte werden, um welche sich die 
linanziellen und materiellen Interessen dieser Länder, und die ge­
meinnützigsten, dem Börsenspiel entrückten Thätigkeiten gruppi- 
ren könnten. Glauben Sie nicht vielleicht selbst, dass an diese 
sich anlehnend und sich auf dieselben stützend Versicherungsge­
sellschaften und Hypothekar-Institute sich bilden würden? Auf 
die letzteren legt mein Freund wahrscheinlich ganz beson- 
dern Nachdruck, trotzdem, dass die so sehnlich erwartete und 
gewiss sehr zeitgernässe Hypothekarabtheilung der Nationalbank 
mit dem 1. Juli zu wirken beginnen soll. Denn Sie werden wohl 
zugoben. dass ein mit 40 Millionen dotirtes Hypothekarinstitut, 
sollte es auch bis zu der als äusserste Grenze statuirten Ausgabe
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von 200 Millionen Pfandbriefen schreiten wollen, dem grossem 
Kreditbedürfnisse des Grund- und Hausbesitzes, selbst mit an­
dern als den festgestellten Modalitäten, nicht genügen dürfte, in­
dem die beschlossenen Maassregeln gerade dahin abzielen, die An­
lage von Kapital in Grund und Boden, selbst da wo dies früher 
nicht der Fall war, gewinnbringend zu machen.

S in ceru s. Kommt Zeit, kommt Rath. Vorerst haben wir 
uns des Gegebenen zu erfreuen und davon den bestmöglichsten 
Nutzen zu ziehen, ohne uns in eine voreilige Kritik einzulassen. 
Die Behauptung, dass eine einzige Zettelbank nunmehr ein 
Anachronismus sey, halte ich für sehr gewagt, und vermisse 
ihre Begründung. In Frankreich besteht eine einzige Zet­
telbank und Ihr Freund oder Sie werden doch nicht sagen wollen, 
dass Sie besser wissen, als die Franzosen, was denselben frommt.

A m icus. Auch sprach er nicht von den Franzosen, sondern 
von uns. Frankreich ist ein an Metallgeld reiches Land. Dort 
mag eine Zettelbank vielleicht genügen. Vor 1848 waren, wie Ih­
nen bekannt seyn wird, deren mehrere vorhanden und sie wirk­
ten gut. Bei der dazumal eingetretenen gewaltigen Umwälzung, 
bei der an allen Ecken und Enden hervorbrechenden Anarchie, 
mögen es die leitenden Männer für dienlich erachtet haben, einer 
gänzlichen Desorganisation des Geldwesens durch Aufhebung der 
departementalen Banken vorzubeugen. Und hiebei blieb es bis 
zum heutigen Tage. Es würde uns zu weit führen, wollten wir 
uns in eine Analyse der dortigen Zustände einlassen.

S incerus. Das wollen wir nicht, aber wir können auf das 
was dort besteht und gedeiht, z. B. auf die Kraft und die Erfolge 
einer festgegliederten zentralisirten Verwaltung und die guten 
Folgen, die eine einheitliche Leitung des Papiergeldwesens im 
Wege einer einzigen Zettelbank hervorbringt, mit Recht hin wei­
sen. Ihr Freund wird solches freilich ungerne hören, da die Re-
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miniszenzen an die ungarische Sonderstellung in seinem Kopfe noch 
nicht erloschen seyn mögen.

Am icus. Sie wollen mich schon wieder in eine politische 
Erörterung verwickeln. In Bezug auf Zentralisation halte ich das 
Goethe’sche Wort: „in der Beschränkung zeigt sich erst der Mei­
ster“ für vollkommen wahr. Auf dieses Thema kann ich mich des 
Näheren nicht einlassen. Ich muss Sie nur darauf aufmerk­
sam machen, dass die Analogien, die Sie etwa zwischen Oester, 
reich und Frankreich aufstellen wollten, nimmermehr zutreffen 
können. Um von allem Andern zu schweigen, hatte Frankreich 
1789 eine gewaltige Revolution, durch welche alles früher Be­
standene umgestürzt und dies grosse Reich in ein grosses nivellir- 
tes, in 86 Unterabtheilungen zerschnittenes Administrationsobjekt, 
seine Bevölkerung in homogene Besteuerungssubjekte unter 
gleichzeitiger Vertilgung aller provinziellenBesonderheiten umge­
schaffen, oder eigentlich aufgelöst worden ist. Um nun diese losen, 
alles organischen Zusammenhanges ledigen Massen Zusammenhal­
ten und beherrschen zu können, hat der grosse Napoleon jenen 
eisernen zentralisirten administrativen Mechanismus erfunden, 
dessen Geist sich nunmehr in jeder Richtung geltend macht 
und offenbart, und den alle seitdem entstandenen und wieder ver­
schwundenen Gewalten als unentbehrlich erkannt haben und das 
Volk selbst, in der dunklen aber richtigen Erkenntniss, dass es 
im Zerstören stark, im Gestalten schwach ist, willig über sich er­
gehen lässt. Im Grossen und Ganzen stellt sich trotzdem das Er­
gebnis« heraus, dass dort die Revolution in der einen oder anderen 
Gestalt, aber ununterbrochen fortlebt und webt. Dahin ist es bei 
uns, Gott sey’s gedankt! nicht gekommen. Sie wissen es besser als 
ich, dass weder der Wiener Studenten-Kravall, noch die Press­
burger Juraten-Emeute vom Jahre 1848, obwohl im späteren Ver­
lauf beide zu sehr ernsten Gefahren herangewachsen sind, diese 
Richtung hatten, oder diese Macht haben konnten. Daher kommt

t»
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es, dass bei uns die Revolution sieh unfähig erwiesen hat, etwas 
gründlich zu zerstören, oder auch nur den so sehr verschrienen 
vormärzlichen Zopf vollends wegzufrisiren, — da seihst unsere 
erleuchtetsten Staatsmänner denselben bei Gelegenheit noch her­
vorholen und sich seiner Dienste erfreuen — daher kommt es, 
dass wir zu unserem Glücke keine Departemente, sondern Länder 
haben, mit den mannigfachsten scharf hervortretenden Eigenthüm- 
lichkeiten und sehr veschiedenen materiellen agrikolen und ge­
werblichen Interessen, und endlich, dass zu unserem noch grösse­
ren Glücke, Wien nie die Rolle von Paris wird spielen können.

S incerus. Das gehört durchaus nicht zur Sache. Die Län­
der bestehen allerdings und die Aufgabe besteht darin, ihre Ge- 
sammtkraft zu dem einheitlichen Zwecke der Wohlfahrt und Si­
cherheit des Reiches zu konzentriren. Die Mittel müssen immer 
dem Zwecke untergeordnet seyn.

A m icus. Sie wollen wohl sagen: die Mittel müssen, um den 
Zweck zu fördern, passend gewählt werden. Hieraus werden Sie 
aber doch die Nothwendigkeit einer einzigen Zettelbank ebenso 
wenig folgern wollen, als es meinem Freunde in den Sinn kam, die 
Nothwendigkeit mehrerer Zettelbanken deshalb zu behaupten, 
weil diese Länder bestehen. Er erklärt sie für nothwendig, weil 
ilie Gründung solcher Zettelbanken, wenn sie mit der gehörigen 
Vorsicht stattfindet, eine normale und rasche Geldzirkulation, die 
in ihren Wirkungen einer bedeutenden Geldvermehrung gleich 
kommt, unfehlbar herbeiführen müsste, während die so sehr ver­
schiedenen finanziellen, agrikolen und gewerblichen Interessen die­
ser Länder, in dieser Weise besser als nach dem bisherigen Ver­
fahren zur Geltung und Berücksichtigung gelangen würden.

S in ceru s. Diesem Bedürfnisse kann durch die Filiale der 
Nationalbank, oder durch Eskompte-Anstalten viel besser ent-
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sprechen wei’den. Der Plan Ihres Freundes würde eine gehörige 
Ueberwachung des Geldwesens sehr erschweren, wenn nicht un­
möglich machen. Und wo wollen Sie die vielen passenden Indivi­
dualitäten finden, um denselben diese schwierige Mission mit 
Beruhigung in die Hände geben zu können?

A m icus. Wenn Sie die Ueberwachung auf das Unerläss­
lichste beschränken, können Sie eine ausreichende Wirksamkeit 
derselben mit Sicherheit erwarten. Mit einer fixirten Notenemis­
sion lässt sich die Ueberwachung sehr leicht vollziehen. Wien hat 
jetzt das Monopol einer Zettelbank, aber das Monopol der passen­
den Individualitäten hat es nicht. In das eigentliche Bankgeschäft 
braucht man sich nicht einzumischen. Alle Sparkassen, Versiche­
rungsgesellschaften, Dampfschiffs- und Eisenbahnkompagnien, so 
wie auch die Kreditanstalt verwenden ihre disponiblen Fonds zum 
Eskompte- und Vorselmssgeschäfte. Dasselbe thun die Banquiers 
und Kaufleute. Werden Sie überall einen Regierungskommissär 
hinstellen wollen, um diese Operationen zu kontrolliren?

Sincerus. Hier besteht ein grosser Unterschied. Die Ban­
ken sind, wie es Ihr Freund selbst ausführlich erörtert hat, Geld­
fabriken.

Am icus. Gerade aus dieser Ursache müssen ihre Noten­
emissionen scharf begrenzt, beziehungsweise unabänderlich fixirt 
und streng überwacht werden. Aber ein Mehreres scheint auch 
mir überflüssig. Sobald der Staat glaubt alles machen zu können, 
oder zu müssen, macht er entweder gar nichts, oder sehr wenig, 
oder können auch Andere nur wenig oder nichts maciién.

S incerus. Ich sehe, dass auch Sie ein Feind halber Maass­
regeln sind. Die 14 Banken Ihres Freundes wären aber auch nichts 
Anderes, denn dieselben hätten durch 30 Jahre ein Monopol der 
G e 1 dfabrikat i on.

9*
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A m icus. Diesem muss ich widersprechen. Die Geldfabri- 
kation ist ein Attribut der souveränen Gewalt. Mein Freund 
scheint mir die vorhandene Menge des Zettelgeldes als etwas 
Gegebenes anzunehmen, und nur um dessen zweckmässigen Um­
lauf zu sichern, ihre Vertheilung auf 14 Anstalten zu befürworten 
Eine Konkurrenz dieser und der Nationalbank, so wie anderer 
Geldinstitute mit diesen, sehliesst schon an sich den Begriff des 
Monopols aus, und könnte nur das Interesse des Publikums för­
dern, ohne dem Schwindel irgend Vorschub zu leisten, da nach 
den angedeuteten Grundsätzen die Grenzen, innerhalb deren diese 
Anstalten sich halten müssen, sehr scharf gezogen sind. Es mag 
seyn, dass mein Freund für den Augenblick des Guten etwas zu 
viel anstrebt, aber im Grossen und Ganzen muss ich mich seinen 
Ansichten ansehliessen.

S in ceru s. Ich kann mich mit dem Grundsätze einer fixirten 
Notenemission überhaupt nicht befreunden. Wer kann heute sa­
gen, wie sich das Bedürfniss des Verkehrs an papiernen Zahlmit­
teln in zwanzig bis fünfundzwanzig Jahren gestalten wird?

A m icus. Wollen Sie in dieser Beziehung keine Grenze sta- 
tuiren, so können Sie ein gut organisirtes Geldwesen nimmermehr 
begründen und müssen das Erlebte sich häufig wiederholen sehen. 
Ohne hinlängliches und gut organisirtes Geld können selbst die 
besten Maassegeln einer fortgeschrittenen Finanzpolitik nur eine 
unvollständige Wirkung äussern. Es kommt hier zunächst auf 
die Festhaltung des leitenden Grundsatzes an, nämlich, dass die 
Vermehrung der papiernen Geldart von der wahrnehmbaren Ver­
mehrung der metallenen abhängig bleibe. Wie Sie bemerkt haben 
werden, wäre die Nationalbank, als der grosse Regulator des Geld­
wesens und Besitzer des Metallgeldreservoirs, nicht an eine zif- 
lermässig fixirte Notenemission, sondern nur an diesen Grundsatz
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gebunden. Würde im Verlauf der Zeit ihr Baarvorrath die Summe 
von 160 Millionen überschreiten, so würde sich ihre Notenemis­
sion entsprechend erhöhen können. Die ziffermässig fixirte Noten­
emission würde sich nur auf die Länderbanken beziehen, die eine 
verschiedene Aufgabe hätten, mithin auch in anderer Weise orga­
nisât seyn müssten. Gegen diese Ansichten meines Freundes, die 
mir gut motivirt scheinen, haben Sie nichts vorgebracht, was 
meine Meinung ändern könnte.

S incerus. Selbst nach Ihren Erläuterungen kann ich mich 
nicht zufrieden geben. Wenn sich der Verkehr wieder mit Metall­
geld füllen sollte, so dürfte eine Notenzirkulation von 360 Mill 
jedenfalls zu gross und vom Uebel seyn.

A m icus. Das entbehrliche Metallgeld wird in diesem Falle 
ausgeführt werden. Es kann dies, wenn die Banken nach den 
Grundsätzen „strenger Observanz“ organisirt sind, ohne Naeh- 
theil geschehen, denn das Nothwendige muss darum doch in den 
Banken und im Verkehr Zurückbleiben. Wir brauchen uns übri­
gens vor einem Geldüberfluss noch lange nicht zu fürchten, sobald 
wir eine rasche und befruchtende Zirkulation des Geldes möglich 
gemacht haben.

S in ceru s. Auch Sie übersehen hiebei dasjenige, was in die­
sen Beziehungen von der Kreditanstalt und von der Hypothekar­
abtheilung der Nationalbank mit Recht erwartet werden kann. 
Die Kritik der Kreditanstalten, die Ihr Freund sehr oberflächlich 
behandelt hat, scheint mir voreilig und nicht gehörig begründet- 
Er verkennt die Dienste, welche das junge Wiener Institut, na­
mentlich mit Rücksicht auf die Bildung von Eisenbahngesell­
schaften, bereits geleistet hat.

Am icus. Er verkennt diese ebenso wenig als ich. Kredit-
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banken werden jene Dienste leisten, die in ihrer Natur liegen, 
aber keine anderen. Solche Anstalten, die uns eine rasche und 
befruchtende Zirkulation des Geldes bringen sollen, werden sie 
nicht entbehrlich machen können. Die Extase, in welche manche 
Journale durch den Jahresbericht des Pariser Creditmobilier ver­
setzt wurden, hat auch mich durchaus nicht ergriffen, zumal die 
33% Gewinn, die derselbe unter seine Aktionäre vertheilt hat. 
eingestandenermassen zumeist von dem vortrefflichen Geschäfte 
herrühren, welches diese Gesellschaft mit den österreichischen 
Eisenbahnen und Erwerbungen gemacht hat.

S incerus. Auch Sie kritisiren, ohne etwas Besseres vorzu­
schlagen. Es bleibt aber doch wahr, dass solche Anstalten durch 
ihre Initiative und dasVertrauen, welches sie dem Publikum durch 
ihre Betheiligung an grossen und nützlichen Unternehmungen 
einflössen, die Aktion des Kapitals in Richtungen und auf Felder 
leiten, wohin es sich sonst nicht wenden würde. Der Kredit ist 
ein Produkt der neueren Civilisation, und man muss kein Ver- 
ständniss für diese haben, wenn man seine Macht und seine Wohl- 
thaten unterschätzen will.

A m icus. Dies hat und wird wohl Niemand bestreiten kön­
nen. Herr Pereire behauptet, kein materieller Fortschritt nach 
grösserem Maassstabe sei in der Zukunft ohne Hilfe jener Anstal­
ten möglich, mit welchen Frankreich, das Land kühner Initiativen, 
die Welt beglückt und die er selbst erfunden hat! Ich sehe hinge­
gen, dass dergesannnte materielle Fortschritt bis zum Jahre 1853 
überall ohne Hilfe solcher Anstalten stattgefunden hat, und dass 
selbst Frankreich inbegriffen, die Leistungen dieser Anstalten — 
die in der übrigen Welt bis zum Jahre 1855 gar nicht existirt 
haben, — im Vergleich mit dem, was ohne ihre Hilfe geleistet 
worden und geleistet wird, noch immer sehr gering ist.
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Sincerus. Sie dürfen nicht vergessen, dass Herr Pereire 
zwar spanischer Abkunft, aber ein vollkommen naturalisirter 

1 Franzose ist. Gleichwohl ist er der Mann des Moments. Der Heiss­
hunger des Publikums, sein Geld in industrielle, sich höher als 
die Staatspapiere und Hypothekardarlehen verzinsende Unterneh­
mungen und namentlich in Eisenbahnen anzulegen, besteht nun 
einmal. Der Drang, beim Kurse schnell und viel zu gewinnen, 
gesellt sieh natürlich hinzu und befördert das Börsenspiel, wel­
ches durch die Telegraphie ohnehin zum Brennpunkt der ma­
teriellen Interessen geworden, jetzt nicht mehr lokalisirt werden 
kann, sondern sich auf einem europäischen Terrain bewegt. Es 
handelt sich zunächst davon, diesen Heisshunger zu stillen und hie­
durch zugleich das allgemeine Wohl zu befördern. Dieses Mittel 
scheint Herr Pereire gefunden zu haben — wobei er allerdings 
sich selbst nicht vergessen hat. Die Zeit hat einmal denCynismus, 
selbst für ihre Krankheiten einen gewissen Kultus zu üben und 
auch zu fordern. Man muss die Zeitrichtungen begreifen, sie zu 
leiten suchen und nicht in ihrer Bekämpfung sich nutzlos ab mü­
hen. Es liegt darin, dass man dies in Paris zuerst begriffen hat, 
ein neuer Beweis der Weisheit, die dort den Vorsitz führt.

A m icus. Ganz richtig. Nur soll man die krankhaften Er­
scheinungen der Zeit nicht als Zeichen der Gesundheit, und die 
Mittel welche das Umschlagen der Krankheit in ein Siech­
thum verhindern sollen, nicht als diejenigen, die zur Erhal­
tung der Gesundheit unerlässlich sind, ausposaunen wollen. Die 
Krankheiten wollen erkannt und als solche behandelt seyn. Der 
Bericht des Herrn Pereire ist mit grosser Gewandtheit abgefasst 
und die vielen richtigen Gemeinplätze, die darin sehr gut herge­
sagt sind, maskiren das Hohle dieser Apotheose des Industrialis­
mus mit vielem Geschick. Die grossen Worte über internationa­
len Kredit und Organisation des Kredits sind ein Seitenstück zu 
den leeren Phrasen, die wir seiner Zeit über die Organisation der
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Arbeit so oft haben hören müssen. Vom internationalen Kredit ist 
indessen bis jetzt nichts Anderes zu bemerken, als dass z. B. die 
Frankfurter, Darmstädter und Dessauer Geldleute sieh beeilen 
den Gründern der Madrider Kreditanstalt ihre Aktien mit 5 0 —60°/o 
Agio abzunehmen und sieh noch glücklich schätzen, von ihren 
Lehnsherren in dieser Weise ausgezeichnet worden zu seyn. Ich 
nenne dies nicht internationalen Kredit, sondern ein Symptom des 
vorherrschenden leidenschaftlichen Hanges nach mühelosem, 
schnellem und reichlichem Gelderwerb, denn es ist einleuchtend, 
dass dabei von Berechnung keine Rede ist. Die Existenz vieler 
Kreditbanken nennt Herr Pereire Organisation des Kredits, ob­
gleich es klar ist, dass der eigentliche Zweck kein anderer ist, als 
Konzentration grosser Kapitale, um den Börsenverkehr zu beherr­
schen und mit mehr Gewinn und weniger Gefahr auszubeuten. 
Die Unternehmungen, die ins Leben gerufen werden, sind nur das 
M itte l zu d iesem  Zw ecke. Die Summen, die zu den riesigen 
Entreprisen nötliig sind, müssen in letzter Analyse stets aus den 
Taschen des grossen Publikums geholt werden. Dieses gibt jetzt 
sein Geld gerne, und sogar mit Passion her. Die Kunst des Bör­
senpublikums besteht sonach darin, vom übrigen Publikum 
seine Passionen recht theuer bezahlen zu lassen. Die Kreditban­
ken bemächtigen sich daher eines namhaften Theiles der Aktien 
und wenn der Appetit des grossen Publikums recht rege gewor­
den ist, lassen sie sich herbei demselben mit bedeutende mGewinn 
Aktien zukommen zu lassen, indem sie dafür den Dank der Zeit­
genossen gewärtigen zu können glauben und sich als Opfer der 
Verleumdung hinstellen, wenn man die Sache bei ihrem wahren 
Namen nennt. Alles dies hindert auch mich indessen nicht anzu­
erkennen, dass die Initiative dieser Anstalten sehr nützlich, und 
hier der Zweck durch die Mittel geheiligt werden kann — aber 
es scheint mir fraglich zu bleiben, ob der Hunger des Publikums, 
von dem Sie gesprochen, durch dieses beliebte Mittel in der That 
gestillt und nicht vielmehr verleidet werden dürfte.

136
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Sincerus. Sie gehen also noch weiter als Ihr Freund, der 
den Kreditbanken nicht alles zugestehen will, was man von ihnen 
erwartet, aber für das Gute doch ein Wort der Anerkennung hat. 
Aber auch Sie machen vergeblich den Versuch gegen den Strom 
zu schwimmen. Das Börsenspiel ist nun einmal ein thatsächlicher 
Zustand, es handelt sich davon, dasselbe zu diszipliniren. Dies 
geschieht durch mächtige Finanzvereine. Die Hauptsache ist, dass 
das dem Gemeinwohl Förderliche unternommen werde und es 
stehen eben keine andern Mittel zu Gebote, als die, deren Anwen­
dung die Zeitumstände gestatten. Die grossen Werke des Alter­
thums sind durch Sklavenarbeit ausgeführt worden. Die Neuzeit 
benützt den Kredit als den mächtigsten Hebel. Dass spanische 
Eisenbahnen mit Darmstädter Geld, und wallachische vielleicht 
mit spanischem gebaut werden, beweist, dass das Geld keine Na­
tionalität bat, und in seiner Bewegung durch das Vertrauen be­
stimmt wird, und das will so viel heissen als Kredit. Bei solcher 
Auffassung der Sache gibt es auf dem materiellen Felde kaum 
etwas Unmögliches mehr, und das Geld für das Nützliche muss 
immer gefunden werden, sobald das Vertrauen zu dessen Anlage 
geweckt ist. Diese kosmopolitische Funktion des Geldes zu ver­
mitteln, ist Aufgabe der Kreditbanken, deren grosse Wichtigkeit 
zu läugnen von Kurzsichtigkeit zeugen würde. Wenn auch die 
Kreditbanken eine Organisation des Kredits nicht zum Abschluss 
bringen, so bringen sie doch eine gewisse Methode in seine Wirk­
samkeit. Den Satz, dass eine veränderte ökonomische Einrichtung 
em anderes Budget gebe, finde ich in den Briefen Ihres Freundes 
ebenso wenig begründet, als seine Ein würfe gßgen die Vorschläge 
des Herrn Sylvester. Ihr Freund hat ihm auf konkrete Vorschläge 
mit einer Phrase geantwortet.

A m icus. Als wahrnehmbares Ergebniss der Kreditbanken 
ist bis jetzt allenthalben zunächst eine Belebung und Ausbreitung 
des Börsenspiels auf jene Klassen, die demselben früher fremd
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geblieben waren, hervorgetreten und die schlechten Folgen sind 
bereits bemerklieh. Selbst unsere Damen betheiligen sich daran, 
ohne zu ahnen, dass es ganz anderer Spiele bedarf, um ihre Lie­
benswürdigkeit zu erhöhen, als des Spieles mit Papieren. Durch 
das Börsenspiel, welches die Kreditbanken befördern, werden 
dem Handel und der wichtigsten aller Industrien, nämlich dem 
Ackerbau, die nöthigen Kapitale entzogen.

S incerus. Sie werden doch nicht behaupten wollen, dass 
durch die Anlage von Eisenbahnen nicht gerade das Interesse 
dieser Erwerbszweige gefördert wird. Die Kapitalien werden also 
diesen Industrien nicht entzogen, sondern zugewendet, obwohl 
auf indirektem Wege. Die Kreditbanken vermitteln diese Bewe­
gung, indem sie das Zustandekommen von Aktiengesellschaften 
zu solchen Zwecken befördern. Das Börsenspiel ist nur eine se­
kundäre Erscheinung, und seine Nachtheile werden durch die Vor­
theile, welche in der Solidarität und der kosmopolitischen Funk- 
tionirung des Kapitales liegen, bei weitem überwogen. Es wird 
hiedurch die Gesammtheit der in der eivilisirten Welt vorhande­
nen Geldmasse, für die Gesammtheit der in eben dieser auf dem 
materiellen Felde nöthigen Verbesserungen, disponibel gemacht, 
und die gewaltigen Folgen sind unausbleiblich. Es gibt mehrere 
Grossmächte, aber nur eine Weltmacht, und die heisst Geld. Die 
Kreditbanken werden gleichsam die grossen Uebungslager bilden, 
wo die neue Weltmacht ihre Streitkräfte manövriren lässt. Aber 
welcher Fortschritt in echter Gesittung! Blutlos ist der Kampf, 
der mit diesen Streitkräften ausgetochten wird, daher auch die 
Siege nur segensreich seyn können. Der Kampf gilt den Hinder­
nissen, die einer universellen Entwicklung des materiellen Wohl­
standes entgegenstehen. Die Kreuzzüge haben fehlgeschlagen, 
die Pläne Russlands, den Orient durch die Ueberlegenheit der 
Waffen zu beherrschen, zu civilisiren und dabei zu christianisiren, 
sind zu nichte geworden, der orientalische Krieg hat die orienta-
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lische Frage, weiche nichts ist, als ein Moment im Entwicklungs­
prozess der neueren Civilisation, ungelöst gelassen. Die unwider­
stehliche Expansivkraft der neuen Weltmacht allein wird diese 
Lösungen bringen. Geld wird die Civilisation des Orients begrün­
den und diese den Mohamedanismus und Paganismus verdrängend, 
den Weg ebnen, auf welchem sich das Christenthum ausbreiten 
kann. Religiöse Schwärmerei, der Durst nach Waffenruhm, Ver- 
grösserungssucht def Staaten, haben in früheren Jahrhunderten 
die Menschheit in Bewegung gesetzt. Heutzutage ist es der Durst 
nach Geld, welcher als der mächtigste Hebel wirkt, die gewaltig­
sten Erfolge hervorbringt. Es ist eine Geldfrage, welche das seit 
Jahrtausenden verschlossene chinesische Reich der übrigen Welt 
erschlossen hat. — Der Besitz und die Behauptung Indiens durch 
die Engländer findet in einer Geldfrage ihre Motivirung. In jedem 
grösseren Abschnitte der Weltgeschichte bemerken wir die Wir­
kung verschiedener Potenzen, und verschiedene Beweggründe 
setzen die verschiedenen Hebel in Bewegung — aber immer zu 
dem einen providenziellen Zwecke. Es ist nun einmal unter dem 
Einflüsse der Erfindung des Schiesspulvers, der Buchdruckerkunst, 
der Dampfkraft, des Papiergeldes und der Telegraphie eine neue 
Zeit herangereift. Bei der grossen Vermehrung des Menschenge­
schlechtes müssen naturgemäss die Fragen des materiellen Interes­
ses die dominirenden sevn. denn der Mensch muss vor allem ge­
nährt werden, daher die Aufgabe, dass hinlängliches Brod vor­
handen sey. die erste von allen und der Staatsmänner würdigste 
geworden ist. Ganz richtig hat also Herr Pereire bemerkt, dass di*' 
Erschliessung der Kornkammern Ungarns und Spaniens für das 
übrige Europa von grösserer Wichtigkeit sey, als die Entdeckung 
der australischen und kalifornischen Goldlager, welcher Ausspruch 
Ihren Freund nur erfreuen kann, vermöge der Wichtigkeit, die 
darin seinem Vaterlande beigelegt wird.

A m icus. Ich kann mich umöglich in eine Erörterung aller
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jener Fragen einlassen, die Sie hier angeregt haben. Ich sehe 
wohl, dass Sie die Zeit herangekommen glauben, wo der Bestand 
der Staaten von dem bekannten Auskunftsmittel römischer Impe­
ratoren: panem et circenses (Brod und Spiele) bedingt wird, 
und an die Stelle der Circenses scheinen Sie das Börsenspiel 
setzen zu wollen. Dieses Auskunftsmittel hat die altrömische Ci­
vilisation vor sittlicher Fäulniss, geistigem Verfall und endlich vor 
gänzlichem Untergang nicht bewahrt.

S incerus. Sie vergessen, dass seitdem die christliche Idee 
unvergängliche Wurzeln geschlagen hat : den Associationsgeist, 
der auf dem materiellen Felde Wunder wirkt, können Sie in un­
zähligen Vereinen, zur Förderung christlicher und humanistischer 
Zwecke wirkend und Segen verbreitend, beobachten. Es ist eben 
die neue Zeit zugleich eine christliche, und das schützt sie vor 
Verwilderung, Versumpfung und Verdummung. Jeder Fortschritt 
auf dem materiellen Felde wird zur Veranlassung neuer Erfah­
rungen und Entdeckungen auf dem Gebiete der Wissenschaften.
und die Träger der letzteren nehmen unter den neuen Potenzen,

» .
die in der Gesellschaft aufgetaucht sind, eine hervorragende 
Stelle ein.

Am icus. Die Poesie des Materialismus, die Sie mir vorge­
sungen haben, hat mich kalt gelassen. In Geldsachen sind mei­
stens Juden die Tonangeber. Von solchen Missionärs erwarte ich 
für Ausbreitung des Christenthums gar keine Resultate. Es 
ist mir nicht ganz klar, wie der moderne Staat, der nach 
langen Kämpfen alle organischen Kräfte sich unterworfen 
und alle gesellschaftlichen Potenzen seinen Zwecken unterge­
ordnet hat, mit der neuen unfassbaren Weltmacht fertig 
werden will. Um aber bei unserem Gegenstände zu blei­
ben, muss ich bemerken, dass die Freude meines Freundes 
über den Ausspruch des Herrn P ere ire  nicht gar zu gross sevn
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wird. Mit Phrasen wird Ungarn, welches in Paris noch mehr 
eine terra in cogn ita  ist, als leider für Viele in Wien, nicht ge­
holfen. Sie werden wohl zugeben müssen, dass das Zustandekom­
men von Aktiengesellschaften für die Ausführung der projektirten 
Unternehmungen noch keine Bürgschaft bietet. In letzter Ana­
lyse kommt es darauf an, dass die Einzahlungen geleistet werden. 
Wenn nun die Vermittlung der Kreditbanken zu einem Ueber- 
maass von Unternehmungen führen sollte, so vermindern sieh die 
Chancen der möglichen Ausführung in dem Maasse, als durch den 
Gewinn, den die Kreditbanken an den Aktien machen, die letzte­
ren vertheuert worden sind.

S incerus. Die Einzahlungen werden durch das Vertrauen 
auf die Rentabilität der Unternehmungen am besten gesichert. 
Die Aktion der Kreditbanken dient dazu, dieses Vertrauen zu er­
halten, der Gewinn, den sie machen, ist ein Symptom dieses Ver­
trauens. Wenn die Aktienkurse von Unternehmungen, die in der 
Ausführung begriffen sind, unter pari sinken, werden nur Wenige 
einzahlen wollen, wenn dagegen die Kurse hoch sind, zahlt Je­
dermann gerne ein. weil kein Risico damit verbunden ist. Hiezu 
brauchen wir die Kreditbanken.

A m icus. Wir wollen dies jetzt dahingestellt seyn lassen. 
Allerdings mag es für den Augenblick voreilig scheinen, über die 
Wirkungen der Kreditbanken im Grossen und Ganzen ein Urtheil 
zu fallen. Den Satz meines Freundes, dass ein von der Noth des 
Defizits nicht geplagter Finanzminister die beste Garantie der 
Bankorganisation sey, werden Sie wohl auch bis dahin geltenlassen.

S incerus. Gerade diesen Zweck hat Herr S y lv ester  im Auge.

A m icus. Es könnte demselben mithin eine Organisation des 
Bank- und Geldwesens, welche die Deckung des Defizits durch 
Papiergeldemissionen für die Zukunft unmöglich macht, nur er­
wünscht seyn.
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Sincerus. Es handelt sich aber zunächst von der Herstel­
lung des Gleichgewichts im Staatshaushalte, und zu diesem 
Zwecke wird man wohl durch Erhöhung der bestehenden und 
neue Steuern mit Sicherheit gelangen.

A m icus. Das ist gerade die Frage, ob zu diesem Zwecke 
nur dieser einzige Weg führe. Vielleicht wird mein Freund die 
Vorschäge des Herrn S y lvester  einer eingehenden Beleuchtung 
unterziehen wollen. Vorläufig hat er mir einige Tabellen mitge- 
theilt und seine Bedenken gegen den Ideengang des Herrn S y l­
vester in eine kurze Punktation zusammengefasst. Ich will Ih­
nen das Ganze vorlesen, wobei ich bemerke, dass nach Angabe 
meines Freundes die Jahre 1845 und 1851, aus dem bekannten 
Werke des Freiherrn von Reden: „Staatshaushalt des österreichi- 
sen Kaiserstaates, Darmstadt 1853,“ welcher aus amtlichen 
Quellen schöpfte, entnommen und das Jahr 1855 aus dem amtli­
chen Theile der Wiener Zeitung Nr. 74, 1856 hinzugefügt wor­
den ist. Der leichteren Uebersicht wegen hat Freiherr von R e­
den die Ausgaben des Jahres 1845, nach ihren verschiedenen 
Kategorien, in die Rubriken der später errichteten Ministerial- 
Departements einbezogen. Der zehnjährige Zeitraum von 1845 bis 
1855 dürfte aus dem Grunde einen belehrenden Ueberblick bie­
ten, weil 1845 ein vormärzliches Normaljahr darstellt, während 
das Jahr 1855, in welchem die neueingeführten Steuern und 
Maassregeln ihre Wirksamkeit bereits geäussert haben, uns das 
Bild eines nachmärzlichen Normaljahres, wenn auch nicht mit 
vollständiger, so doch mit annähernder Genauigkeit vor Aagen 
logt. Das zwischen beiden liegende Jahr 1851 bezeichnet den An­
fang der Wirksamkeit der eröffneten Finanzquellen auf einem er­
weiterten Gebiete. Hören Sie also zuförderst die auf die Einnah­
men sich beziehende Tabelle.
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S in ceru s. Diese Tabelle beweist die grossen Hilfsmittel des 
Kaiserstaates. Als ein Normaljahr kann jedoch 1855 nicht ange­
nommen werden. Die unzureichende Ernte, die durch die Kriegs­
gefahr verursachten Störungen ■wirkten ungünstig auf die Ergeb­
nisse dieses Finanzjahres. Sodann zeigt Ihnen diese Tabelle, dass 
das Zollgefäll nicht einmal einen halben Gulden, die Verzeh­
rungssteuer nur beiläufig dreiviertel Gulden per Kopf der Bevöl­
kerung geliefert haben. Es ist klar, dass diese beiden Quellen ei­
ner grossen Steigerung fähig sind.

A m icus. Allerdings, und zwar nicht auf dem Wege der 
Steuererhöhung, welche nur die Defraudationen vermehren würde 
sondern vielmehr auf dem durch die Finanzverwaltung eingeschla­
genen Wege der Beförderung des Verkehres, Erhöhung des 
Wohlstandes, Steigerung des Verbrauchs.

S in ceru s. Ich wollte mich nur gegen die Aufstellung des 
Jahres 1855 als Normaljahr verwahrt haben. Wie Sie wissen, ist 
in den ungarischen Ländern der stabile Kataster noch nicht ein­
geführt, sondern nur ein Grundsteuerprovisorium im Zuge. Der 
stabile Kataster wird mit Bezug auf die Grundsteuer einen we­
sentlichen Zuwachs an Einnahme ergeben.

A m icus. Das wird wohl Niemand läugnen können, gleich­
wohl muss für die nächste Zeit dieses erhoffte grössere Ergeh- 
niss ausser Berechnung bleiben, vor der Hand können wir nur 
eine Zunahme der Einnahmen im Jahre 1855 gegen 1845 von 
97,942,592, des Jahres 1855 gegen 1851 von 56,495,229, und des 
Jahres 1855 gegen 1854 von 11,391,584 Gulden konstatiren.

S in ceru s. Wenn wir auch nur dieses Fortschreiten in den 
Einnahmen als anhaltend annehmen wollen, so dürfte das Jahr 
1858 mit einem ordentlichenEinnahmeergebniss von 291 Millionen
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abschliessen, es ist jedoch mehr als wahrscheinlich, dass in Folge 
des grossartigen Impulses, der unserer materiellen Entwicklung 
gegeben worden ist, der Ertrag der directen und indirecten 
Steuern nunmehr in einem viel grösseren Maasse als bisher sich 
erhöhen wird.

A m icus. Wenn wir die verschiedenen Einnahmequellen ab­
gesondert ins Auge fassen, so zeigt sich im Jahre 1855 gegen
1851 eine Mehreinnahme:
bei den directen Steuern von ..........................................  17,466,427

„ „ indirecten „   30,047,253
„ dem Staatseigentlmme ..........................................  2,972,460
„ den verschiedenen Einnahmen.................................  4,282,640

mithin, die Ueberschüsse des Tilgungsfondes nicht 
gerechnet, im Ganzen v o n .........'.................................... 54,768,780
Das gibt für diese fünfjährige Periode einen Jahresdurchschnitt 
von beiläufig 10‘/ 2 Millionen. In Hinblick auf 1858 muss aber 
berücksichtigt werden, dass die nördliche und südöstliche Staats­
eisenbahn an eine Gesellschaft abgetreten, Staatsgüter imWerthe 
von 155 Millionen an die Bank überantwortet worden sind. Die 
Einnahmen von diesen zwei Quellen dürften daher im Jahre 1858 
sich niedriger stellen, und ich glaube kaum, dass wir hinter der 
Wahrheit Zurückbleiben, wenn wir im Ganzen bei einer jährli­
chen Gesammtmehreinnahme von beiläufig 6 Millionen für die 
nächsten drei Jahre stehen bleiben — Herr S y lv e ste r  nimmt 
nur 5 Millionen jährlich an.

S in ceru s. Die Einnahmen von diesen Staatsgütern dienen 
zur Verminderung der Schuld an die Bank.

Am icus. Da aber diese Ausgaben in der Rubrik der beson- 
dern Verwendung erscheinen werden, so kann auch die Einnahme

10
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aus welcher diese bestritten wurden, nicht mehr in die Reihe der 
ordentlichen Einnahmen gezogen werden.

S in ceru s. Immerhin dienen sie dazu die schwebende Staats­
schuld zu vermindern, mithin wird hiedurch die zu den besonde­
ren Verwendungen erforderliche Gesammtsumme sich niedriger 
stellen müssen.

A m icus. Die zweite Tabelle umfasst eine vergleichende Zu­
sammenstellung der ordentlichen Staatsausgaben in den Jahren 
1345, 1851 und 1855, die Sie nun hören mögen:
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Sie ersehen daraus, dass die Staatsausgaben in einer viel rasche­
ren Progression gestiegen sind, als die Einnahmen. Wir hatten
einen Einnahme-Zuwachs 
für die fünfjährigen Perioden:
1845 auf 1851 von .........................................................  41,447,363
1851 auf 1855 v o n .......................................................  56,495,229
und für die zehnjährige 1845 auf 1855 von . . . 97,942,592
Hingegen haben wir hier eine Ausgaben Vermehrung : 
für die fünfjährigen Perioden:
1845 auf 1851 v o n .......................................................  107,911,803
1851 auf 1855 von . . .  : ................................................. 40,088,999
und für die zehnjährige Periode
1845 auf 1855 v o n .........................................................  147,921,802
Das gibt im Jahresdurchschnitt einen jährlichen Einnahmezuwachs 
in runden Zahlen von 9,790,000, hingegen eine Ausgabenvermeh­
rung in der ordentlichen Gebarung von 14,790,000 jährlich. Wird 
das Jahr 1855 abgesondert ins Auge gefasst, so hat in demselben 
gegen 1854 eine Mehreinnahme stattgefunden von 11,391,584, 
hingegen eine Mehrausgabe gegen 1854 von 6.345,988. Im Jahre 
1854 war der Gesammtabgang in der ordentlichen Gebarung 
49,195,957, im Jahre 1855 42,366,754.

S in ceru s. Hierauf zielen zunächst die Vorschläge des Herrn 
S y lv e s te r , der durch Steuerregulirungen, Erhöhungen und ei­
nige neue erst zu eröffnende Quellen, dieses ohnedies sich allmälig 
vermindernde Defizit decken, und dadurch ein Gleichgewicht im 
Staatshaushalte hersteilen möchte.

Am icus. In dieser Beziehung verweise ich Sie auf die Punk­
tation meines Freundes. Um den Ideengang Herrn S y lv ester s  
vollständig würdigen zu können, muss ich Ihnen noch die zwei 
rückständigen Tabellen mittheilen. Die erstere bezieht sich auf 
die Staatsschuld und ihr Erforderniss, die zweite auf die ausser-
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ordentlichen Ausgaben, welche in den veröffentlichten amtlichen 
Ausweisen unter der Rubrik besondere V erw endungen er­
scheinen, und in den ord en tlich en  Staatsausgaben nicht begrif­
fen sind. Wir wollen vorerst jene Tabelle lesen, welche sich auf 
die Staatsschuld bezieht.

Oesterreichische Staatsschuld.

B  e  s  t a  n d  d e r s e l b e n E r f o r d e r n i s s  d e r s e l b e n

1 8 4 8
E n d e  J u n i

1853 1 858 1848 1S55 1 8 5 5

l a u t  V o r la g e  d e s  
F i n a n z m i n i -  
s te r s  a n  d e n  
R e ic h s  t a g

n a c h  d e r  B e ­
r e c h n u n g  d e s  
B a r o n  R e d e n  
z u  A n f a n g  d e s  
V e r w a l t u n g s ­

j a h r e s  1853

w a h r s c h e i n l i ­
c h e r , m it  H in z u ­

r e c h n u n g  d e s  
A n le h e n s  v o m  

J a h r e  1 8 5 3 , d e s  
L o t t o - A n le h e n s  
v o n  1 8 5 4  u n d  
d e s  N a t i o n a l -  

A n le h e n s

n a c h  d e n  
a m t l ic h e n  
A u s w e i ­
s e n  la u t  

V o r la g e  a n  
d e n

R e ic h s t a g

n a c h  d er  
W ie n e r  
Z e i t u n g

w a h r s c h e i n l i ­
c h e s  , n a c h  
v o l l s t ä n d ig e r  
E i n z a h l u n g  

d e s  N a t i o n a l -  
A n le h e n s

V e r s c h ie d e n e
V e r z in s u n g e n

A u f  5 %  E ffe c ­
t e n  r e d u c ir t

A u f  5%  E ffe c te n  
r e d u c ir t

4 3 ,3 6 9 ,3 1 2 7 7 ,4 0 7 ,5 3 2 9 0 ,0 0 0 ,0 0 0  
m it  R ü c k s i c h t

1 ,0 7 6 ,6 4 6 ,2 9 5  
o h n e  d e r  lo m ­

b a r d is c h e n  
S c h u ld  , im  B e ­

t r a g e  a u f  5 %  
E ffe c te n  r e d u c ir t  

v o n
5 8 ,0 9 7 ,0 4 3  
a b e r  e i n ­

s c h l i e s s l i c h  d er  
d e m  T i l g n n g s -  
fo n d  g e h ö r e n d e n  

1 8 2 ,7 7 3 ,0 ^ 0  
d i e  s c h w e b e n d e  

S c h u ld  i n b e ­
g r if fe n  m it  

1 1 4 ,1 0 2 ,6 0 0 .

1,27 7 ,5 1 4 ,3 4 6  
e i n s c h l i e s s ­
l ic h  d e r  d e m  

T i lg n n g s f o n d  
g e h ö r e n d e n  
1 4 0 ,1 9 7 ,4 2 9  

D a z u  S t a a t s ­
p a p ie r g e ld  : 
v e r z i n s l i c h  
1 7 ,0 4 2 ,3 5 0  

u n v e r z in s l i c h  
1 4 3 ,3 3 1 ,4 4 3  
W . - W ä h r .  

2 ,4 8 1 ,1 6 7  
K a s s e n a n ­
w e i s u n g e n  
1 8 ,0 0 0 ,0 0 0 .

1 ,7 0 0 ,0 0 0 ,0 0 0  
e in s c h l i e s s l i c h  
d er  d e m  T i l ­

g u n g s f o n d  g e h ö ­
r e n d e n  O b lig a ­
t io n e n ,  a b e r  d ie  

S c h u ld  a n  d ie  
B a n k  n i c h t  g e ­
r e c h n e t ,  s o  a u c h  
d ie  e t w a  s c h w e ­
b e n d e n  a n d e r e n  

S c h u ld p o s t e n  
n ic h t  in b e g r i f ­

fe n .

d e r  V e r z i n ­
s u n g  d e s  d a ­
z u m a l  v o l l ­

s t ä n d ig  e i n g e ­
z a h l t e n  N a -  
t i o n a l - A n l e -  

h e n s ,  d e r  
I .o t t o - A n le -  

l i e n s - G e w i n n -  
s t e  v o n  d e n  
J a h r e n  1 8 3 4  

u . 1 8 3 9 , u .  d e r  
lo m b a r d is c h e n  
M o n t e - S c h u ld .

Sincerus. Das Anwachsen der Staatschuld findet in den 
bekannten politischen Ereignissen seine Erklärung. Eine Staats­
schuld von 1700 Millionen gibt für die 38 Millionen Bewohner 
der Monarchie beiläufig 45 Gulden per Kopf, während in dem 
von Ihrem Freunde so sehr bewunderten England sechsmal, und 
in dem kleinen Holland achtmal so viel auf den Kopf entfallen.
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und der Staatskredit dennoch in beiden festbegründet ist. In gros­
sen Staaten ist der Staatskredit vom Belauf der Staatsschuld unab­
hängig. Es fragt sich vor Allem, ob der Nationalreichthum ent­
wickelt und im Fortschreiten begriffen, und zunächst ob man steuer- 
zahlungsfähig sey. Nur wo diese Bedingungen fehlen, findet Ver­
schuldung statt. Das jährliche Erforderniss der englischen 
Staatsschuld absorbirt die Hälfte des gesammten Staatseinkom­
mens. während die unsrige, selbst wenn sie in drei Jahren 90 Mil­
lionen jährlich erfordern sollte, bei dem damaligen voraussichtli­
chen Stande der Staatseinnahmen nicht ganz ein Drittheil dersel­
ben in Anspruch nehmen wird.

A m icus. Sie dürfen dabei nicht vergessen, dass die eng­
lische Staatsschuld in den Händen von Engländern sich befin­
det, während die Zinsen der unsrigen zu einem beträchtlichen 
Theile in das Ausland wandern, ferner dass während bei uns 
mehr als der dritte Theil des Staatseinkommens für die Zivilver­
waltung verausgabt wird, in England dieser Dienstzweig davon 
nur beiläufig den sechsten Theil absorbirt. Die Ursache mag, wie 
ein in den Geschäften ergrauter Schriftsteller sagt, vielleicht dar­
in liegen, „dass die brittisehe Verwaltung nicht durch besoldete 
Beamte, in mancherlei Abstufung von Ober- und Unterbehörden, 
nicht durch eigene immerwährende Einwirkung; schreibender Re- 
gierungsgewalten, welche alles wissen, Alles leiten und regeln 
wollen und den Zwischenbehörden jede Bewegung vorschreiben 
möchten, gehandhabt wird, sondern dass sie der eigenen Einsicht 
und Thätigkeit der Einwohner eine grosse Masse von Geschäften 
überträgt, dass sie für alle übrigen nur wirkt, durch Abfassung 
von Gesetzen und Verfahrungsregeln, durch Auswahl der zur 
Ausführung geeignetsten Männer, welche solche unentgeltlich, 
als Nebensache bei ihrem eigentlichen Berufe verrichten, und dass 
sie die Kontrolle ihrer Amtsgeschäftigkeit und Pflichtmässigkeit 
hauptsächlich dem Publikum überlässt.“
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S in ceru s. Nachdem Sie sich gegen alle Analogien zwischen 
Frankreich und Oesterreich mit so vielem Eifer verwahrt haben, 
kann ich unmöglich zulassen, dass Sie ganz unpassende anderer 
Art aufstellen.

Am icus. Das Vorangehende ist die Ansicht des k. k. Ge- 
heimrathes Ritters von Hauer, früheren Vize-Präsidenten der 
allgemeinen Hofkammer, die er in seiner Schrift „über Oester­
reichs Staatsausgaben“ Seite 376 ausgesprochen hat. Was nun 
den Bestand der Staatsschuld und ihres Erfordernisses anbelangt, 
so ist die Kenntniss dieser beiden Daten zum Verständniss der 
Sachlage jedenfalls unentbehrlich und Sie werden wohl zugeben 
müssen, dass die letztere, wenn auch durchaus nicht eine verzwei­
felte, aber doch immerhin eine ernste und zur Vorsicht mah­
nende sey.

S incerus. Vorsicht werden Sie wohl unserer Finanzverwal­
tung Zutrauen.

A m icus. Ich kann Ihnen nicht verhehlen, dass meine und 
meines Freundes Hoffnungen gerade auf jene gerichtet sind, denn 
Sie scheinen mir in Finanzsachen sanguinischer und durchaus nicht 
geneigt zu seyn, aus der mitgetheilten Tabelle irgend eine Lehre 
für die Zukunft zu entnehmen.

S in ceru s. Auch sehliesst dieselbe durchaus nichts in sich, 
was zu gegründeten Besorgnissen in irgend einer Weise veranlas­
sen könnte. Sie beweist Ihnen vielmehr, dass die so lästige Wucht 
von Staatspapíeígeld unsere Finanzen nicht mehr drückt, und dass 
auch die Bankschuld befriedigend geregelt ist, wissen Sie. Das 
sind sehr wesentliche Resultate und mit Recht als Vorboten wei­
terer gedeihlicher Entwicklungen zu begrüssen. Hat auch in ei-



152

aer 13jährigen, von politischen Krisen heimgesuchten Epoche ein 
sehr bedeutendes Anwachsen der Staatsschuld stattgefunden, so 
haben sich andererseits gleichzeitig die Hilfsquellen des Staates 
ausserordentlich vermehrt, und sind eben in einer grossartigen 
Entwicklung begriffen. Es beweist die Finanzgeschiehte der mei­
sten Staaten und namentlich Englands, dass gerade während sol­
cher Epochen sich der Nationalreichthum in früher nicht geahn­
tem Maasse entfaltet hat. Das Nämliche sehen wir bei uns. Die 
englische Staatsschuld hat die kolossale Ziffer von 20 Milliarden 
Franken beinahe erreicht, während die unsrige nicht einmal 41/., 
Milliarden beträgt. Ich hoffe noch die Zeit zu erleben, wo wir je­
nen Theil derselben, der sich in den Händen der Ausländer befin­
det, zurückkaufen können; dann wird das Ganze nichts als einen 
Zuwachs an Nationalkapital darstellen.

Am icus. Gegen diese Art den Nationalreichthum zu ver­
mehren , hätte ich jedenfalls sehr wesentliche Bedenken. 
Sind die Besitzer von Staatspapieren Kapitalisten, so sind die 
Steuerpflichtigen, aus deren Taschen die Zinsen bezahlt werden. 
Schuldner und da wird das Haben durch das S o ll aufgehoben. 
Was speziell die ausserordentlichen Ausgaben betrifft, so haben 
in Folge der politischen Konjunkturen allerdings sehr bedeu­
tende Auslagen dieser Art Platz greifen müssen.

S in ceru s. Es waren rein zufällige Veranlassungen, welchen 
das Wachsthum unserer Schuld vornehmlich zugeschrieben wer­
den muss. Die nunmehrige Konsolidirung der Verhältnisse schliesst 
die Wahrscheinlichkeit ihrer Wiederkehr aus.

A m icus. Ich finde in den erwähnten Quellen als ausseror­
dentliche Ausgaben in dieser zehnjährigen Periode die nachfolgen­
den verzeichnet :
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Im Jahre 1849 Silberanschaffungskosten und Einlö- fl.
sung ungarischer 1 und 2 Gulden-Noten . . . .  3,823,774

Kriegsrüstungen im Herbst 1851 ..............................  15,179,000
Zahlungen an Russland für die Hilfeleistung in den

Jahren 1850, 1851, 1852 .....................................  4,600,226
Okkupation der Herzogthümer Schleswig - Holstein

1851, 1852 .............................................................. 6,525,022
Ausserordentliche Ausgaben im Jahre 1853..............  7,647,018
Ausserordentlicher Militäraufwand 1854 .................. 91,294,664
Desgleichen 1855 .................   101,810,513

Dies gibt allein 230,880,217

S in ceru s. Die Jahre 1848, 1849 und 1850 haben Sie zu 
erwähnen ganz vergessen, wo doch aus bekannten Ursachen zu 
Kriegs- und militärischen Zwecken so beträchtliche Ausgaben 
Platz greifen mussten.

Am icus. Ich finde für das Jahr 1848 die Auslagen des
Kriegsministeriums mit ..............................................  72,290,459
für 1849 m it....................................................................  165,081,884
und für 1850 m it ............................................................ 126,162,936
angeführt. Von dieser Gesammtsumme v o n .............  363,535,279
werden allerdings wenigstens 100 Millionen als ausserordentliche 
Auslagen den obigen 230 zugeschlagen werden müssen.

S in ceru s. Auslagen dieser Art müssen nothwendig in der 
Finanzgeschichte jeder Grossmacht Vorkommen, und ich kenne 
keinen Staat, der solchen ausserordentlichen Vorkommnissen durch 
die Mittel, die sein ordentliches Einkommen bietet, zu begegnen 
im Stande gewesen wäre.

A m icus. Wenn ich diesen Satz auch nicht bestreiten kann, 
so werden Sie andererseits zugeben, dass es sehr weise sein würde,
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•lie Steuevkräfte gerade in Hinblick auf solche Eventualitäten in 
friedlichen Zeiten zu schonen. Um aber zu Herrn S y lv e ste r  zu-- 
rückzukehren, müssen wir noch die vierte und letzte Tabelle 
lesen.

Vergleichende lebersieht der besonderen Zuflüsse.
1845 , 184«. 

1 8 4 7 ,
z u s a m m e n

1 8 4 8 , 1849. 
1 8 5 0 , 1 8 5 1 ,  

1 8 5 2 ,
z u s a m m e n

1 853 .
1 8 5 4 , 1 8 5 5 . 
z u s a m m e n

J D u r c h  V e r m e h r u n g  d er  f u n d ir le u  
S c h u ld 3 4 ,1 1 4 .0 4 0 2 0 4 .6 1 0 ,3 5 1 7 3 ,3 4 3 ,3 7 4 3 2 6 ,7 4 3 ,1 9 1

2 D u r c h  V e r m e h r u n g  d e r  s c h w e ­
l e n d e n  S c h u ld 5 ,5 9 7 .0 0 0 6 7 ,9 9 9 ,7 0 1 1 0 ,5 2 1 ,8 9 2

»
3 ,0 7 5 ,4 9 5

3 D u r c h  V o r s c h ü s s e  d e r  B a n k 7 5 ,0 0 0 ,0 0 0 1 6 7 ,0 2 1 ,6 7 0 1 4 1 ,8 2 1 ,5 7 6
4 D u r c h  l l i n a u s g a h e  v o n  S t a a t s ­

pa p ie r g e ld 2 1 9 ,3 2 6 ,2 3 0 5 1 ,6 0 7 ,2 8 8
0 D u r c h  m e h r  e i n g e z a h l t e  a l s  e r ­

f o lg t e  G r u n d e n t la s t u n g s k a p i ­
t a l i e n  u n d  H e u te n 1 6 ,4 b 5 ,2 0 ö

5 ,1 7 5 ,4 0 0

'

9 ,0 9 5 ,3 5 2 1 1 ,4 5 5 ,7 3 9
3 ,3 2 1 ,0 1 86 D u r c h  W e c h s e l g e s c h ä f t e »

7 E i n z a h l u n g  d e r  ö s t e r r e ic h i s c h e n  
S t a a t s e i s e n b a h n  -  G e s e l l s c h a f t  
fü r  d ie  ü b e r l a s s e n e n  E i s e n ­
b a h n e n * » 2 2 ,4 8 9 .2 3 0

Vergleichende lebersicht der Verwendung der besonderen
Zuflüsse.
1 8 4 5 , 1 8 4 6 ,  

1 8 4 7 ,
z u s a m m e n

1 8 4 8 , 1 849 , 
1 8 5 0 , 1 8 5 1 , 

1 8 5 2 ,
z u s a m m e n

1 8 5 3 , 1 854 , 

z u s a m m e n

1 8 5 5 .

1 Z u r  V e r m in d e r u n g  d e r  f u n d ir te n  
S c h u ld 2 1 ,7 8 5 ,5 7 8 2 5 ,8 2 5 ,1 2 6 1 3 ,3 5 0 ,6 6 8 1 0 ,3 7 3 ,4 1 3

2 Z u r  V e r m in d e r u n g  d e r  s c h w e ­
b e n d e n  S c h u ld 3 5 0 .0 0 0 2 0 ,2 6 9 ,3 9 4 4 .6 7 4 .0 0 0

3 Z u r  R ü c k z a h lu n g  a n  d ie  B a n k 1 4 5 ,0 2 1 ,6 7 0 1 7 ,0 0 0 ,0 0 0 »
4 Z u r  E i n l ö s u n g  d e s  S t a a t s p a ­

p ie r g e ld e s 5 8 ,4 3 7 ,9 9 0 1 4 ,3 9 8 ,0 8 2 1 6 4 ,3 0 3 ,7 3 0
5 Z u r  T i lg u n g  v o n  W e c h s e l s c h u l ­

d e n  u n d  z u  W e c h s e l g e s c l i ä f t e n » 5 ,5 0 0 ,8 5 6 3 3 ,8 8 3 3 ,8 7 3 ,6 1 2
6 Z u r B e r i c h t ig u n g  v o n  D a z -  E n t ­

s c h ä d i g u n g s - K a p i t a l ie n 2 ,1 0 3 .5 3 5 3 ,0 2 1 ,4 8 8 4 1 6 ,1 5 6 1 7 3 ,6 3 7

* Z u r  B e r ic h t ig u n g  v o n L a u d e in i a l -  
E n t s c h ä d ig u n g s - K a p  i t a l ie n » 8 ,8 4 3 ,0 0 7 6 ,1 2 6 ,8 2 5

8 Z u m  H a u e  u n d  z u r  E r w e i t e r u n g  
d e r  B e t r ie b s m it t e l  d e r  S t a a t s -  
e is e n b a h i t e n  , E r r ic h t u n g  v o n  
T e le g r a p h e n ,  E i n r ic h t u n g  v o n  
P r i v a t - E i s e n  b a h n e n 5 5 ,8 6 9 ,7 7 2 8 1 ,6 6 9 ,3 3 2 4 8 ,5 1 8 ,0 4 1 3 1 ,2 6 8 ,6 4 1

9 Z u  V o r s c h ü s s e n  a u f  U r l ia r ia l -  
E n t s c h ä d ig u n g e n 1 2 ,9 3 6 ,8 1 9 7 ,5 5 4 ,9 4 5 1 ,2 4 5 ,0 3 2

10 Z u r  D e c k u n g  d e r  o r d e n t l ic h e n  
u n d  a u s s e r o r d e n t l ic h e n  A b ­
g ä n g e 7 ,0 6 0 ,3 3 1 3 3 7 ,5 5 2 ,2 7 3 1 9 7 ,5 3 6 ,5 5 7 1 3 8 ,8 9 9 ,2 9 1
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Wie Sie bemerkt haben werden, ist in dieser Tabelle die Ge- 
sammtsumme nicht ausgedrückt, da sie für unseren Zweck hier 
nicht nothwendig ist. Die zwischen der Summe der besonderen 
Zuflüsse und ihrer Verwendung bestehende Differenz wurde nach 
Angabe der erwähnten Quellen zur Vermehrung der Kassabe­
stände und zu anderweitigen zur reellen Gebahrung nicht gehöri­
gen Vorschüssen verwendet. Viele der angeführten Ansätze kön­
nen als durchlaufende Posten angesehen werden, und brauchen in 
keine weitere Betrachtung zu kommen. Anders verhält es sich 
mit den in dieser Tabelle, in der Abtheilung der Verwendungen 
unter Nr. 1 und 8 vorkommenden, sehr beträchtlichen Summen. 
Was zunächst die zur Verminderung der Staatsschuld unter Nr. 1 
verwendeten Summen betrifft , so rühren diese Ausgaben von 
Rückzahlungen von Lottoanlehenskapitalien, Einlösung von Obli­
gationen der verschiedenen in Conventionsmünze und Wiener Wäh­
rung verzinslichen Obligationen, im Sinne der eingegangenen 
Verbindlichkeiten des Staates, und endlich von Zurückziehung der 
für die Wiener Währung-Papiergeldeinlösung an die Bank aus­
gestellten Schuldverschreibungen her. In Wahrheit bilden daher 
diese Summen einen Theil des ordentlichen Erfordernisses für die 
Staatsschuld, und zwar um so mehr als die Ueberschüsse des Til­
gungsfond es in die ordentlichen Einnahmen einbezogen sind. Diese
Ueberschüsse haben nach Angabe des Freiherrn von Reden für
die acht Jahre von 1845 bis 1852 betragen.................... 84,667,300.
Nach Angabe des Herrn Sylvester im Jahre 1853 und

1854 ...............................................................................  21,875,181.
Nach Angabe der Wiener Zeitung im Jahre 1855 . . . 11,557,596.

Wenn also von der Beseitigung des Defizits die Rede ist, so 
scheint es allerdings, dass auf «lie gesammten Erfordernisse der 
Staatsschuld Rücksicht genommen werden müsse. Das Gleiche 
gilt von den unter Nr. 8 für Eisenbahnbau und Telegraphen-Ein- 
richtung verausgabten Summen. Nachdem ein Defizit in der or-
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dentliehen Gebahrung besteht, so müssen, wie natürlich, die Aus­
gaben für Anlagen dieser Art mit aufgenommenem Gelde bestrit­
ten werden. Diese letzteren Kapitalien haben jedenfalls die Wir­
kung, den Bestand der Staatsschuld zu vermehren, und äussern 
diese Wirkung auf die Erhöhung des Defizits nur dann nicht, 
wenn diese Anlagen in dem Maasse rentiren, dass ihre reinen 
Einkünfte die Zinsen der verwendeten Summen decken, oder wenn 
das Staatseinkommen dadurch auf indirektem Wege bis zum glei­
chen Betrage erhöht wird. Nachdem das Erstere bestimmt nicht 
stattfindet, so steht, selbst wenn der letztere Fall eintreten sollte, 
in der Voraussetzung eines bestehenden Defizits, doch als nicht 
zu bezweifelndes Ergebniss fest, dass der Staat fortwährend Schul­
den machen muss, und der Staatskredit nimmermehr zu einer Er­
holung gelangen kann.

S in ceru s. Diesem Uebelstande könnte dadurch begegnet 
werden, dass eine eigene Eisenbahnen- und Chausséebaukasse 
errichtet würde, die mit einer ausreichenden jährlichen Dotation 
versehen, die nöthigen Kapitalien für ihre Zwecke aufnehmen, 
und aus den Erträgnissen dieser Verkehrsmittel die Tilgungen 
vornehmen würde. Hiedurch würde für einen speziellen Staats­
zweck ein vorübergehender Kredit geschaffen, der auf seine eigene 
Hypothek und seine speziellen Hilfsmittel angewiesen wäre. Es 
ist sehr wahrscheinlich, dass in dieser Weise zugleich Ersparnisse 
in dem Jahreserfordernisse des Handelsministeriums sich erzielen 
Hessen.

A m icus. Dieses Verfahren wäre um so erwünschter, als da­
durch zugleich in den ungarisch - siebenbürgischen Ländern die 
von den 12,161 Quadratmeilen der österreichischen Monarchie 
einen Flächenraum von 5261 Quadratmeilen einnehmen, der Chaus­
seebau in grossartigem Maassstabe gefördert werden könnte,
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S in ceru s. Diesem Mangel wird wohl am besten durch die 
projektirten Eisenbahnen abgeholfen werden.

Am icus. Die Eisenbahnen können ihre ganze, und ich 
möchte sagen, zivilisirende Wirkung nur dort im vollen Maasse 
äussern, wo sie einem durch die Schiffahrt und gute Chausseen 
schon belebten Verkehre die noch fehlende Vervollständigung 
bieten, gleichsam die Krone aufsetzen. Um aber bei Her rn S y lv e ­
ster  zu bleiben,will ich nun zum Schlusselhnen noch die erwähnte 
Punktation meines Freundes, welche allgemein gehalten ist, und 
allerdings einer näheren Ausführung bedarf, mittheilen.

„1. Durch das Budget der Staatseinnahmen und Ausgaben 
wird kein Resultat des Staatshaushaltes ausgedrückt.

2. Der Begriff des letzteren ist viel umfassender, als dass er 
durch die Rechnungsabschlüsse der Einnahme und Ausgabe aus- 
gedrückt werden könnte.

3. Ein numerisches und mechanisches Gleichgewicht des 
Budget, wo nämlich die Ausgabe der Einnahme gleich ist, oder 
umgekehrt, beweist noch durchaus nicht, dass ein Gleichgewicht 
im Staatshaushalte bestehe. Der Begriff des Haushaltes fasst beim 
Staate nicht minder wie beim einzelnen Individuum die zweck­
mässige Anordnung bei Benützung der vorhandenen Kräfte und 
Thätigkeiten, die Pflege der Einnahmequellen mit Rücksicht auf 
ihre Erhaltung und Entwicklung, die Beschränkung der Auslagen 
auf das Nothwendige, die Berücksichtigung der Abstufungen in 
der Reihe des Nothwendigen, so wie endlich die Vorsorge für das 
Unerwartete in sich. Ein harmonisches Ineinandergreifen und Zu­
sammenwirken der staatlichen oder privaten Thätigkeiten in den 
erwähnten Beziehungen begründet ein Gleichgewicht im Haushalte.

4. Ein mechanisches Gleichgewicht im Budget kann neben
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einer übermässigen, selbst den bestehenden oder in der Entwick­
lung befindlichen Wohlstand angreifenden Besteuerung, und ne­
ben Verschwendung der Staatsgelder bestehen.

5. So wie zwischen einer mechanischen Verwaltungsquack­
salberei und einer Administrativpolitik ein grosser Unterschied 
besteht, eben so verhält sich die Sache in Beziehung auf finanzielle 
Plusmacherei und Finanzpolitik.

6. Mechanische Verwaltungsquacksalber werden nach vorge­
fassten Meinungen, abstrakten Theorien, willkürlich entworfenen 
Schematen handeln, die Wege der Erfahrung und der Prüfung 
aller Verhältnisse nicht wandeln.

7. Sie werden sich daher schon der papiernen Resultate 
erfreuen, und darob eine Ruhmeshymne anstimmen. oder anstirn- 
men lassen, während Administrativpolitiker die Ergebnisse ihres 
Verfahrens auf den Gebieten des wirklichen Lebens erforschen, 
und diese Beobachtungen sich zur Richtschnur dienen lassen 
werden.

8. Finanzielle Plusmacher werden nur darauf bedacht seyn. 
Geld in die Staatskassen zu leiten, unbekümmert darum, wie die 
Besteuerung auf den ökonomischen Zustand des Volkes wirkt, 
und ob sie seine Steuerkraft schont oder lähmt.

9. Sie werden daher nicht jenen Grundsatz befolgen, dass die 
Ausgaben als Mittel zum Zwecke, diesem genau angepasst seyn 
und mir innerhalb der Grenzen, die der Zweck erfordert, stattfinden 
sollen, daher auch die Steuerpflichtigen nur bis zu diesem Maasse 
in Anspruch genommen werden, — mit anderen Worten: sie wer­
den nicht darauf bedacht seyn. dass nur soviel ausgegeben werde, 
als ausgegeben werden muss, und also auch nur so viel eingenom-
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men werde, um das Nothwendige ausgeben zu können, sondern 
sie werden um dies alles unbekümmert, nur darauf bedacht seyn, 
möglichst viel einzunehmen.

*

10. Sowohl die administrative als auch die Finanzpolitik 
sind Bestandtheile der praktischen Staatspolitik im Allgemeinen.

11. Gleichwie eine a priori konstruirte Administrativpolitik 
einUnsinn ist, und dasGedeihen administrativerNormen davon be­
dingt wird, dass sie den thatsächlich bestehenden Verhältnissen 
in der Anlage und Ausführung angepasst seyen. ebenso ist eine 
a priori konstruirte Finanzpolitik ein Unsinn, und das Gedeihen 
eines finanziellen Systems wird davon bedingt, dass es den that­
sächlich bestehenden speziellen Verhältnissen angepasst werde.

12. SoAvold die administrative als auch die Finanzpolitik 
müssen unter dem Einflüsse und im Einklang jener Grundsätze 
festgestellt werden, welche einem speziellen Staate durch seine 
Geschichte, seine internationalen Beziehungen, die geographische 
Lage und natürliche Beschaffenheit, so wie durch den Kulturzu­
stand, den Charakter und die Eigentümlichkeit seiner Bevölke­
rungen als Normen praktischer Staatspolitik vorgezeichnet sind.

13. Die Doppelsorte der obenerwähnten Quacksalber ist in 
Oesterreich durch den allerhöchsten Ausspruch des Kaisers grund­
sätzlich verpönt, denn es steht im a. h. Patente von 31. Dezem­
ber 1851 das Nachfolgende:

„Um zu denjenigen Einrichtungen zu gelangen, welche ge­
eignet sind, den Bedürfnissen unserer verschiedenen \ ölker so 
wie den Bedingungen der Wohlfahrt aller Schichten desselben zu 
entsprechen, und die Stärke unserer Regierung zur Befestigung 
der äusseren und inneren Sicherheit. Einheit und Macht des Staa­
tes zu kräftigen, werden die Wenfe der Erfahrung und der sorg-
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faltigen Prüfung aller Verhältnisse eingehalten, und die daraus 
abgeleiteten organischen Gesetze fortschreitend zustande gebracht 
werden.“

14. Hiedurch ist auch mit Bezug auf Finanzpolitik die Rich­
tung vorgezeichnet, welche eingehalten werden muss; es sind näm­
lich die Wege der Erfahrung und der sorgfältigen Prüfung aller 
Verhältnisse einzuhalten, um den Bedürfnissen der verschiedenen 
Völker, so wie den Bedingungen der Wohlfahrt aller Schichten 
derselben zu entsprechen und die Stärke der Regierung zur Be­
festigung der äuseren und inneren Sicherheit, Einheit und Macht 
des Staates zu kräftigen.

15. In den wohlgemeinten Vorschlägen des Herrn S y lv e ste r  
ist von einer sorgfältigen Prüfung aller Verhältnisse keine Spur, 
und die Wege der Erfahrung werden nicht eingehalten.

16. Herr S y lv ester  schlägt Regulirung und Erhöhungbeste­
hender und Einführung neuer Steuern vor. aber er enthält sich 
einer jeden Prüfung

a) der Frage: ob aus den bestehenden Steuern in Folge durch­
greifender Reformen in der Manipulation sich kein höheres Er- 
gebniss erzielen lasse?

b) der Frage: wie würde eine weitere Erhöhung der Steuern 
auf den gesammten ökonomischen Zustand jenes 6900 Quatrat- 
meilen grossen Theiles der Monarchie wirken, wo die meisten 
der bestehenden Steuern schon seit längerer Zeit bestehen, und in 
letzter Zeit ohnedies erhöht worden sind?

c) der Frage: wie würde sie auf jenen anderen 5,260 Quadrat­
meilen grossen Theil der Monarchie wirken, wo alle jene Steuern, 
die in den übrigen Theilen der Monarchie imVerlauf von 150 Jahren
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állmaiig einheimisch geworden sind, erst seit drei Jahren einge­
führt wurden, daher ihre Wirkungen noch nicht vollständig äussern 
konnten?

d) der Frage: wie überhaupt häufige Veränderungen in der 
Besteuerung auf den Güterwerth, auf die Richtung der Kapitalien, 
auf den Kredit, auf die Erwerbsverhältnisse, und insbesondere 
dort einwirken, wo eine entwickelte Steuerfähigkeit im Allgemei­
nen noch nicht besteht?

e) der Frage: ob eine Deckung der Staatserfordernisse durch 
die Einnahmen nicht auf einem anderen, als dem von ihm empfoh­
lenen Wege möglich sey?

f )  Er enthält sich sorgfältig der Begründung seines kurzen, 
wie folgt lautenden Ausspruches: „Es wäre illusorisch zu glauben, 
dass in den nächsten Jahren zur Herstellung des Gleichgewichts 
zwischen den ordentlichen Einnahmen und Ausgaben Wesentli­
ches durch Sparsamkeit erzielt werden könnte.“

<j) Er vermeidet es gänzlich, in seinen Berechnungen auf die 
ausserordentlichen Ausgaben und Verwendungen irgend eine 
Rücksicht zu nehmen.

h) Er enthält sich der Begründung der Annahme, dass das 
Normal-Budget der ordentlichen Ausgaben, welches er zu 300 
Millionen veranschlagt, diese Ziffer nicht überschreiten werde.

i) Er unterlässt den Beweis zu führen, ob bei den verschiede­
nen Dienstzweigen, welche das Budget umfasst, eine Fixirung der 
Ausgaben möglich sey ?

11



162

k) Er unterlässt es, die Mittel anzugeben, wie das Defizit in 
der ordentlichen Gèbahrung — von der ausserordentlichen abge­
sehen —- beseitigt werden solle, wenn seine projektirten Steuer­
erhöhungen das gewünschte Ergebniss allenfalls nicht liefern, die 
Ausgaben hingegen wegen des höheren Erfordernisses der Staats­
schuld und vermehrter Auslagen anderer Dienst/,weige. in drei 
bis vier Jahren eine nur 20—30 Millionen höhere als die an 
genommene Ziffer erreichen sollten?

17. Herr S y lv e ste r  wandelt auch den Weg der Erfahrung 
nicht; denn

a) die Erfahrung zeigt, dass das Budget der Ausgaben in 
anhaltendem Wachsen begriffen ist;

b) dass in allen europäischen Staaten, welche nach der mo­
dernen Staatsidee organisirt sind, das Nämliche stattfindet;

c) dass ein Grossstaat eine mächtige militärische Organisa­
tion haben müsse;

d) dass Knauserei auf diesem Gebiete sich bitter zu rächen 
pflegt und häufig den Bestand des Staates in Frage stellen und 
seine Machtstellung gefährden kann;

e) dass unzeitige Ersparnisse auf diesem Gebiete nur vor­
übergehende und illusorische Wirkungen haben können, indem bei 
eintretender Nothwendigkeit das Fehlende mit viel grösseren Ko­
sten herbeigeseliafft werden muss;

f )  dass mithin nur dort gespart werden muss, wo ohne Ge­
fahr und sogar mit Vortheil gespart werden kann.
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18. Es kann die Krankheit der Staatsfinanzen nicht auf dem 
durch Herrn S y lv ester  angedeuteten Wege geheilt werden.

Hl. Es kann dies vielmehr nur auf dem durch das kaiserliche 
Patent vom 31. Dezember 1851 vorgezeichneten Wege geschehen.

20. Das Einnahme-Budget eines mit natürlichen und noch 
nicht vollständig entwickelten Hilfsquellen reichbegabten Staates 
wird in der nachhaltigsten und zweckmässigsten Weise, durch die 
Entwickelung und Beförderung des Reichthums seiner Bewoh­
ner, durch Stetigkeit des Rechtes und der Besteuerung, und jene 
Stabilität des politischen und materiellen Zustandes, die ein Er- 
gebniss dieser Prämissen ist, zu erhöhen sevn.

21. Wenn in einem solchen Staate, einem anhaltend wach­
senden Budget der Einnahmen gegenüber, ein fortwährend stei­
gendes Budget «1er Ausgaben und ein Defizit besteht, ist eine Fi- 
xirung der Ausgaben nach Möglichkeit anzustreben, und es wird 
ein Hinwirken auf die Steigerung der Einnahme im Wege häufiger 
Steuererhöhungen nicht zum Zieh1 führen, denn bei eingetretenen 
Störungen und Krisen liefern die Einnahmequellen in dem Augen­
blick«' die gewünschten Ergebnisse nicht, in welchem die Noth- 
wendigkoit vermehrter Auslagen eingetreten ist. und in ihrem Ge­
folge ein dauernd grösseres Geldbedürfniss sich eingestellt Itat.

22. Eine der wesentlichsten Bedingungen eines geordneten 
Finanzsystems besteht darin, in normalen und gewöhnlichen Zei­
ten wenig auszugeben und «lie Steuerkräfte zu schonen, damit in 
ungewöhnlichen Zeiten dieselben angespannt und dem erhöhten 
Geldbedürfnisse, ohne Verwirrung in die Finanzlage zu bringen, 
genügt werden könne.

23. Zu einem Gleichgewicht im Staatshaushalte kann über-
l t  *
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haupt nur die Anwendung jener Grundsätze führen, welche der 
Begriff des geordneten Haushaltes in sich fasst. Die praktische 
Anwendung dieser Grundsätze bedingt eine veränderte ökonomi­
sche Einrichtung; diese gibt ein anderes Budget. Auf den gege­
benen Zustand eines vorhandenen Defizit angewendet, heisst dies 
so viel, dass zur Beseitigung desselben nur die gleichzeitige An­
wendung der folgenden drei Mittel führe: Erhöhung des Wohl­
standes der Steuerpflichtigen. Ausgabenfixirung und Ersparnisse.

24. Eine Ausgabenfixirung lässt, sich in ruhigen und gewöhn­
lichen Zeiten bei dem Staatsschuldendienste, wenn nämlich die 
NothWendigkeit einer Vermehrung der Staatsschulden beseitigt 
wird, durchführen.

25. Ersparnisse sind bei diesem Dienstzweig nur durch die 
Wirksamkeit des Tilgungsfond es und eine Zinsenreduktion 
möglich.

26. So lange immer neue Schulden gemacht werden, ist die 
Wirksamkeit des Tilgungsfondes illusorisch.

27. Die Möglichkeit einer Zinsenreduktion auf dem Wege 
der freiwilligen Konvertirung setzt die Blüthe des Staatskredits, 
nachhaltige Ueberschüsse der Einnahmen über die Ausgaben, und 
ein Herabgehen des Zinsfusses auf dem Geldmärkte voraus.

28. Für die Ersparnisse bleiben also nur zwei Felder: die Mi­
litärverwaltung und die Civilverwaltung.

29. Das erstere Feld ist begrenzt durch die Rücksichten, 
welche dem Staate durch die Nothwendigkeit der Aufrechthaltung 
se in er  äusseren  und inneren S ich erh e it, se in er  E in ­
heit und M acht auferlegt sind.
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30. Selbst namhafte finanzielle Resultate einzelner Jahre 
können auf diesem Felde in Folge politischer Konjunkturen, in ei­
nem viel kürzeren Zeiträume, zu nichte gemacht werden.

31. Hierin liegt ein weiterer und entscheidender Beweggrund, 
die Ersparnisse in jenem Bereiche vorzunehmen, wo solche ohne 
Gefährdung der höchsten Staatsinteressen vorgenommen werden 
können. Das Feld der Civilverwaltung ist ein ausgedehntes, hiezu 
geeignetes, und lediglich dadurch begrenzt, dass solche Einrich­
tungen bestehen, welche den B ed ü rfn iss en der versch ied e­
nen V ölker und den B edingungen  der W ohlfahrt a ller  
S ch ich ten  derselb en  zu entsprechen gee ig n et sind.

32. Die Kenntniss dieser Einrichtungen wird nur eine sorg­
fältige Prüfung aller Verhältnisse und die Einhaltung der Wege 
der Erfahrung an die Hand geben.“

Sincerus. Ihr Freund hat hier die hochwichtigsten Fragen 
angeregt, und sich sehr getäuscht in dem Glauben, dass diese kur­
zen Sätze auch schon eine Begründung des Gesagten enthalten. 
Ich behalte mir vor auf diese Gegenstände zurück zu kommen.

A m icus. Ich glaube kaum, dass Sie gegen die Ansichten 
meines Freundes prinzipiell etwas einzuwenden haben werden. 
Jedenfalls muss ich Sie mit Ihren Einwürfen an ihn selbst verwei­
sen. Auch mich hat die Brochüre des Herrn S y lv ester  durchaus 
nicht befriedigt. Seine Mittel sind nichts als Palliative, und ihre 
mögliche Wirkung sehr problematisch.

S incerus. Palliativmittel haben oft das Gute, dass sie den 
Kranken in die Lage setzen, kräftigere und gründlichere Heilmit­
tel vertragen zu können.
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A m icus. Auf diese scheint es aber Herr S y lv e ste r  gar 

nicht abgesehen zu haben.

S incerus. Darauf wird es wohl nicht ankommen, und wir 
haben alle Ursache uns mit Zuvei'sicht der Hoffnung hinzugeben, 
dass uns die gründlichsten und kräftigsten zur rechten Zeit ge­
wiss nicht fehlen werden.



Druck und Papier von L e o p o l d  S o m m e r  in Wien.
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